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Wie unterscheiden sich die Lebensbedin-
gungen in Deutschland? Auskunft hierzu 
geben die Einnahmen, Ausgaben und die 
Ausstattung privater Haushalte in Ver-
bindung mit sozioökonomischen Merk-
malen. Wie hoch sind die Einkommen 
und Einnahmen privater Haushalte und 
aus welchen Quellen stammen sie? Wofür 
wird das Geld verwendet? Das folgende 
Kapitel zeigt auch, inwieweit sich die Ein-
kommens- und Ausgabenstrukturen ver-
schiedener Haushaltsgruppen unter-
scheiden und welche traditionellen und 
neuen technischen Gebrauchsgüter die 
Haushalte besitzen. 

Datenbasis für die Angaben in den 
Abschnitten 6.1.1 bis 6.1.4 sind die Ergeb-
nisse der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS). Abschnitt 6.1.5 liegen 
die Ergebnisse der Laufenden Wirtschafts-
rechnungen (LWR) zugrunde. Abschnitt 
6.1.6 zur Internetnutzung basiert auf den 
Ergebnissen der Erhebung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
in privaten Haushalten (IKT). u Info 1

Ein weiteres Thema dieses Kapitels ist 
die private Überschuldung. Hier liefert 
die amtliche Statistik Informationen zur 
Situation privater Schuldnerinnen und 
Schuldner, die ein Insolvenzverfahren 
oder die Hilfestellung einer Schuldnerbe-
ratungsstelle in Anspruch genommen 
haben. Die Daten in Abschnitt 6.1.7 be

ruhen auf den Auskünften der Insolvenz-
gerichte und den Angaben der Schuld-
nerberatungsstellen. 

6.1.1 Bruttoeinkommen  
privater Haushalte
Ein erster Indikator für die Einkommens- 
und Ausgabensituation privater Haushal-
te ist das Haushaltsbruttoeinkommen, 
das sich aus verschiedenen Einkommens-
arten zusammensetzt. u Info 2

Struktur und regionaler Vergleich 
Das durchschnittliche monatliche Brut-
toeinkommen der in der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) erfass-
ten Privathaushalte in Deutschland belief 
sich 2018 auf 4 846 Euro. Wichtigste Ein-
nahmequelle mit einem Anteil von 64 % 
waren die Einkünfte aus Erwerbstätig-
keit: Durchschnittlich 3 122 Euro im Mo-
nat stammten aus nicht selbstständiger 
und aus selbstständiger Tätigkeit. Rund 
20 % ihres Bruttoeinkommens bezie-
hungsweise durchschnittlich 993 Euro im 
Monat erhielten die privaten Haushalte 
aus öffentlichen Transferzahlungen wie 
Renten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, staatlichen Pensionen, Kindergeld 
und Kinderzuschlag, Elterngeld, Arbeits-
losengeld I und II sowie Pflegegeld. Ver-
mögenseinnahmen machten 9 % des 
Bruttoeinkommens aus. Den geringsten 
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unterschiedlich: Die Haushalte im Wes-
ten verfügten 2018 über ein monatliches 
Bruttoeinkommen von durchschnittlich 
5 086  Euro, den Haushalten im Osten 
standen mit 3 927 Euro rund 77 % des 
Westniveaus zur Verfügung. Der Anteil 
der Einkommen aus öffentlichen Transfer-

zahlungen am gesamten Bruttoeinkom-
men war in den neuen Ländern und Berlin 
mit 26 % höher als im früheren Bundesge-
biet ohne Berlin-West (19 %). Dagegen 
war im Osten der durchschnittliche An-
teil der Einnahmen aus Vermögen (7 %) 
niedriger als im Westen (10 %). u Tab 1

Anteil hatten mit durchschnittlich 6 % 
die Einkommen aus nicht öffentlichen 
Transferzahlungen wie Unterhaltszah-
lungen, Werks- und Betriebsrenten sowie 
Einnahmen aus Untervermietung. u Abb 1

Höhe und Zusammensetzung des 
Bruttoeinkommens sind in Ost und West 

u Info 1 
Was sind private Haushalte?

Als Privathaushalt gelten Personen, die zusammenwohnen und gemeinsam wirtschaften, die in der 
Regel ihren Lebensunterhalt gemeinsam finanzieren beziehungsweise die Ausgaben für den 
Haushalt teilen. Zu einem Privathaushalt gehören auch die vorübergehend abwesenden Personen, 
beispielsweise Berufspendlerinnen und -pendler, Studierende, Auszubildende, Personen im Kranken-
haus und im Urlaub. Entscheidend ist, dass die Person nur vorübergehend abwesend ist und 
normalerweise im Haushalt wohnt und lebt. Personen, die in einem Haushalt nur für sich selbst 
wirtschaften (Alleinlebende oder Wohngemeinschaften ohne gemeinsame Haushaltsführung), 
gelten als eigenständige Privathaushalte. Untermieterinnen und -mieter, Gäste und Hausangestellte 
gehören nicht zum Haushalt.

Darstellung der Ergebnisse

Die Ergebnisse werden standardmäßig für unterschiedliche Haushaltsgruppen dargestellt. Die 
Gruppierung der Haushalte erfolgt dabei beispielsweise nach Haushaltsgröße (Anzahl der Personen 
im Haushalt), Haushaltstyp (Alleinlebende, Alleinerziehende, Paare ohne oder mit Kind[ern], 
sonstige Haushalte), monatlichem Haushaltsnettoeinkommen sowie Alter der Haupteinkommens-
person, also derjenigen Person, die den größten Beitrag zum Haushaltsnettoeinkommen beisteuert. 
Als Kinder zählen alle ledigen Kinder unter 18 Jahren (auch Adoptiv- und Pflegekinder) der Haupt
einkommenspersonen oder deren (Ehe-)Partnerinnen und (Ehe-)Partner beziehungsweise gleich
geschlechtlichen Lebenspartnerinnen und -partner. Gehören volljährige Kinder oder andere Personen 
ab 18 Jahren zum Haushalt, dann zählt dieser Haushalt zu den sogenannten sonstigen Haushalten. 
Einige der Merkmale (zum Beispiel das Alter) sind personengebunden und beziehen sich auf die 
Haupteinkommensperson. Dabei ist zu beachten, dass die Ergebnisse dennoch immer für den 
Haushalt als Ganzes und nicht für die Einzelperson ausgewiesen werden.

Laufende Wirtschaftsrechnungen

Bei dieser freiwilligen amtlichen Haushaltserhebung werden rund 8 000 private Haushalte jährlich  
unter anderem zu ihren Einnahmen und Ausgaben sowie zu ihrer Ausstattung mit Gebrauchsgütern 
befragt. Haushalte aus den unterschiedlichsten sozialen Schichten nehmen an den Laufenden 
Wirtschaftsrechnungen (LWR) teil. Ausgenommen sind Haushalte von Selbstständigen und Land-
wirtinnen beziehungsweise Landwirten sowie Haushalte mit einem monatlichen Haushaltsnetto
einkommen von 18 000 Euro und mehr.

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) ist mit einem Erhebungsumfang von rund 
60 000 Haushalten die größte freiwillige Haushaltserhebung. Sie findet alle fünf Jahre statt und  
ist aufgrund des großen Stichprobenumfangs in besonderem Maße geeignet, tief gegliederte 
Ergebnisse über die Einnahmen und Ausgaben, die Vermögensbildung, die Ausstattung mit 
Gebrauchsgütern und die Wohnsituation für die unterschiedlichen Haushaltsgruppen abzubilden. 
Ergebnisse für Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, 
bleiben unberücksichtigt, da diese nicht beziehungsweise in viel zu geringer Zahl an der Erhebung 
teilnehmen. Seit 2018 gilt dies bei den Ergebnissen für die Einnahmen und Ausgaben jedoch  
nur für jene Haushalte, die regelmäßig über ein so hohes monatliches Haushaltsnettoeinkommen 
verfügen. Haushalte, die ausnahmsweise über dieser »Einkommensabschneidegrenze« lagen, 
werden berücksichtigt. Ausnahmen sind beispielsweise Einmalzahlungen (wie Erbschaften, Steuer-
rückzahlungen oder Erstattungen privater Versicherungen, Abfindungen oder Sonderzahlungen 
des Arbeitgebers), Saisoneffekte (zum Beispiel untypisch hohe Erlöse beziehungsweise Entnahmen 
aus dem Betriebsvermögen durch Selbstständige wie die private Nutzung des Firmenwagens in 
den Berichtsmonaten) oder eine sogenannte unterstellte Miete bei selbst genutztem Wohneigentum 
(bei Eigentümerhaushalten, siehe Info 2).

u Info 2 
Haushaltsbruttoeinkommen

Alle Einnahmen der Haushalte aus (selbstständi-
ger und nicht selbstständiger) Erwerbstätigkeit, 
aus Vermögen, aus öffentlichen und nicht öffent
lichen Transferzahlungen sowie aus Untervermie-
tung bilden das Haushaltsbruttoeinkommen.

Zum Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit 
zählen auch Sonderzahlungen, Weihnachtsgeld, 
zusätzliche Monatsgehälter sowie Urlaubsgeld. 
Das Einkommen aus nicht selbstständiger Er-
werbstätigkeit enthält keine Arbeitgeberbeiträge 
zur Sozialversicherung. Einkünfte aus nicht 
öffentlichen Transferzahlungen (außer Betriebs- 
und Werksrenten), aus Vermögen (darunter auch 
aus Vermietung und Verpachtung) werden nicht 
personenbezogen, sondern für den Haushalt 
insgesamt erfasst. Die Einnahmen aus Vermögen 
umfassen (nach internationalen Konventionen) 
eine unterstellte Eigentümermiete. Hierbei wird 
deren Nettowert berücksichtigt, das heißt, 
Aufwendungen für die Instandhaltung des selbst 
genutzten Wohneigentums werden von der er-
rechneten Eigentümermiete abgezogen. Hierbei 
können in Einzelfällen bei entsprechend hohen 
Instandhaltungsaufwendungen negative Eigen
tümermietwerte beziehungsweise Vermögensein-
nahmen entstehen.

 Haushaltsnettoeinkommen

Zieht man vom Haushaltsbruttoeinkommen die 
Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kirchensteuer 
und den Solidaritätszuschlag sowie die Pflicht-
beiträge zur Sozialversicherung ab, erhält man 
das Haushaltsnettoeinkommen. Zu den 
Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung zählen 
die Beiträge

	‧ zur Arbeitslosenversicherung,
	‧ zur gesetzlichen Rentenversicherung,
	‧ zur gesetzlichen, freiwilligen und  

privaten Krankenversicherung sowie
	‧ zur sozialen und privaten Pflegeversicherung.

Zum Haushaltsbruttoeinkommen hinzuaddiert 
werden die Arbeitgeberzuschüsse zur freiwilligen 
und privaten Krankenversicherung und zur 
Pflegeversicherung sowie die Zuschüsse der 
Rentenversicherungsträger zur freiwilligen und 
privaten Krankenversicherung.
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Erwerbseinkünfte

64,4

Einkommen aus 
öffentlichen 
Transferzahlungen

20,5

Einnahmen aus Vermögen

9,5

4 846 Euro

Einkommen aus nicht 
öffentlichen Transferzahlungen 
und aus Untervermietung

5,6 Paare mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Alleinerziehende

Alleinlebende

sonstige Haushalte ¹

7 435

5 659

3 147

2 812

7 367

Haushalte insgesamt
4 846

Deutschland Früheres Bundesgebiet  
ohne Berlin-West

Neue Länder  
und Berlin

Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit 3 122 3 290 2 478

   nicht selbstständige Arbeit 2 817 2 963 2 262

   selbstständige Arbeit  304  328  216

+ Einnahmen aus Vermögen  458  508  266

+ Einkommen aus öffentlichen Transferzahlungen  993  990 1 005

+ �Einkommen aus nicht öffentlichen Transferzahlungen und aus 
Untervermietung  272  297  178

= Haushaltsbruttoeinkommen 4 846 5 086 3 927

– Steuern und Sozialabgaben 1 222 1 298  932

   Einkommen- / Lohn-, Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag  580  628  396

   Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung  642  670  536

+ Zuschüsse der Arbeitgeber und Rentenversicherungsträger  37  42  20

= Haushaltsnettoeinkommen 3 661 3 830 3 015

+ �Einnahmen aus dem Verkauf von Waren und sonstige Einnahmen  65  69  52

= Ausgabefähige Einkommen und Einnahmen 3 726 3 899 3 066

Kind(ern) unter 18 Jahren (7 435 Euro). 
In Paarhaushalten ohne Kind betrug  
das Bruttoeinkommen durchschnittlich 
5 659  Euro. Alleinerziehende verfügten 
über ein Haushaltsbruttoeinkommen von 
durchschnittlich 3 147  Euro. Das nied-
rigste monatliche Bruttoeinkommen hat-

Bruttoeinkommen nach 
Haushaltstyp
Die Höhe der durchschnittlichen Brutto-
einkommen privater Haushalte unter-
scheidet sich je nach Haushaltstyp. Die 
höchsten monatlichen Bruttoeinkommen 
hatten 2018 die Haushalte von Paaren mit 

ten die Alleinlebenden mit durchschnitt-
lich 2 812 Euro. Die sogenannten sonsti-
gen Haushalte, zu denen unter anderem 
die Haushalte mit volljährigen Kindern, 
Mehrgenerationenhaushalte oder Wohn-
gemeinschaften zählen, verfügten über 
7 367 Euro. u Abb 2

u Abb 1  Struktur des monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens 
privater Haushalte 2018 — in Prozent

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

u Tab 1  Einkommen, Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte 2018 — je Haushalt und Monat in Euro

u Abb 2  Monatliches Bruttoeinkommen privater Haushalte  
nach Haushaltstyp 2018 — in Euro

1	 Beispielsweise Haushalte mit Kind(ern) über 18 Jahren, Mehrgenerationenhaushalte,  
Wohngemeinschaften.
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
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Einkommen über 1 Million Euro
Im Jahr 2016 hatten knapp 22 900 der 
in Deutschland erfassten Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen Einkünf-
te von mindestens einer Million Euro. 
Das waren knapp 1 700 Steuerpflichti-
ge mehr als noch 2015. Das Durch-
schnittseinkommen dieser Gruppe be-
trug 2,7 Millionen Euro. Dies sind 
Ergebnisse der Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik 2016, die aufgrund 
der langen Fristen zur Steuerveranla-
gung erst etwa dreieinhalb Jahre nach 
Ende des Veranlagungsjahres verfüg-
bar ist.

In Deutschland wird ein progressi-
ver Steuersatz angewendet, das heißt, 
der Steuersatz steigt mit zunehmen-
dem Einkommen an. Dadurch werden 
die Steuerpflichtigen unterschiedlich 

stark belastet. Im Jahr 2016 wurden 
Einkommen ab 254 447 Euro (bezie-
hungsweise 508 894 Euro bei gemein-
sam veranlagten Personen) mit 45 % 
besteuert. Die rund 102 000 Steuer-
pflichtigen, bei denen dieser sogenann-
te Reichensteuersatz zum Tragen kam, 
erzielten mit 105 Milliarden Euro 
6,5 % der gesamten zu versteuernden 
Einkünfte und beteiligten sich mit 
37  Milliarden Euro zu 13,0 % an der 
Steuersumme. 

Aus den freiwilligen Erhebungen 
Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe sowie Laufende Wirtschaftsrech-
nungen liegen keine näheren Angaben 
über Haushalte mit einem regelmäßi-
gen monatlichen Haushaltsnettoein-
kommen von 18 000 Euro und mehr vor.

Erbe und Schenkung
Im Jahr 2018 betrug das geerbte und 
geschenkte Vermögen nach den Ergeb-
nissen der Steuerstatistiken 84,7 Milli-
arden Euro. Die von den Finanzver-
waltungen veranlagten Vermögens-
übertragungen aus Erbschaften und 
Vermächtnissen beliefen sich auf 
43,4 Milliarden Euro und aus Schen-
kungen auf 41,3 Milliarden Euro. Das 
übertragene Volumen dürfte aber um 

einiges höher ausfallen, da ein großer 
Teil der Vermögensübergänge wegen 
hoher persönlicher Freibeträge inner-
halb der Kernfamilie, weiteren sach-
lichen Steuerbefreiungen und beson-
deren Verschonungsregelungen für 
bestimmte Vermögensarten steuerfrei 
bleibt und daher in den Steuerstatisti-
ken nicht enthalten ist.
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Prozent der deutschen Steuersumme  
wurden 2016 durch 102 000 deutsche  
Steuerpflichtige erbracht, die den soge-
nannten Reichensteuersatz zahlten.

13 
Euro betrug das durchschnittlich 
im Monat verfügbare  
Einkommen privater Haushalte  
im Jahr 2018.

3 726 



Paare mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Alleinerziehende

Alleinlebende

sonstige Haushalte ¹

5 490

4 311

2 560

2 142

5 522

Haushalte insgesamt
3 661

unter 1 300 13,3

1 300 – 2 600 29,7

2 600 – 3 600 17,8

3 600 – 5 000 16,9

5 000 und 
mehr ¹

22,2

monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

Durchschnittlich lebten 2018 in einem 
Paarhaushalt mit Kind(ern) 3,8 Personen, 
der Alleinerziehendenhaushalt zählte 
durchschnittlich 2,4 Personen. In einem 
sonstigen Haushalt waren es durchschnitt-
lich 3,2 Personen. 

6.1.2 Nettoeinkommen  
privater Haushalte
Die Bruttoeinkommen lassen nur be-
grenzt auf die tatsächlich verfügbaren 
Einkommen der Haushalte schließen, da 
sie noch die abzuführenden Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge enthalten. 
Diese Abgaben werden vom Bruttoein-
kommen abgezogen und die Zuschüsse 
der Arbeitgeber sowie der Rentenversi-
cherungsträger hinzuaddiert, um das 
Haushaltsnettoeinkommen zu errechnen 
(siehe Info 2).

Haushaltsnettoeinkommen  
und Verteilung
Durchschnittlich verfügten die Haushalte 
2018 über ein Nettoeinkommen von 
3 661  Euro im Monat (siehe Tabelle 1). 
Etwa 13 % der Haushalte mussten mit 
einem monatlichen Nettoeinkommen von 
weniger als 1 300 Euro auskommen. In der 
höchsten erfassten Einkommensklasse 
von über 5 000 Euro waren 22 % aller Pri-
vathaushalte. u Abb 3

Haushaltsnettoeinkommen  
nach Haushaltstyp
Die Haushaltsnettoeinkommen unter-
scheiden sich stark, je nachdem ob je-
mand allein wohnt, alleinerziehend ist 
oder als Paar ohne oder mit Kind(ern) in 
einem Haushalt lebt: Die höchsten mo-
natlichen Nettoeinkommen unter den 
verschiedenen Haushaltstypen hatten 
2018 die Paarhaushalte mit einem oder 
mehreren Kind(ern) unter 18 Jahren mit 
5 490 Euro. Paare ohne Kind – dazu ge-
hören sowohl das gut situierte Doppel-
verdienerpaar als auch das Seniorenpaar 
mit kleiner Rente – verfügten über durch-
schnittlich 4 311 Euro im Monat. Bei den 
Haushalten von Alleinerziehenden be-
trug das monatliche Nettoeinkommen im 
Durchschnitt 2 560 Euro – das waren 

u Abb 4  Monatliches Haushaltsnettoeinkommen  
nach Haushaltstyp 2018 — in Euro

u Abb 3  Einkommensverteilung nach dem monatlichen  
Haushaltsnettoeinkommen 2018 — in Prozent

1	 Beispielsweise Haushalte mit Kind(ern) über 18 Jahren, Mehrgenerationenhaushalte, Wohngemeinschaften. 
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

1	 Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, wurden nur berücksichtigt, wenn sie 
ausnahmsweise im Berichtsquartal über dieser Einkommensgrenze lagen (siehe Info 1).
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

rund 1 000 Euro weniger als das Nettoein-
kommen des Durchschnittshaushalts. Al-
leinlebende – wie gut verdienende Singles 
oder auch Rentnerinnen beziehungsweise 
Rentner – hatten ein durchschnittliches 
Nettoeinkommen von 2 142  Euro im 
Monat. Für den Haushaltstyp der sonsti-
gen Haushalte errechnete sich 2018 ein 
durchschnittliches Nettoeinkommen von 
5 522 Euro. u Abb 4

6.1.3 Verfügbares Einkommen 
privater Haushalte und Verwendung
Zur Berechnung der »ausgabefähigen 
Einkommen und Einnahmen« werden 
zum Haushaltsnettoeinkommen die 
Einkünfte aus dem Verkauf von Waren 
(beispielsweise Gebrauchtwagen) und 
sonstige Einnahmen (wie Dosen- und 
Flaschenpfand, Energiekostenrückerstat-
tungen) addiert. Diese Summe steht den 
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Verbraucherpreisindex für Deutschland

Der Verbraucherpreisindex für Deutsch-
land misst die durchschnittliche Preis-
entwicklung aller Waren und Dienst-
leistungen, die private Haushalte für 
Konsumzwecke kaufen. Darunter fallen 
zum Beispiel Nahrungsmittel, Beklei-
dung und Kraftfahrzeuge ebenso wie 
Mieten, Reinigungsdienstleistungen 
oder Reparaturen. Es werden alle Aus-
gaben berücksichtigt, die in Deutsch-
land getätigt werden, das heißt neben 
den Ausgaben von beispielsweise Single
haushalten, (Rentner-)Ehepaaren oder 
Familien auch die Ausgaben ausländi-
scher Touristinnen und Touristen. Die 
Veränderung des Verbraucherpreisindex 
zum Vorjahresmonat beziehungsweise 
zum Vorjahr wird als Teuerungsrate 
oder umgangssprachlich auch als Infla-
tionsrate bezeichnet.

Im Jahresdurchschnitt 2019 erhöh-
ten sich die Preise aller Waren und 
Dienstleistungen für den privaten Ver-
brauch in Deutschland um 1,4 % gegen-
über dem Vorjahr. In den beiden Vorjah-
ren (2018: + 1,8 % und 2017: + 1,5 %) hat-
te die Inflationsrate etwas höher gelegen.

Vor allem die Preisentwicklungen 
bei Energieprodukten und Nahrungs-
mitteln waren für den geringeren An-
stieg der Jahresteuerungsrate im Jahr 
2019 verantwortlich. Nach einem Preis-
anstieg von 4,6 % im Jahr 2018 erhöhten 
sich die Energiepreise 2019 nur um 
1,4 %. Allerdings wiesen die einzelnen 
Energieprodukte sehr unterschiedliche 
Preisentwicklungen auf. Während die 
Preise für die Mineralölprodukte Heizöl 
und Kraftstoffe im Jahresdurchschnitt 
2019 sanken (– 1,8 %), verteuerten sich 
Erdgas (hier in der Abgrenzung »ohne 
Umlage«, + 3,9 %) und Strom (+ 3,4 %) so 
deutlich wie seit mehreren Jahren nicht 
mehr. Die Erdgaspreise hatten sich zu-
letzt im Jahr 2012 (+ 5,4 %) stärker er-
höht als im Jahr 2019, Strom hatte sich 
2013 (+ 11,9 %) stärker verteuert.

Analog zur Energiepreisentwicklung 
stiegen die Preise für Nahrungsmittel im 
Jahr 2019 mit 1,4 % gegenüber 2018 
schwächer als in den Vorjahren. Inner-
halb der Nahrungsmittel wiesen die 
beiden Güterbereiche mit der größten 
Verbrauchsbedeutung – Fleisch und 

Fleischwaren (+ 3,1 %) sowie Brot und 
Getreideerzeugnisse (+ 2,3 %) – im Jahr 
2019 eine überdurchschnittliche Preis-
entwicklung auf. Noch kräftiger haben 
sich die Gemüsepreise erhöht (+ 6,3 %). 
Speisefette und Speiseöle verbilligten 
sich nach hohen Teuerungsraten in den 
Vorjahren im Jahresdurchschnitt 2019 
deutlich (– 6,0 %). Günstiger waren zu-
dem Obst (– 3,3 %) sowie Molkereipro-
dukte und Eier (– 0,3 %). 

Die Preisentwicklungen einzelner 
Güterarten sind im »Preismonitor« des 
Statistischen Bundesamtes veranschau-
licht. Der Preismonitor stellt beispiel-
haft die Entwicklung der Verbraucher-
preise für ausgewählte häufig gekaufte 
Waren und Dienstleistungen dar. Die 
Grafiken zeigen, um wie viel Prozent 
die Preise im jeweiligen Monat höher 
oder niedriger liegen als im Jahres-
durchschnitt 2015 (www.destatis.de > 
Service > Statistik visualisiert).

Verbraucherpreisindex für Deutschland insgesamt  
und für ausgewählte Produkte — 2015 = 100

Inflationsrate – gemessen am Verbraucher- 
preisindex für Deutschland — Veränderung  
gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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private 
Konsumausgaben

75,7

private 
Konsumausgaben

72,6

14,5

ErsparnisErsparnis

10,5

übrige 
Ausgaben ¹

13,8

übrige 
Ausgaben ¹

13,0 insgesamt
2 965 Euro

2018 2008

insgesamt
3 726 Euro

Den größten Teil ihrer ausgabefähigen 
Einkommen und Einnahmen verwenden 
die Haushalte für private Konsumausga-
ben. Das sind im Einzelnen die Ausgaben 
für Essen, Wohnen, Bekleidung, Gesund-
heit, Freizeit, Bildung, Kommunikation, 
Verkehr sowie Gaststätten- und Beher
bergungsdienstleistungen. Im Jahr 2018 

gaben private Haushalte rund 73 % des 
ausgabefähigen Einkommens für private 
Konsumausgaben aus; das waren durch-
schnittlich 2 704 Euro im Monat. Insgesamt 
nimmt die Konsumquote, also der Anteil 
der Konsumausgaben an den ausgabefähi-
gen Einkommen und Einnahmen ab: 
Zehn Jahre zuvor machte der Anteil dieser 
Ausgaben noch etwas mehr als drei Viertel 
des ausgabefähigen Einkommens im Bun-
desdurchschnitt aus (2008: 76 %). u Abb 5 

Neben den Konsumausgaben haben 
private Haushalte übrige Ausgaben, die 
nicht dem privaten Konsum dienen, wie 
freiwillige Versicherungsbeiträge, Unter-
haltszahlungen, Geldgeschenke oder sons-
tige Steuern wie Hundesteuer. Dafür ver-
wendeten die privaten Haushalte 2018 
durchschnittlich 13 % ihrer ausgabefähi-
gen Einkommen; das waren 484 Euro 
monatlich. Im Vergleich zu 2008 (14 % be-
ziehungsweise 408 Euro) hat sich der Anteil 
der übrigen Ausgaben am ausgabefähigen 
Einkommen kaum verändert. u Info 3

Wenn die Haushalte ihre Konsumaus-
gaben und auch die übrigen Ausgaben ge-
tätigt haben, verbleibt der Rest des ausga-
befähigen Einkommens zur Bildung von 
Ersparnissen. Durchschnittlich 539 Euro 
im Monat sparten die Haushalte 2018. 
Das waren gut 14 % ihres ausgabefähigen 
Einkommens. Gegenüber 2008 (312 Euro 

Haushalten als Einkommen zum Wirt-
schaften und zur Lebensführung zur Ver-
fügung. Im Jahr 2018 lag das verfügbare 
Einkommen der Haushalte bei durch-
schnittlich 3 726 Euro im Monat. Dieses 
Geld verwenden die privaten Haushalte 
für ihre Konsumausgaben, übrigen Aus-
gaben oder es wird gespart. u Tab 2 

Deutschland
Früheres  

Bundesgebiet  
ohne Berlin-West

Neue Länder  
 und Berlin

je Haushalt und Monat in Euro
Ausgabefähige Einkommen 
und Einnahmen 3 726 3 899 3 066

Private Konsumausgaben 2 704 2 802 2 329

Übrige Ausgaben ¹  484  513  372

Ersparnis  539  584  365

 in %
Ausgabefähige Einkommen 
und Einnahmen  100  100  100

Private Konsumausgaben  73  72  76

Übrige Ausgaben ¹  13  13  12

Ersparnis  14 15 12

u Tab 2  Verwendung der ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen  
privater Haushalte 2018

1	 Sonstige Steuern, freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, Versicherungsbeiträge, sonstige Übertragungen und 
Ausgaben, Zinsen für Kredite sowie statistische Differenz.
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

u Info 3 
Übrige Ausgaben

Zu diesen zählen freiwillige Beiträge zur gesetz
lichen Rentenversicherung, Versicherungsbeiträge 
(zusätzliche Kranken- und Pflegeversicherungen, 
Ausgaben für Kraftfahrzeug-, Hausrat-, Haft-
pflicht-, Unfall- und weitere Versicherungen), 
sonstige geleistete Übertragungen und Ausgaben 
(zum Beispiel Geldgeschenke und Geldspenden, 
Unterhaltszahlungen), sonstige Steuern (zum 
Beispiel Kraftfahrzeug-, Hunde-, Erbschaft- 
beziehungsweise Schenkungsteuer) sowie Zinsen 
für Kredite (Baudarlehen und Ähnliches, Konsu-
mentenkredite). Statistische Differenzen – sofern 
vorhanden – zählen ebenfalls zu den übrigen 
Ausgaben. Diese entstehen, wenn in Einzelfällen 
bestimmte kleine Beträge nicht in die Haus
haltsbücher eingetragen wurden, weil sich zum 
Beispiel die buchführende Person an diese Aus-
gabe nicht mehr erinnerte.

u Abb 5  Verwendung der ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen — in Prozent

1	� Sonstige Steuern, freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, Versicherungsbeiträge,  
sonstige Übertragungen und Ausgaben, Zinsen für Kredite sowie statistische Differenz. 
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
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Gesundheit

Bekleidung und Schuhe

Freizeit, Unter-
haltung, Kultur

Verkehr

Nahrungsmittel,
Getränke, Tabakwaren

Wohnen, Energie, 
Wohnungsinstandhaltung 33,6

14,0

13,3

11,2

6,2

5,1

4,5

4,3

Post und
Telekommunikation 2,6

4,1andere Waren und
Dienstleistungen

Innenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Gaststätten- und Beherber-
gungsdienstleistungen

1,0Bildungswesen

oder knapp 11 %) ist die Sparquote um 
knapp 4 Prozentpunkte angestiegen. Der 
Anstieg der Ersparnis gegenüber 2008 be-
ruht ebenso wie der Anstieg des Haus-
haltsbrutto- und Haushaltsnettoeinkom-
mens unter anderem auf methodischen 
Änderungen (Hinzunahme von Haushal-
ten, die aufgrund von Einmalzahlungen 
und Ähnlichem über der »Abschneide-
grenze« lagen, siehe Info 1).

6.1.4 Struktur der Konsumausgaben
Wofür verwendeten die privaten Haus-
halte 2018 ihre monatlichen Konsumaus-
gaben von durchschnittlich 2 704 Euro? 
Den größten Teil ihres Konsumbudgets 
(knapp 34 % beziehungsweise 908 Euro) 
gaben die Haushalte für Wohnen, Ener-
gie und Wohnungsinstandhaltung aus. 
Die Ausgaben für Verkehr – dazu zählen 
beispielsweise die Ausgaben für Autos, 
Kraft- und Fahrräder, Reparaturen und 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel – 
lagen mit 379 Euro bei einem Anteil  
von 14 %. Nur knapp danach folgten die 
anteiligen Aufwendungen für Nahrungs-
mittel, Getränke, Tabakwaren und Ähn-
liches mit gut 13 % (360 Euro). Die Aus-
gaben für Freizeit, Unterhaltung und 
Kultur machten antei l ig gut 11 % 
(304 Euro) aus. Für Kleidung und Schuhe 
gaben die Privathaushalte knapp 5 % 
(122 Euro) ihres Budgets aus, die Ausga-
ben für das Bildungswesen betrugen 1 % 
(28 Euro). u Abb 6, Tab 3

Konsumausgaben nach 
Haushaltstyp
Deutliche Unterschiede in Niveau und 
Struktur zeigen sich bei den Konsum
ausgaben ausgewählter Haushaltstypen. 
Die höchsten Konsumausgaben tätigten 
im Jahr 2018 Paarhaushalte mit Kind(ern) 
mit durchschnittlich 3 832 Euro, gefolgt 
von den Paaren ohne Kind mit 3 189 Euro 
monatlich. Die Konsumausgaben der Haus-
halte von Alleinerziehenden (2 208 Euro) 
und Alleinlebenden (1 706  Euro) lagen 
weit unter dem Bundesdurchschnitt von 
2 704  Euro im Monat. Die sonstigen 
Haushalte kamen 2018 auf Konsumaus-
gaben in Höhe von 3 813 Euro. u Tab 4

Für den Ausgabenblock »Wohnen, 
Ernährung und Bekleidung« wendeten al-
leinerziehende Mütter oder Väter mit 56 % 
den größten Teil ihres Konsumbudgets 

auf. Am niedrigsten war dieser Anteil bei 
den Paarhaushalten mit Kind(ern) und 
ohne Kind (je 50 %). In der anteilsmäßigen 
Zusammensetzung der Bereiche Wohnen, 

Deutschland
Früheres  

Bundesgebiet  
ohne Berlin-West

Neue Länder  
und Berlin

je Haushalt und Monat in Euro

Private Konsumausgaben 2 704 2 802 2 329

 in %
Wohnen, Energie,  
Wohnungsinstandhaltung 33,6 34,0 32,0

Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabakwaren 13,3 13,1 14,2

Verkehr 14,0 14,2 13,3

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 11,2 10,9 12,6

Bekleidung, Schuhe 4,5 4,5 4,5

Sonstige¹ 23,3 23,3 23,4

  Bildungswesen 1,0 1,0 0,9

u Tab 3  Konsumausgaben privater Haushalte 2018

1 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Gaststätten- und Beherbergungsdienstleistungen, Gesundheit, Post und 
Telekommunikation, Bildungswesen sowie andere Waren und Dienstleistungen.
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

u Abb 6  Struktur der Konsumausgaben privater Haushalte 2018 — in Prozent

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
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Haushalte 
insgesamt

Paare
Allein- 

erziehende Alleinlebende Sonstige  
Haushalte¹

mit Kind(ern) ohne Kind

je Haushalt und Monat in Euro

Private Konsumausgaben 2 704 3 832 3 189 2 208 1 706 3 813

in %

Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 33,6 30,6 32,4 35,3 38,8 31,2

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 13,3 14,0 13,0 15,1 12,4 14,3

Verkehr 14,0 15,3 13,8 11,0 11,7 16,7

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 11,2 11,0 11,9 10,9 11,0 10,7

Bekleidung, Schuhe 4,5 5,3 4,2 5,8 3,9 5,0

Sonstige ² 23,3 23,8 24,6 21,9 22,3 22,1

  Bildungswesen 1,0 2,7 0,4 1,9 0,5 1,1

Ernährung und Bekleidung weisen die 
einzelnen Haushaltstypen folgende Un-
terschiede auf: Während Paarhaushalte 
mit Kind(ern) 14 % und Alleinerziehende 
15 % ihres gesamten Konsums für Nah-
rungsmittel, Getränke, Tabakwaren und 
Ähnliches ausgaben, waren es bei den 
Alleinlebenden nur rund 12 %. Diese 
hatten aber mit 39 % den höchsten Aus
gabenanteil für Wohnen, gefolgt von den 
Alleinerziehenden mit 35 % und den Paa-
ren ohne Kind (32 %). Paarhaushalte mit 
Kind(ern) und die sonstigen Haushalte 
hatten einen Wohnkostenanteil von je-
weils rund 31 %. 

Für den Bereich Verkehr verwendeten 
Paarhaushalte mit Kind(ern) 15 % ihrer 
Ausgaben, Paare ohne Kind knapp 14 %, 
Alleinlebende knapp 12 % und Alleiner-
ziehende 11 %. Die sonstigen Haushalte 
kamen auf einen Anteil von 17 %. Bei den 
Ausgaben für den Bereich Freizeit, Unter-
haltung und Kultur gab es zwischen den 
einzelnen Haushaltstypen kaum Unter-
schiede. Paare ohne Kind wendeten dafür 
anteilig knapp 12 % auf, bei allen anderen 
Haushalten waren es 11 %. 

Bei den Ausgaben für das Bildungs
wesen machen die Aufwendungen für die 
Kinderbetreuung den größten Anteil aus. 

Daraus ergibt sich der Unterschied zwi-
schen dem Ausgabenanteil von Paaren 
mit Kind(ern) (3 %) und Alleinerziehen-
den (2 %) und den Bildungsausgaben kin-
derloser Haushalte, deren Anteile unter 
0,5 % lagen.

Konsumausgaben nach 
Haushaltsnettoeinkommen
Je mehr Geld den Haushalten monatlich 
zum Ausgeben zur Verfügung steht, 
umso höher sind auch deren Konsumaus-
gaben. Haushalte mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen von unter 1 300 Euro 
gaben im Jahr 2018 durchschnittlich 
1 059 Euro im Monat für den privaten 
Konsum aus. Mehr als viermal so viel 
(4 657 Euro) wendete die Haushaltsgrup-
pe mit dem höchsten monatlichen Netto-
einkommen von 5 000 Euro und mehr für 
ihren Konsum auf. u Tab 5

Für Wohnen, Ernährung und Beklei-
dung gaben die Haushalte mit einem mo-
natlichen Einkommen unter 1 300 Euro 
im Durchschnitt 693 Euro monatlich aus; 
das waren 65 % ihrer gesamten Konsum-
ausgaben. Haushalte mit Einkommen 
über 5 000 Euro wendeten dafür mit 
2 126 Euro mehr als dreimal so viel auf. 
Ihr Anteil an den Konsumausgaben für 

diesen Bereich war mit 46 % aber deutlich 
geringer. Im Durchschnitt gaben die 
privaten Haushalte etwas mehr als die 
Hälfte (51 %) ihrer Konsumausgaben für 
Wohnen, Ernährung und Bekleidung 
aus. u Abb 7

Mit steigendem Einkommen nehmen 
die Ausgabenanteile für Wohnen, Ernäh-
rung und Bekleidung ab, dafür nehmen 
die Anteile der anderen Konsumbereiche 
mit steigendem Einkommen zu. Beson-
ders deutlich ist dies bei den Verkehrs
ausgaben: Mit 762 Euro im Monat (16 %) 
gaben die Haushalte der höchsten Ein-
kommensgruppe mehr als das Achtfache 
der Haushalte der niedrigsten Einkom-
mensgruppe aus (87 Euro, 8 %). Der weit-
aus größte Anteil dieser Ausgaben entfällt 
auf den Kauf von Fahrzeugen. Bei den 
Haushalten der höchsten Einkommens-
gruppe waren das 44 %; bei den Haushal-
ten der niedrigsten Einkommensgruppe 
25 %. Für Freizeit, Unterhaltung und 
Kultur gaben die Haushalte mit dem 
höchsten monatlichen Nettoeinkommen 
mehr als das Sechsfache (557 Euro bezie-
hungsweise 12 %) dessen aus, was die 
Haushalte mit einem Einkommen unter 
1 300 Euro monatlich dafür aufwendeten 
(86 Euro beziehungsweise 8 %). 

u Tab 4  Konsumausgaben privater Haushalte nach Haushaltstyp 2018

1	 Beispielsweise Haushalte mit Kind(ern) über 18 Jahren, Mehrgenerationenhaushalte, Wohngemeinschaften. 
2	 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Gaststätten- und Beherbergungsdienstleistungen, Gesundheit, Post und Telekommunikation, Bildungswesen sowie andere Waren und Dienstleistungen. 
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
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6.1.5 Ausstattung privater Haushalte 
mit Gebrauchsgütern
Aus der Verfügbarkeit ausgewählter Ge-
brauchsgüter in den privaten Haushalten 
Deutschlands lassen sich in gewisser Weise 
auch Aussagen über den materiellen Le-
bensstandard dieser Haushalte treffen. Zu 
den ausgewählten Gebrauchsgütern gehö-
ren beispielsweise Fahrzeuge, Haushalts-
geräte, Güter der Unterhaltungselektronik 
sowie Produkte der Informations- und 
Kommunikationstechnik wie Mobiltele
fone und Personal Computer (PC). u Info 4

Fahrzeuge
Die Laufenden Wirtschaftsrechnungen 
liefern Informationen über die Ausstat-
tung der Privathaushalte in Deutschland 
mit Fahrrädern und Personenkraftwagen 
(Pkw) und damit über die Möglichkeiten 
der Haushalte, mobil zu sein.

Zu Beginn des Jahres 2019 standen 
68,3 Millionen Fahrräder in den insge-
samt 37,9 Millionen privaten Haushalten 
in Deutschland. Der Ausstattungsgrad 
liegt seit dem Jahr 2003 konstant bei rund 
80 % (2019: 79,3 %). Elektrofahrräder in 

Form von Pedelecs sind im Kommen: 
Privathaushalte besaßen Anfang 2019 ins-
gesamt 4,5 Millionen Pedelecs. In 9,0 % 
der Haushalte stand ein solches Elektro-
fahrrad. Fünf Jahre zuvor hatte der Aus-
stattungsgrad erst bei 3,4 % gelegen.

Haushalte, in denen Kinder leben, 
sind am besten mit Fahrrädern ausge
stattet. Alleinerziehende und Paare mit 
Kind(ern) besaßen zu 88 beziehungs
weise 93 % Fahrräder. Paare ohne Kind 
lagen mit 82 % nur leicht über dem 
Durchschnittswert von 79 %. Von den 

monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

5 000 und 
mehr ¹ 

3 600 – 5 000

2 600 – 3 600

1 300 – 2 600

unter 1 300

Haushalte insgesamt
51,4

65,4

57,9

53,6

50,9

45,7

u Abb 7  Ausgaben privater Haushalte für die Bereiche Wohnen, Ernährung  
und Bekleidung nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2018  
— Anteil an den Konsumausgaben in Prozent

1	� Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, wurden nur berücksichtigt,  
wenn sie ausnahmsweise im Berichtsquartal über dieser Einkommensgrenze lagen (siehe Info 1).

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

unter 1 300 1 300 – 2 600 2 600 – 3 600 3 600 – 5 000 5 000 und mehr¹

in Euro
Private Konsumausgaben 1 059 1 761 2 551 3 253 4 657

in %
Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 44,5 38,5 35,4 33,0 29,1

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 17,4 15,1 13,9 13,3 11,6

Verkehr 8,2 11,0 13,2 14,6 16,4

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 8,2 10,5 11,2 11,4 12,0

Bekleidung, Schuhe 3,5 4,2 4,3 4,5 4,9

Sonstige ² 18,2 20,8 22,1 23,0 26,0

  Bildungswesen 0,6 0,7 0,8 1,0 1,4

u Tab 5  Konsumausgaben privater Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2018

1	 Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, wurden nur berücksichtigt, wenn sie ausnahmsweise im Berichtsquartal über dieser Einkommensgrenze lagen (siehe Info 1).
2	 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Gaststätten- und Beherbergungsdienstleistungen, Gesundheit, Post und Telekommunikation, Bildungswesen sowie andere Waren und Dienstleistungen. 
Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

u Info 4 
Ausstattungsgrad und Ausstattungsbestand

Der Ausstattungsgrad ist das statistische Maß da-
für, wie viele Haushalte ein bestimmtes Gebrauchs-
gut besitzen. Beispielsweise bedeutet ein Ausstat-
tungsgrad von 97 % für Mobiltelefone, dass 97 von 
100 Haushalten mindestens ein Mobiltelefon haben. 
Rechnerisch wird der Ausstattungsgrad ermittelt 
durch die Zahl der Haushalte mit einem entspre-
chenden Gebrauchsgut, bezogen auf die Zahl der 
hochgerechneten Haushalte multipliziert mit 100.

Der Ausstattungsbestand zeigt, wie viele Ge-
brauchsgüter in 100 Haushalten vorhanden sind. 
Beispielsweise bedeutet ein Ausstattungsbestand 
von 184 Mobiltelefonen je 100 Haushalte, dass 
einige Haushalte mehr als ein Handy besitzen. 
Rechnerisch wird der Ausstattungsbestand ermit-
telt durch die Zahl des in den Haushalten vor
handenen jeweiligen Gebrauchsguts, bezogen auf  
die Zahl der hochgerechneten Haushalte multipli-
ziert mit 100.
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Einpersonenhaushalten verfügten 70 % 
über mindestens ein Fahrrad. 

Fahrräder sind in den Haushalten 
meist mehrfach vorhanden. Von den 
30 Millionen Haushalten mit Fahrrädern 
verfügte ein gutes Drittel über genau ein 
Fahrrad. Ein weiteres knappes Drittel be-
saß zwei Fahrräder und ebenfalls ein 
knappes Drittel drei oder mehr Fahrräder. 
Rein rechnerisch besaß ein Fahrradhaus-
halt im Durchschnitt 2,3 Fahrräder. u Abb 8

Auto: ja oder nein? Neu oder gebraucht? 
Anfang 2019 hatten 77 % der privaten 
Haushalte in Deutschland mindestens  
ein Auto. Rund 49 % der Privathaushalte 
besaßen einen oder mehrere Gebraucht-
wagen, in 33 % der Haushalte stand min-
destens ein Neuwagen, das heißt ein Auto, 
das zum Zeitpunkt des Kaufs fabrikneu 
war. Der Anteil der Haushalte mit geleas-
ten Pkw lag bei 4,4 %. u Tab 6

Die Entscheidung zwischen »neu« 
oder »gebraucht« beim Kauf eines Pkw ist 
unter anderem abhängig von der Höhe 
des monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
mens. Mit steigendem Nettoeinkommen 
kaufen die Haushalte eher Neuwagen. Bei 
einem monatlichen Haushaltsnettoein-
kommen von 5 000 bis unter 18 000 Euro 
lag der Ausstattungsgrad mit Neuwagen 
mit 53 % weit über dem Durchschnitts-
wert aller privaten Haushalte (33 %). Im 
Gegensatz dazu lag der Neuwagenanteil 
in Haushalten der beiden untersten 
Einkommensgruppen (unter 1 300 Euro 
sowie 1 300 bis unter 1 700 Euro) mit 12 
beziehungsweise 24 % deutlich unter dem 
Durchschnittswert.

Ein Blick auf die Zahl der Pkw in den 
privaten Haushalten zeigt die einkom-
mensabhängigen Unterschiede noch deut-
licher: In 100 Haushalten der untersten 
Nettoeinkommensklasse fanden sich 
43 Pkw, die Haushalte der höchsten Ein-
kommensklasse besaßen mit 187 Pkw je 
100 Haushalte rund viermal so viele Autos. 

Elektrische Haushaltsgeräte
Elektrische beziehungsweise elektro
nische Haushaltsgeräte zählen zu den 
klassischen Ausstattungsgütern, die im 
Rahmen der Laufenden Wirtschaftsrech-

nungen erfragt werden. So fanden sich 
»klassische« Haushaltsgeräte wie Kühl-
schrank und Waschmaschine 2019 in na-
hezu jedem Haushalt (100 beziehungs-
weise 96 %). Mikrowellengeräte (73 %), 

Geschirrspülmaschinen (72 %) und Wä-
schetrockner (43 %) kamen dagegen 
(noch) nicht überall zum Einsatz. Paar-
haushalte mit Kind(ern) waren mit 
Geschirrspülmaschinen (93 %) und mit 

30 Millionen 
Fahrrad-
haushalte

private Haushalte 
mit drei und mehr Fahrrädern

private Haushalte 
mit einem Fahrrad

32,9

34,5

private Haushalte 
mit zwei Fahrrädern

32,6

u Abb 8  Ausstattung privater Haushalte mit einem oder  
mehreren Fahrrädern 2019 — in Prozent

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Personen
kraftwagen

Darunter

neu gekauft gebraucht gekauft geleast¹

Haushaltsnettoeinkommen  
von … bis unter … Euro

Ausstattungsgrad in %
unter 1 300 41,5 12,3 29,0 /

1 300 – 1 700 69,3 23,8 43,3 (3,3)

1 700 –  2 600 81,9 35,1 48,7 (2,3)

2 600 – 3 600 91,2 39,9 58,2 (4,2)

3 600 –  5 000 95,7 42,3 66,3 (8,1)

5 000 – 18 000 97,0 53,0 59,3 14,6

Insgesamt 77,1 32,6 49,2 4,4

Ausstattungsbestand je 100 Haushalte 
unter 1 300 43,4 12,5 30,3 /

1 300 – 1 700 72,7 24,0 45,4 (3,3)

1 700 –  2 600 95,4 36,9 56,1 (2,4)

2 600 – 3 600 130,5 46,3 79,6 (4,6)

3 600 – 5 000 159,1 51,0 98,2 (9,9)

5 000 – 18 000 187,0 72,8 96,2 18,1

Insgesamt 105,8 37,4 63,3 5,1

u Tab 6  Ausstattung privater Haushalte mit Personenkraftwagen 2019

/	 Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug. 
( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.  
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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Mikrowellengeräten (84 %) am besten 
ausgestattet. Auch bei den Wäschetrock-
nern hatten sie mit 64 % die höchste Aus-
stattung im Vergleich zu den anderen 
Haushaltstypen. u Abb 9

Anfang 2019 gab es in 83 % aller 
Haushalte eine oder mehrere Kaffeema-
schinen: Am häufigsten verfügten die 
Haushalte über »traditionelle« Filter
kaffeemaschinen (54 %), Pad- oder Kap-
selmaschinen gab es in 32 % der Haus
halte. Die in der Anschaffung immer 
noch vergleichsweise teuren Kaffeevoll-
automaten standen durchschnittlich in 
18 % der Privathaushalte. Haushalte in 
den beiden obersten Einkommensklassen 
(3 600 bis unter 5 000 Euro; 5 000 bis 
unter 18 000 Euro) waren mit 31 bezie-
hungsweise 38 % weit überdurchschnitt-
lich damit ausgestattet. 

Güter der Unterhaltungselektronik
Für Fernseher galt Anfang des Jahres 2019 
nahezu Vollausstattung: In 96 % der pri-
vaten Haushalte in Deutschland stand 
mindestens ein Fernsehapparat. Rund 
90 % der Haushalte besaßen einen Flach-
bildfernseher. Bei der erstmaligen Frage 
nach den »Flachen« im Jahr 2006 stand 
lediglich in 5 % der Haushalte ein solches 
Gerät. Der Ausstattungsbestand von 
Flachbildfernsehern ist im gleichen Zeit-
raum ebenfalls stark angestiegen: Im Jahr 
2006 kamen 6 Flachbildfernseher auf 
100  Haushalte, Anfang 2019 waren es 
147 Geräte je 100 Haushalte. Rund 45 % 
aller Haushalte in Deutschland besaßen 
mehr als einen Flachbildfernseher. Neben 
den Flachbildfernsehern sind auch die 
Ausstattungsgrade von Spielkonsolen, 
Blu-ray-Geräten und Pay-TV-Receivern in 
den letzten zehn Jahren gestiegen. u Abb 10

Die Ausstattung der Privathaushalte 
mit MP3-Playern, digitalen Videokame-
ras und Fotoapparaten ist im Gegensatz 
dazu in den letzten Jahren zurückgegan-
gen. Das kann daran liegen, dass mittler-
weile Smartphones stark verbreitet sind, 
die neben dem eigentlichen Telefonieren 
oder dem Nachrichtenversand zusätzlich 
über die Funktionen Musik abspielen, 
Filmen und Fotografieren verfügen. u Abb 11

Gefrierschrank, Gefriertruhe

Geschirrspülmaschine

Mikrowellengerät 

 Kaffeevollautomat

 Filterkaffeemaschine

Kaffeemaschine (insgesamt)

Waschmaschine

Kühlschrank , Kühl- und 
Gefrierkombination 99,9 

95,8

82,5

53,5

31,5

17,9

73,2

71,7

48,0

42,6

26,4Heimtrainer

Wäschetrockner

 Pad- oder Kapselmaschine

u Abb 9  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten  
Haushaltsgeräten 2019 — in Prozent

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

DVD- und 
Blu-ray-Geräte

Fernseher insgesamt Flachbildfernseher
Blu-ray-Geräte
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u Abb 10  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten Geräten  
der Unterhaltungselektronik — in Prozent

Keine LWR-Erhebung in den Jahren 2013 und 2018. 
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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2019 gab es dagegen in 100 Haushalten 
durchschnittlich 107 Festnetztelefone 
und 184 Mobiltelefone. Rein rechnerisch 
waren das 1,9 Geräte in jedem mobil tele-
fonierenden Haushalt. u Tab 7

Bei der Ausstattung mit Festnetz- 
oder Mobiltelefonen spielt auch das Alter 
der Haupteinkommensperson eine Rolle. 
Mit steigendem Alter der Haupteinkom-
menspersonen in den Haushalten war 
auch der Ausstattungsgrad dieser Haus-
halte mit Festnetztelefonen höher, wäh-
rend der Ausstattungsgrad mit Mobil
telefonen mit zunehmendem Alter stetig 
abnahm. Haushalte mit Haupteinkom-
menspersonen in den Altersklassen von 
18 bis 64 Jahren waren Anfang 2019 fast 
vollständig mobil erreichbar. Immerhin 
96 % der Haushalte von 65- bis 69-Jähri-
gen besaßen ein solches Gerät; von den 
Haushalten der 80-Jährigen und Älteren 
waren es 87 %.

Eine gewisse Dynamik gab es weiter-
hin bei der Entwicklung der Haushalts-
ausstattung mit Computern (PC). In 92 % 
der privaten Haushalte stand Anfang 
2019 mindestens ein PC, zehn Jahre zu-
vor war dies in 79 % der Haushalte der 
Fall. Mit mobilen Computern (Laptop /  
Notebook, Netbook, Tablet) waren An-
fang 2009 erst 40 % der Haushalte ausge-

Videokamera 
(Camcorder), digital

Fotoapparat, digital MP3-Player
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80
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u Abb 11  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten Geräten  
der Unterhaltungselektronik — in Prozent

Keine LWR-Erhebung in den Jahren 2013 und 2018. 
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Ausstattungsgrad in % Ausstattungsbestand je 100 Haushalte

Festnetztelefon Mobiltelefon Festnetztelefon Mobiltelefon

Insgesamt 86,4 97,0 107,2 183,6

Alter der Haupteinkommensperson von … bis … Jahre

18 – 24 (41,0) 99,1 (42,8) 149,8

25 – 34 67,4 100,0 73,4 175,4

35 – 44 83,6 99,4 102,3 212,2

45 – 54 89,9 99,2 115,7 232,5

55 – 64 89,7 97,7 114,2 181,9

65 – 69 91,4 95,6 114,4 149,8

70 – 79 93,2 92,0 116,2 142,5

80 und älter 95,6 86,5 113,0 119,5

u Tab 7  Ausstattung privater Haushalte mit Festnetz- und Mobiltelefon 2019

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist. 
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Telefon und PC
Anfang 2019 gab es in nahezu jedem 
Haushalt (97 %) mindestens ein Mobilte-
lefon (Handy oder Smartphone). Zehn 
Jahre zuvor war das erst in 87 % der 
Haushalte der Fall. Smartphones gab es 
Anfang 2019 in 82 % der Haushalte. Die 
Gesamtzahl der in den Privathaushalten 
vorhandenen Mobiltelefone stieg von 
57  Millionen im Jahr 2009 auf knapp 
70 Millionen Anfang 2019. Im Jahr 2009 

verfügten 92 % der privaten Haushalte 
über ein Festnetztelefon; Anfang 2019 
waren es nur noch 86 %. Seit 2014 ist der 
Ausstattungsgrad von Festnetztelefonen 
niedriger als der von Mobiltelefonen. 
Auch die Entwicklung des Ausstattungs-
bestands zeigt deutlich den technologi-
schen Wandel in der Telekommunikation. 
Auf 100 Haushalte kamen Anfang 2009 
noch durchschnitt lich 114 Festnetz
telefone und 157 Mobiltelefone. Anfang 
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PC mobil (Laptop / Notebook, 
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net. Von der gesamten Bevölkerung 
Deutschlands ab zehn Jahren sind mehr 
als drei Viertel (79 %) täglich oder fast 
täglich online. Bei den 16- bis 44-Jährigen 
betrug der Anteil der täglichen Internet-
nutzerinnen und -nutzer sogar nahezu 
100 %, und mittlerweile sind auch vier  
von zehn der ab 65-Jährigen jeden Tag  

im Netz unterwegs. Im Jahr 2009 waren 
es erst 15 % dieser Altersgruppe.

Mobile Nutzung
Das Smartphone ist das bevorzugte End-
gerät, um auch unterwegs online sein zu 
können: 78 % der Internetnutzerinnen 
und -nutzer verwendeten 2019 ein Handy 

stattet, während in 63 % der Haushalte 
stationäre Computer standen. Dieses 
Verhältnis hat sich seit 2014 zugunsten 
der mobilen Geräte verändert (stationäre 
PC: 54 %; mobile PC: 68 %). Anfang 2019 
besaßen nur noch 45 % der Haushalte 
stationäre Computer und 82 % verfügten 
über mobile PC. Bei den mobilen Geräten 
haben 74 % der Haushalte mindestens ein 
Laptop / Notebook oder Netbook, und in 
nahezu jedem zweiten Haushalt (48 %) 
gibt es mittlerweile Tablets. Auch die 
Ausstattung mit Internetanschlüssen 
nahm weiterhin zu. Anfang 2019 hatten 
knapp 94 % der Haushalte Anschluss an 
das Internet, während es zehn Jahre zu-
vor 69 % waren. u Abb 12

6.1.6 Internetnutzung
Wie sehr prägt die Digitalisierung das 
Leben der privaten Haushalte? Die Ver-
fügbarkeit von Breitbandinternet, hoher 
Rechenleistung und mobilen Geräten hat 
auch das Privatleben tiefgreifend verän-
dert. Vom Einkauf über die Informati-
onsbeschaffung bis hin zur Unterhaltung 
verlagern sich immer mehr alltägliche 
Aktivitäten ins Internet. Das Netz ist in-
tegraler Bestandteil der Lebenswelt von 
fast allen Menschen in Deutschland. Da-
rüber, wie die Menschen das Internet 
nutzen, informiert jährlich die amtliche 
Erhebung über die private Nutzung von 
Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT).

Im Jahr 2019 hatten neun von zehn 
privaten Haushalten in Deutschland einen 
Internetzugang – das waren 37 Millionen 
Haushalte. Während Einpersonenhaus-
halte mit einem Anteil von 84 % etwas 
seltener über Internet verfügten, betrug 
der Anteil bei Haushalten von zwei Er-
wachsenen ohne Kind 93 %. Bei den 
Haushalten mit Kindern unter 16 Jahren 
war Vollausstattung erreicht.

Deutschland ist online: 91 % aller Per-
sonen ab zehn Jahren nutzten 2019 das 
Internet. Vor allem die Generation 65plus 
hat in den vergangenen Jahren deutlich 
aufgeholt: War 2009 knapp ein Drittel 
(30 %) der älteren Menschen online, so 
nutzten 2019 zwei Drittel (67 %) das Inter-

u Abb 12  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit  
Personal Computern (PC) — in Prozent

Keine LWR-Erhebung in den Jahren 2013 und 2018. 
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

andere mobile Geräte 12,3

Tablet 32,3

77,5Handy / Smartphone

42,4Laptop

u Abb 13  Verwendete Geräte für die mobile Internetnutzung  2019 — in Prozent

Mehrfachnennungen möglich. Internetnutzerinnen und -nutzer ab 10 Jahren im ersten Quartal 2019. Private Nutzung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien.
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oder Smartphone für die mobile Inter-
netnutzung. Rund 42 % nutzten dafür ein 
Laptop, 32 % ein Tablet und 12 % andere 
mobile Endgeräte (beispielsweise E-Book-
Reader oder Smartwatch). Insbesondere 
bei jungen Menschen erfreuten sich 
Handys und Smartphones großer Beliebt-
heit: 73 % der Kinder zwischen 10 und  

15 Jahren, 95 % der 16- bis 24-Jährigen 
und 94 % der 25- bis 44-Jährigen gingen 
unterwegs mit ihrem Handy oder Smart-
phone ins Netz. u Abb 13

Aktivitäten im Netz
Die Internetaktivitäten der Nutzerinnen 
und Nutzer reichten von Informations

beschaffung, Kommunikation und Un-
terhaltung bis hin zum Einkaufen im 
Netz und zur Online-Erledigung von Be-
hördenangelegenheiten und Bankge-
schäften. Auch hier sind die Anteile der 
einzelnen Aktivitäten im Vergleich zu 
2009 gestiegen. Internetnutzerinnen und 

-nutzer empfingen oder verschickten im 
ersten Quartal 2019 besonders häufig 
E-Mails oder suchten im Netz nach In-
formationen über Waren und Dienstleis-
tungen (je 89 %). Mehr als die Hälfte der 
Nutzerinnen und Nutzer erledigte 2019 
Bankgeschäfte online (60 %), führte Tele-
fonate oder Videotelefonate über Internet 
(59 %) und tauschte sich in sozialen Netz-
werken wie Facebook, Instagram oder 
Twitter aus (54 %). u Abb 14

Internetradio und Streamingdienste 
wie Spotify oder Apple Music waren bei 
den jungen Menschen besonders beliebt: 
77 % der 10- bis 15-Jährigen und 90 % der 
16- bis 24-Jährigen nutzten diese Dienste 
(Anteil bei allen Internetnutzerinnen und 
-nutzern ab zehn Jahren: 53 %). u Tab 8

Schülerinnen und Schüler sowie Stu-
dierende ab 16 Jahren, die 2019 das Inter-
net nutzten, haben sehr viel häufiger als 
in den vergangenen Jahren digitales Lern-
material verwendet. Im ersten Quartal 2019 
nutzten mehr als die Hälfte (55 %) digitale 

E-Mails 89,4
89,4

Informationen über Waren
und Dienstleistungen 86,2

88,8

Informationen zu
Gesundheitsthemen 58,0

68,0

Onlinebanking 48,6
60,1

Telefonieren 
über Internet 19,2

58,6

soziale Netzwerke ¹ 54,2

20092019

u Abb 14  Internetaktivitäten — in Prozent

Internetnutzerinnen und -nutzer ab 10 Jahren im ersten Quartal des Jahres. Private Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien. 
1	 Keine Vergleichszahlen für 2009.

Internet- 
nutzer / -innen 

insgesamt

Im Alter von … bis … Jahren

10 – 15 16 – 24 25 – 44 45 – 64 65 oder älter

in 1 000 

Insgesamt  65 231  4 286  7 696  20 249  22 894  10 107

in %
Versand / Empfang von E-Mails 89,4 47,5 93,5 96,9 90,8 85,6

Teilnahme an sozialen Netzwerken 54,2 61,1 89,1 72,2 40,5 19,4

Telefonieren über Internet 58,6 74,7 82,0 62,3 52,0 41,4

Nutzung von Online-Lernmaterial 17,4 33,0 36,8 22,3 9,9 3,4

Suche nach Informationen über Waren / Dienstleistungen 88,8 60,2 89,6 95,5 91,4 81,2

Onlinebanking 60,1 (3,4) 52,6 81,0 61,1 45,6

Internetradio / Streamingdienste 53,4 76,5 90,0 69,1 39,2 16,5
Organisieren einer Unterkunft von einer anderen Privat
person über spezialisierte Webseite oder App 17,4 / 14,3 24,8 18,6 9,3

u Tab 8  Internetaktivitäten 2019

Internetnutzerinnen und -nutzer ab 10 Jahren im ersten Quartal des Jahres. Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien. 
( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist. 
/	 Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
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10 –15 

16–24

25–44 

45–64

65 oder älter 

im Alter von ... bis ... Jahren

insgesamt
70,0

24,6

74,0

71,1

48,3

88,1

von ... bis unter ... Euro

unter 50 9,9

50 –100 24,9

500 –1 000 10,9

1 000 und mehr 5,5

100 – 500 47,4

Möbel, Spielzeug oder Geschirr (53 %), 
Bücher und Zeitschriften einschließlich 
E-Books und digitaler Zeitschriftenaus
gaben (44 %) sowie Eintrittskarten für 
Sport-Events, Konzerte, Kino- und Thea-
tervorstellungen oder andere Veranstal-
tungen (43 %). Auch Urlaubsunterkünfte 
(43 %) wurden häufig über das Internet 
gebucht, ebenso wie andere Reisedienst-
leistungen (36 %). u Abb 16, Abb 17

Das Internet ist nicht nur der Markt-
platz für den Kauf von Waren und Dienst-
leistungen von kommerziellen Anbietern, 
sondern auch ein Ort, an dem Waren und 

Dienstleistungen von privater Seite ver
äußert werden. Rund 30 % der Internet-
nutzerinnen und -nutzer haben im ersten 
Quartal 2019 Waren und Dienstleistungen 
über das Internet verkauft. 

Behördenkontakte über Internet
Auch viele Behördenangelegenheiten 
(zum Beispiel bei An- und Abmeldung 
des Wohnsitzes, Beantragung von Doku-
menten oder Sozialleistungen) können 
online geregelt werden, sofern entspre-
chende Onlineangebote auch tatsächlich 
verfügbar sind. Im ersten Quartal 2019 

Lernmedien. Im Jahr 2015 hatte der Anteil 
noch bei 41 % gelegen. Zu digitalen Lern-
materialien zählen zum Beispiel audio
visuelle Medien, Online-Lernsoftware 
und elektronische Lehrbücher.

Ein gutes Drittel (35 %) der Lernenden 
ab 16 Jahren, die sich im Internet beweg-
ten, kommunizierte im ersten Quartal 
2019 mit Lehrkräften oder anderen Lernen-
den über Lernplattformen oder -portale 
(2015: 8 %). Rund 11 % absolvierten in 
diesem Zeitraum einen Onlinekurs (2015: 
6 %). Von den Schülerinnen und Schülern 
im Alter von 10 bis 15 Jahren nutzten 33 % 
digitales Lernmaterial. Rund 8 % tausch-
ten sich mit Lehrkräften oder anderen 
Lernenden über entsprechende Plattfor-
men oder Portale aus.

Die User nutzten auch zunehmend 
die Online-Möglichkeiten der sogenann-
ten Sharing Economy, bei der es um den 
zeitweisen, gemeinschaftlichen Konsum 
und das Teilen von Gütern und Dienst-
leistungen zwischen Privatpersonen geht. 
Im Jahr 2019 haben sich 17 % der Inter-
netnutzerinnen und -nutzer Unterkünfte 
bei Privatpersonen über darauf speziali-
sierte Apps oder Internetplattformen wie 
Airbnb, Couchsurfing oder 9flats besorgt. 
In der Altersgruppe der 25- bis 44-Jähri-
gen lag der Anteil mit 25 % am höchsten.

Onlinekäufe
Der Bereich E-Commerce spielt eine her-
ausragende Rolle bei der Internetnut-
zung und hat sich in den letzten Jahren 
stetig weiterentwickelt. Hatte im ersten 
Quartal 2009 in Deutschland nur gut die 
Hälfte (55 %) der Internetnutzerinnen 
und -nutzer Produkte und Dienstleistun-
gen über das Internet bestellt, so belief 
sich dieser Anteil im ersten Quartal 2019 
bereits auf mehr als zwei Drittel (70 %). 
Die Altersgruppe der 25- bis 44-Jährigen 
lag dabei mit 88 % weit über dem Durch-
schnitt. u Abb 15

Rund 47 % der Onlinekäuferinnen 
und -käufer gaben innerhalb des ersten 
Quartals 2019 zwischen 100 und 500 Euro 
für Onlinekäufe aus, 16 % sogar mehr. Ge-
kauft wurden vor allem Kleidung und 
Sportartikel (68 %), Gebrauchsgüter wie 

u Abb 15  Personen mit Onlinekäufen im ersten Quartal 2019 — in Prozent

Internetnutzerinnen und -nutzer ab 10 Jahren in den letzten zwölf Monaten. Private Nutzung von Informations- und  
Kommunikationstechnologien.

u Abb 16  Ausgaben für Onlinekäufe im ersten Quartal 2019 — in Prozent

Onlinekäuferinnen und -käufer ab 10 Jahren. Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien.
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hatten 58 % der Internetnutzerinnen und 
-nutzer Onlinekontakte mit Behörden 
und öffentlichen Institutionen, womit der 
Anteil gegenüber 2009 gleich geblieben 
ist. Zumeist ging es dabei um Informati-
onssuche auf entsprechenden Behörden-
Webseiten und -Apps (57 %) und um das 
Herunterladen oder Ausdrucken von 
amtlichen Formularen (34 %). Ausgefüll-
te Formulare wurden jedoch nur von 
jeder fünften Internetnutzerin bezie-
hungsweise jedem fünften Internetnut-
zer (20 %) online zurückgesandt. Als 
Hinderungsgründe wurden am häufigs-
ten Sicherheitsbedenken (32 %) und das 
Fehlen eines entsprechenden Onlinean-
gebots (27 %) genannt. Mehr Informatio-
nen über die Zufriedenheit der Bürgerin-
nen und Bürger mit der öffentlichen Ver-
waltung liefert Kapitel 11.3, Seite 394. Die 
dort zugrunde liegende Lebenslagen
befragung unterscheidet sich jedoch in 
der Grundgesamtheit, dem Untersu-
chungszeitraum und der Fragebogenge-

staltung von der hier verwendeten IKT-
Erhebung. Deshalb weichen die Ergebnis-
se voneinander ab.

Internetsicherheit
Sicherheitsaspekte gewinnen bei der In-
ternetnutzung zunehmend an Bedeutung. 
So waren Sicherheitsbedenken 2019 dafür 
verantwortlich, dass 35 % der Internet-
nutzerinnen und -nutzer darauf verzichte-
ten, ihre persönlichen Daten in Online
netzwerke einzustellen. Jede beziehungs-
weise jeder Vierte von ihnen unterließ 
aus diesem Grund auch die Internetnut-
zung über öffentliches WLAN. Jede fünf-
te Nutzerin beziehungsweise jeder fünfte 
Nutzer machte aufgrund von Sicherheits-
bedenken kein Onlinebanking; ebenso 
viele verzichteten darauf, Sof tware,  
Apps, Musik, Videos oder Spiele aus dem 
Internet herunterzuladen. Rund 35 % der 
Internetnutzerinnen und -nutzer gaben 
zudem an, in den letzten zwölf Monaten 
vor der Befragung betrügerische E-Mails 

erhalten zu haben, in denen sie aufge
fordert wurden, vertrauliche Daten preis-
zugeben. Weitere 7 % gaben an, in dieser 
Zeit auf gefälschte Webseiten umgeleitet 
worden zu sein – ebenfalls mit dem Ziel, 
an vertrauliche Daten zu gelangen.

6.1.7 Überschuldung und 
Privatinsolvenz
Überschuldung ist mehr als ein gesell-
schaftliches Randphänomen. Bei Perso-
nen, die als absolut überschuldet gelten, 
sind die Zahlungsrückstände so gravie-
rend, dass als letzter Ausweg nur die 
Privatinsolvenz bleibt. Die Insolvenz
ordnung eröffnet Privatpersonen seit 
1999 die Möglichkeit, nach einer soge-
nannten Wohlverhaltensphase von ihren 
Restschulden befreit zu werden. Die Insol-
venzgerichte liefern Daten zur absoluten 
Überschuldung von Privatpersonen – 
nicht Haushalten –, die das Insolvenzver-
fahren in Anspruch nehmen. Darüber 
hinaus stellt die Überschuldungsstatistik 
Informationen zu den sozioökonomi-
schen Strukturen überschuldeter Perso-
nen bereit und gibt einen Überblick über 
die Auslöser der finanziellen Notlage 
sowie über die Art und Zahl der Haupt-
gläubiger. Die Daten hierzu beruhen  
auf den Angaben der Schuldnerbera-
tungsstellen. Ein Blick in den Schuldner-
beratungsatlas (https://schuldnerbera 
tungsatlas.destatis.de) zeigt, wo diese in 
Deutschland zu finden sind. 

Privatpersonen, die als Verbraucherin 
oder Verbraucher in eine Notlage geraten 
sind, können in einem Verbraucherinsol-
venzverfahren von ihren Schulden befreit 
werden. Diese Möglichkeit nutzten seit 
Einführung der neuen Insolvenzord-
nung im Jahr 1999 bis Ende 2019 rund 
1,45  Millionen Privatpersonen. Durch 
das Scheitern einer selbstständigen Tätig-
keit wurden weitere rund 684 000 Perso-
nen zahlungsunfähig. Sie gelten in die-
sem Fall ebenfalls als absolut überschul-
det und haben die Möglichkeit, ihre 
Schulden gerichtlich regulieren zu lassen. 
Mit Ausnahme von 2008 stieg die Ge-
samtzahl der Privatinsolvenzen bis 2010 
von Jahr zu Jahr an; seit 2011 sinkt sie 

Eintrittskarten 43,0

Urlaubsunterkünfte 43,1

Gebrauchsgüter 52,7

Kleidung, Sportartikel 67,6

Bücher, Zeitungen, 
Zeitschriften (auch digital)

44,1

Lebensmittel, Güter des 
täglichen Bedarfs 29,3

Computersoftware, -spiele 
(auch Downloads) 32,1

andere 
Reisedienstleistungen 35,8

Filme, Musik (auch digital) 41,6

Arzneimittel 33,5

u Abb 17  Käufe über das Internet 2019 — in Prozent

Onlinekäuferinnen und -käufer ab 10 Jahren in den letzten zwölf Monaten. Private Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien.
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jedes Jahr. Im Jahr 2019 gab es knapp 
63 000 Verbraucherinsolvenzen. Dabei 
muss der Auslöser für die Überschuldung 
nicht in der Gegenwart liegen, sondern 
kann viele Jahre zurückreichen. u Abb 18

Die gerichtlichen Akten informieren 
zwar vollständig über die Zahl der Pri-
vatinsolvenzen, nicht jedoch über die Ge-
samtzahl aller überschuldeten Personen. 
Sie enthalten auch keine Informationen 

zum Personenkreis und zu den Umstän-
den, die zur Überschuldung geführt 
haben. Um Aussagen zu den sozioökono
mischen Strukturen der überschuldeten 
Personen treffen zu können sowie die 
Ursachen und Hauptgläubiger statistisch 
zu belegen, werden seit dem Jahr 2006 zu-
sätzlich Schuldnerberatungsstellen nach 
ihrer Klientel befragt. Mit dieser freiwilli-
gen Erhebung kann über die Insolvenz-

statistik hinaus ein wesentlicher Beitrag 
zur Darstellung der Schuldensituation 
von Privatpersonen geleistet werden.

Schuldnerberatungsstellen haben die 
Aufgabe, den Menschen, die in wirtschaft-
liche oder existenzielle Not geraten sind 
oder zu geraten drohen, eine angemesse-
ne Hilfestellung zu leisten. Ziel ist es, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Betrof-
fenen zu sanieren. Darüber hinaus gehört 
auch das Erörtern von Präventionsmaß-
nahmen zum Beratungsangebot. Durch 
ihre Tätigkeit verfügen die Beratungsstel-
len über einen großen Datenpool zur 
Überschuldungssituation, der sich auch 
für statistische Zwecke nutzen lässt. Für 
das Jahr 2019 übermittelten 577 der rund 
1 450 Beratungsstellen, die unter der Trä-
gerschaft der Verbraucher- und Wohl-
fahrtsverbände sowie der Kommunen 
stehen, Daten von über 142 000 Personen. 
Allerdings müssen diese Personen nicht 
zwangsläufig überschuldet sein: Teilweise 
ist auch nur eine vorübergehende Zah-
lungsstörung eingetreten oder die Folgen 
einer Zahlungsunwilligkeit sollen ausge-
räumt werden. 

u Abb 18  Entwicklung der Verbraucherinsolvenzen — in Tausend

Ohne ehemals selbstständig Tätige.

Überschuldung
Die durchschnittlichen Verbindlich-
keiten einer überschuldeten Person, 
die im Jahr 2019 die Hilfe einer Bera-
tungsstelle in Anspruch genommen 
hat, betrugen 28 250 Euro. Das war 
knapp das 26-Fache des durchschnitt-
lichen monatlichen Einkommens die-
ses Personenkreises (1 096 Euro). Eine 
durchschnittliche überschuldete Per-
son bräuchte demnach 26 Monate, um 
ihre Verbindlichkeiten komplett zu-

rückzuzahlen, wenn sie all ihre regel-
mäßigen Einkünfte für den Schulden-
dienst einsetzen könnte (Überschul-
dungsintensität).

Dabei müssten überschuldete Män-
ner in diesem hypothetischen Modell 
29 Monatseinkommen für die Rück-
zahlung aufwenden. Bei überschulde-
ten Frauen wäre diese Zeit mit 22 Mo-
naten kürzer. Dies liegt vor allem an 
den höheren Schulden von Männern.
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22 777

38 294

30 014

Alleinlebende

Alleinerziehende

Paare ohne Kind 

Paare mit Kind(ern) 

insgesamt
28 244

26 787

Arbeitslosigkeit 20,0
19,9

unwirtschaftliche 
Haushaltsführung 9,4

14,3

gescheiterte  
Selbstständigkeit 8,1

8,3

Erkrankung, Sucht,
Unfall 13,5

16,3

12,5
12,5Trennung, Scheidung, Tod

der Partnerin /des Partners

20152019

längerfristiges
Niedrigeinkommen 3,4

8,7

Menschen, die – verschuldet oder un-
verschuldet – in finanzielle Not geraten, 
verlieren häufig ihren sozialen Status. 
Nicht selten kommt es zur gesellschaft
lichen Ausgrenzung, denn Arbeitslosig-
keit und unerwartete gravierende Ände-
rungen der Lebensumstände stellen für 
sich genommen schon eine schwere Be-
lastung dar, auch ohne die damit verbun-
denen finanziellen Folgen. Auslöser der 
Misere waren bei über einem Viertel 
(29 %) der überschuldeten Personen, die 
im Jahr 2019 die Hilfe einer Beratungs-
stelle in Anspruch genommen hatten, 

kritische Lebensereignisse wie eine 
Scheidung, der Tod der Partnerin oder 
des Partners, eine Krankheit oder ein 
Unfall. Im Jahr 2015 war dies für 26 % der 
beratenen Personen Hauptauslöser der 
Überschuldung. Überwiegend selbstver-
schuldete Zahlungsschwierigkeiten we-
gen unwirtschaftlicher Haushaltsfüh-
rung oder gescheiterter Selbstständigkeit 
waren bei knapp 23 % der beratenen Per-
sonen ausschlaggebend für die Inan-
spruchnahme des Dienstes einer Bera-
tungsstelle. Vier Jahre zuvor, im Jahr 
2015, lag dieser Anteil bei 18 %. Arbeits-

losigkeit nannten fast 20 % der beratenen 
Personen in den Jahren 2015 und 2019  
als Hauptgrund für ihre finanziellen 
Schwierigkeiten. Bei rund 9 % (2019) be-
ziehungsweise 3 % (2015) der beratenen 
Personen lag die Überschuldung haupt-
sächlich an einem längerfristigen Nied-
rigeinkommen. u Abb 19

Die Schulden aller Personen in Bera-
tung beliefen sich durchschnittlich auf 
gut 28 200 Euro. Besonders hoch waren 
die Verbindlichkeiten bei Paaren ohne 
Kind mit rund 38 300 Euro und bei Paa-
ren mit Kindern mit etwa 30 000 Euro.  
In diesen beiden Haushaltstypen belau-
fen sich die Schulden auf das 36- bezie-
hungsweise 23-Fache des durchschnitt
lichen monatlichen Nettoeinkommens. 
Aber auch eine Schuldenhöhe von rund 
22 800 Euro reicht bei Alleinerziehenden 
aus, um die finanzielle Lage ins Ungleich-
gewicht zu bringen: Hier machen die 
Schulden immer noch das 18-Fache des 
Monatseinkommens aus. u Abb 20

Betrachtet man alle Überschuldeten, 
so stehen Personen, die ihren Verpflich-
tungen für beanspruchte Ratenkredite 
nicht mehr nachkommen können, bei 
ihren Banken mit durchschnittlich rund 
22 400 Euro im Soll. Hat eine Person 
Schulden bei anderen Privatpersonen, so 
belaufen sich diese im Durchschnitt auf 
fast 10 000 Euro. 

Je nach Alter und Lebensform gibt es 
unterschiedliche Schwerpunkte, was Art 
und Höhe der Schulden anbelangt. Aus 
den Erkenntnissen, die die Überschul-
dungsstatistik bietet, seien einige bei
spielhaft herausgegriffen: Die 20- bis 
24-jährigen Überschuldeten sind mit der 
niedrigsten Summe an Ratenkrediten  
in Rückstand (durchschnittlich rund 
7 400  Euro). Allerdings weisen sie mit 
durchschnittlich knapp 2 400 Euro sehr 
hohe nicht beglichene Telefonrechnungen 
auf. Die Altersgruppe der über 70-Jähri-
gen weist die höchsten durchschnittli-
chen Mietrückstände mit über 5 500 Euro 
auf. Schulden aus Unterhaltsverpf lich-
tungen haben vor allem Männer: Allein-
lebende Männer sind dabei durchschnitt-
lich mit rund 9 000 Euro verschuldet.

u Abb 19  Beratene Personen nach dem Hauptauslöser  
der Überschuldung — in Prozent

u Abb 20  Durchschnittliche Schulden der beratenen Personen  
nach Haushaltstyp 2019 — in Euro
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Die UN-Nachhaltigkeitsstrategie »Agenda 
2030« enthält globale Zukunftsziele für 
eine nachhaltige Entwicklung. Das erste 
der 17 sogenannten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) ist die Beendigung der 
Armut in allen ihren Formen und überall. 
Für die Messung der Zielerreichung wurde 
sowohl auf europäischer als auch auf na
tionaler Ebene ein Indikatorenset erstellt. 
Die einzelnen Sozialindikatoren zur Mes-
sung der Armutsgefährdung, der materi-

ellen Entbehrung und der sozialen Aus-
grenzung haben dabei eine besondere 
Bedeutung. Das Statistische Amt der 
Europäischen Union (Eurostat) ermittelt 
diese und weitere Kennzahlen auf der 
Grundlage der Europäischen Gemein
schaftsstatistik über Einkommen und 
Lebensbedingungen der Bevölkerung 
(European Union Statistics on Income and 
Living Conditions – EU-SILC). Die deut-
sche Bezeichnung der EU-SILC-Erhebung 

6.2 
Armuts-
gefährdung
und materielle
Entbehrung
Kristina Kott

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)

u Info 1 
LEBEN IN EUROPA

In Deutschland wird die amtliche Erhebung EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living 
Conditions) unter der Bezeichnung LEBEN IN EUROPA seit 2005 jährlich durchgeführt und liefert eine Viel-
zahl von Sozialindikatoren für Deutschland. Die Befragung erfolgt schriftlich in vier aufeinanderfolgenden 
Jahren und besteht aus einem Haushaltsfragebogen und einem Personenfragebogen für Haushaltsmit
glieder ab 16 Jahren. An LEBEN IN EUROPA nehmen jedes Jahr zwischen 13 000 und 14 000 Privathaus-
halte teil, wobei jedes Jahr ein Viertel der Stichprobe ersetzt wird (Rotationspanel). Seit 2020 ist diese 
Erhebung in der amtlichen Mikrozensuserhebung integriert.

u Info 2 
Haushaltsnettoeinkommen

	Grundlage für Einkommens- und Armutsanalysen bei LEBEN IN EUROPA ist das verfügbare Haushalts-
nettoeinkommen aus dem Jahr vor der Erhebung (Einkommensbezugsjahr). Es ergibt sich aus dem 
Bruttoeinkommen eines Haushalts nach Abzug von:

	‧ 	Steuern,
	‧ 	Sozialversicherungsbeiträgen,
	‧ 	regelmäßigen Vermögensteuern und
	‧ 	regelmäßig zwischen Privathaushalten geleisteten Zahlungen. 

	Das Bruttoeinkommen eines Haushalts besteht aus haushalts- und personenbezogenen Komponenten. 
Zum haushaltsbezogenen Bruttoeinkommen zählen:

	‧ 	Einkommen aus Vermietung und Verpachtung,
	‧ 	Familienleistungen (Kindergeld, Elterngeld / ElterngeldPlus) und Wohnungsbeihilfen,
	‧ 	Sozialgeld, Sozialhilfe, bedarfsorientierte Grundsicherung,
	‧ 	regelmäßig empfangene Geldtransfers zwischen privaten Haushalten (zum Beispiel 

Unterhaltszahlungen),
	‧ 	Zinsen, Dividenden und Gewinne aus Kapitalanlagen,
	‧ 	Einkünfte von Haushaltsmitgliedern unter 16 Jahren. 

Hinweis: Schätzwerte für unterstellte Mieten bei selbst genutztem Wohneigentum (sogenannte Eigentümer-
mietwerte) werden hier, anders als in anderen amtlichen Statistiken (beispielsweise der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe), nicht zum verfügbaren Haushaltseinkommen hinzugerechnet.

Zum personenbezogenen Bruttoeinkommen zählen:

	‧ 	Bruttoeinkommen aus unselbstständiger Tätigkeit in Form von Geld oder geldwerten Sachleistungen 
und / oder Sachleistungen (wie Firmenwagen),

	‧ 	Bruttogewinne und -verluste aus selbstständiger Tätigkeit in Form von Geldleistungen  
(einschließlich Lizenzgebühren),

	‧ 	Arbeitslosengeld I und II, Übertragungen der Arbeitsförderung,
	‧ 	Alters- und Hinterbliebenenleistungen,
	‧ 	Krankengeld und Invaliditätsleistungen,
	‧ 	ausbildungsbezogene Leistungen.
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u Info 3 
Medianeinkommen und Mittelwert

Das durchschnittliche Einkommen der Bevölkerung wird in der Regel durch das Medianeinkommen 
oder durch den Mittelwert dargestellt. Bei der Ermittlung des Medianeinkommens werden die Ein-
kommen der Personen der Höhe nach angeordnet. Das Medianeinkommen repräsentiert hierbei 
den Einkommensbetrag, der die Bevölkerung in zwei Hälften teilt: Die untere Hälfte der Bevölkerung 
hat weniger als das Medianeinkommen zur Verfügung; die obere Hälfte verfügt über mehr als das 
Medianeinkommen.

Bei der Ermittlung des Mittelwerts (arithmetisches Mittel, Durchschnitt) wird die Summe der Einkommen 
von allen Personen gebildet. Diese Summe wird anschließend durch die Anzahl der Personen geteilt.

lautet LEBEN IN EUROPA. Im vorliegen-
den Kapitel werden die wichtigsten Sozial-
indikatoren zur Messung der Armutsge-
fährdung, der materiellen Entbehrung und 
der sozialen Ausgrenzung auf Basis der 
EU-SILC-Erhebung 2018 vorgestellt. u Info 1

6.2.1 Einkommensverteilung
Grundlage für die Ermittlung des Ein-
kommens einer Person ist die möglichst 
umfassende Messung des verfügbaren 

jährlichen Nettoeinkommens des Haus-
halts, in dem die Person lebt. Berichtszeit-
raum für die Einkommensmessung in EU-
SILC ist das gesamte der Erhebung voran-
gegangene Kalenderjahr. Neben den 
regelmäßigen monatlichen Einkünften 
werden auch jene Einkünfte berücksich-
tigt, die unregelmäßig oder nur einmal im 
Jahr (wie Weihnachtsgeld oder Urlaubs-
geld) gezahlt werden. Das Haushaltsein-
kommen setzt sich aus den Einkünften aller 

Haushaltsmitglieder zusammen, die im 
Lauf eines Jahres eingegangen sind und 
somit Einfluss auf die allgemeine finanzi-
elle Situation des Haushalts hatten. u Info 2

Zudem wird in der Berechnung ange-
nommen, dass
·	 alle Haushaltsmitglieder ihre Einkünfte 

dem gesamten Haushalt zur Verfügung 
stellen,

·	 alle Haushaltsmitglieder das gleiche 
Wohlfahrtsniveau erreichen,

·	 Mehrpersonenhaushalte gegenüber Ein-
personenhaushalten Einspareffekte auf-
grund des gemeinsamen Wirtschaftens 
haben.

Anschließend wird das Haushaltsnetto-
einkommen für ein Kalenderjahr in ein 
gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen, das 
sogenannte Nettoäquivalenzeinkommen, 
umgewandelt (siehe Kapitel 2.1, Seite 59, 
Info 6).

Wie hoch sind die durchschnittlichen 
Einkommen und die Einkommensunter-
schiede zwischen den verschiedenen so-
zialen Gruppen? Im Jahr 2018 betrug der 
Median des Nettoäquivalenzeinkommens 
in Deutschland 22 713 Euro. Das bedeutet, 
dass der einen Hälfte der Bevölkerung 
mindestens 22 713 Euro pro Kopf zur 
Verfügung standen, der anderen Hälfte 
weniger. Der Mittelwert des Nettoäqui
valenzeinkommens belief sich dagegen 
auf 25 882 Euro. Im Jahr 2017 hatte das 
Medianeinkommen noch 21 920 Euro und 
das Durchschnittseinkommen 24 780 
Euro betragen; 2008 lagen die Werte bei 
18 309 Euro (Medianwert) sowie 21 086 
Euro (Durchschnittswert). u Info 3

Auf europäischer Ebene werden als 
Maß für die Einkommensungleichheit die 
S80/S20-Rate und der Gini-Koeffizient 
verwendet. Danach stand den reichsten 
20 % der Bevölkerung im Jahr 2018 in der 
Summe 5,1-mal so viel Einkommen zur 
Verfügung wie den ärmsten 20 % der Be-
völkerung (2017: 4,5; 2008: 4,8). Der Gini-
Koeffizient wies für Deutschland im Jahr 
2018 einen Wert von 0,311 auf (2017: 0,291; 
2008: 0,302). Die Ungleichheit in der Ein-
kommensverteilung ist damit im Ver-
gleich zu 2017 leicht gestiegen. u Info 4, Tab 1

u Info 4 
Quintile, S80/S20-Verhältnis und Gini-Koeffizient

Um den relativen Einkommensabstand zwischen dem oberen und unteren Rand der Einkommens-
verteilung (das sogenannte S80/S20-Verhältnis) zu beschreiben, wird das Nettoäquivalenzeinkommen 
der Personen der Höhe nach geordnet und in Quintile (fünf gleich große Teile) geteilt. Das unterste 
Quintil repräsentiert dabei das Fünftel der Bevölkerung mit den niedrigsten Einkommen, das oberste 
Quintil das Fünftel der Bevölkerung mit den höchsten Einkommen. Die Summe der Einkommen aus 
dem obersten Quintil, dividiert durch die Summe der Einkommen aus dem untersten Quintil, ergibt 
dann den Wert für das S80/S20-Verhältnis. Dieser Wert beschreibt, um wie viel höher das Einkommen 
des obersten Fünftels im Vergleich zum untersten Fünftel ist. Allerdings ist diese Darstellung empfind-
lich gegenüber Ausreißern, weil hier nicht die Quintilsgrenzen, sondern die Summe der Einkommen 
aus dem untersten Quintil mit der Summe der Einkommen aus dem obersten Quintil verglichen wird. 
Die Angaben einer einzelnen Person können die jeweilige Summe und damit das Ergebnis stark 
beeinflussen.

Ein anderes, häufig benutztes Verteilungsmaß ist der Gini-Koeffizient, ein statistisches Konzentrations-
maß. Auf Einkommensdaten angewendet zeigt der Gini-Koeffizient, wie gleich oder ungleich Einkommen 
über eine Personengruppe verteilt sind. Bei der Berechnung wird die Ungleichheit in der Einkommens-
verteilung auf Basis aller individuellen Nettoäquivalenzeinkommen einer Personengruppe ermittelt. Der 
Gini-Koeffizient kann Werte zwischen 0 (absolute Gleichheit) und 1 (absolute Konzentration) annehmen. 
Je näher der Wert an 1 liegt, desto größer ist die Ungleichheit in der Einkommensverteilung.

2008 2016 2017 2018

Median des Nettoäquivalenz-
einkommens in Euro 18 309 21 275 21 920 22 713

Arithmetisches Mittel des Netto-
äquivalenzeinkommens in Euro 21 086 24 020 24 780 25 882

S80/S20-Rate 4,8 4,6 4,5 5,1
Gini-Koeffizient 0,302 0,295 0,291 0,311

u Tab 1  Einkommensverteilung
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von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung (AROPE-Indikator)
Armutsgefährdungsquote
Bevölkerung in einem Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung
von erheblicher materieller Entbehrung betroffene Bevölkerung (EU-SILC)

0

4

8

12

16

20

24

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2016 2017 201820152014

 u Abb 1  Ausgewählte Indikatoren zur Messung von Armut und  
materieller Entbehrung — in Prozent

Beim Vergleich unterschiedlicher 
Haushaltstypen zeigt sich, dass sowohl 
Personen in Haushalten von Alleinerzie-
henden mit 33,8 % als auch Alleinlebende 
mit einem Anteil von 30,4 % im Jahr 2018 
weit überdurchschnittlich von Armut be-
droht waren. Insgesamt betrachtet hatten 
Personen in Haushalten ohne Kind mit 
18,3 % eine höhere Armutsgefährdungs-
quote als Personen in Haushalten mit 
Kind(ern) (12,9 %). 

Der Erwerbsstatus von Personen wird 
in der EU-SILC-Erhebung im Rahmen 
einer Selbsteinschätzung erfragt. Dort 
geben die Personen an, welcher Erwerbs-
status beziehungsweise welche Lebens
situation derzeit auf sie zutrifft. Die Ana-
lyse nach dem Merkmal Erwerbsstatus 
von Personen ab 18 Jahren zeigt, dass 
9,1 % der erwerbstätigen Personen 2018 
armutsgefährdet waren. Bei den Arbeits-
losen waren es 69,4 %. Von den Personen 
im Ruhestand galten 18,7 % als armuts-
gefährdet.

6.2.2 Armutsgefährdung
Die Messung der Armutsgefährdung in 
der europäischen Sozialberichterstattung 
orientiert sich an einer relativen Definition 
von Armut. Sie folgt damit einem Rats
beschluss der Europäischen Union von 
1984 über gezielte Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Armut auf Gemeinschafts
ebene. Danach gelten Personen a ls 
»verarmt«, »wenn sie über so geringe (ma-
terielle, kulturelle und soziale) Mittel ver-
fügen, dass sie von der Lebensweise aus-
geschlossen sind, die in dem Mitglied-
staat, in dem sie leben, als Minimum 
annehmbar ist«. Ausgehend von dieser 
Sichtweise gilt in EU-SILC eine Person 
als armutsgefährdet, wenn ihr Netto-
äquivalenzeinkommen weniger als 60 % 
des nationalen Medianeinkommens be-
trägt (Nettoäquivalenzeinkommen siehe 
Kapitel 2.1, Seite 59, Info 6).

Bei einem Medianeinkommen von 
22 713 Euro im Jahr 2018 lag der Schwellen-
wert für die Armutsgefährdung demnach 
bei 13 628 Euro. Umgerechnet auf das 
monatliche Einkommen bedeutet dies, 
dass in Deutschland im Jahr 2018 eine 
Person als armutsgefährdet galt, wenn ihr 
Nettoäquivalenzeinkommen weniger als 
1 136 Euro im Monat betrug; 2017 lag dieser 
Schwellenwert bei 1 096 Euro im Monat.

Im Jahr 2018 lag das Nettoäquivalenz
einkommen für 16,0 % der Bevölkerung in 
Deutschland unter dem Schwellenwert. 
Dieser Anteil ist nahezu unverändert im 
Vergleich zum Jahr 2017 (16,1 %). Zuvor 
war der Anteil der von relativer Armut be-
drohten Bevölkerung seit dem Jahr 2008 
(15,2 %) bis zum Jahr 2014 (16,7 %) stetig an-
gestiegen. Im Jahr 2015 stagnierte der Wert, 
und seitdem ist er leicht gesunken u Abb 1

Mit 20,6 % waren 2018 die jungen Er-
wachsenen im Alter von 18 bis 24 Jahren am 
stärksten armutsgefährdet. Im Gegensatz 
dazu wiesen die 25- bis 54-Jährigen mit 
13,7 % die niedrigste Armutsgefährdungs-
quote auf. Frauen waren 2018 mit 16,8 % 
stärker armutsgefährdet als Männer 
(15,2 %); und das betraf nahezu alle Alters-
gruppen. Lediglich die Frauen unter 18 Jah-
ren lagen mit 14,1 % leicht unter der entspre-
chenden Quote der Männer (14,9 %). u Tab 2

Da bei dieser Betrachtung der Er-
werbsstatus der anderen erwachsenen 
und somit potenziell erwerbsfähigen 
Haushaltsmitglieder unberücksichtigt 
bleibt, ist es sinnvoll, zusätzlich auch die 
Arbeitsmarktbeteiligung beziehungsweise 
Erwerbsintensität (work intensity) des ge-
samten Haushalts zu betrachten. u Info 5

Danach hatten Personen in Haushalten 
mit einer sehr geringen Erwerbsintensität 
(weniger als 20 %) im Jahr 2018 ein Armuts-
gefährdungsrisiko von 68,5 %. Lag die Ar-
beitsmarktbeteiligung des Haushalts ins
gesamt höher, aber noch unter 45 % (ge
ringe Erwerbsbeteiligung), so war das 
Armutsgefährdungsrisiko der Personen in 
diesen Haushalten weniger als halb so hoch 
(27,3 %) im Vergleich zu den Personen in 
Haushalten mit sehr geringer Erwerbsbe-
teiligung. Wie erwartet wiesen Personen in 
Haushalten mit einer Erwerbsintensität  
von mindestens 85 % das geringste Armuts-
gefährdungsrisiko auf (5,5 %). Je höher  
also die Arbeitsmarktbeteiligung der 
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2008 2016 2017 2018

Schwellenwert für Armutsgefährdung in Euro je Jahr 10 986 12 765 13 152 13 628

Armutsgefährdungsquote in %

Insgesamt 15,2 16,5 16,1 16,0

Geschlecht und Altersgruppen

männlich 14,2 15,2 15,0 15,2

weiblich 16,2 17,8 17,1 16,8

Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren 15,2 15,4 15,2 14,5

    männlich 15,5 14,0 14,1 14,9

    weiblich 14,8 17,2 16,5 14,1

18–24 Jahre 20,2 21,0 21,4 20,6

    Männer 18,0 18,6 17,9 16,8

    Frauen 22,4 23,7 25,3 24,8

25–54 Jahre 13,8 14,5 14,1 13,7

    Männer 13,1 14,0 13,9 13,1

    Frauen 14,4 14,9 14,3 14,1

55–64 Jahre 17,7 19,7 18,9 18,7

    Männer 17,2 18,6 18,3 18,5

    Frauen 18,1 20,7 19,5 18,9

65 Jahre oder älter 14,9 17,6 17,0 18,2

    Männer 12,0 14,9 14,9 16,5

    Frauen 17,4 20,1 19,0 19,8

Haushaltstyp

Haushalte ohne Kind 17,0 18,7 18,1 18,3

    Alleinlebende 29,2 32,9 32,1 30,4

    zwei Erwachsene ohne Kind 11,7 11,9 11,3 12,2

Haushalte mit Kind(ern) 13,1 13,5 13,3 12,9

    Alleinerziehende 35,9 32,5 33,2 33,8

    zwei Erwachsene mit Kind(ern) 9,9 10,8 10,5 9,9

Überwiegender Erwerbsstatus¹

erwerbstätig 7,1 9,5 9,1 9,1

arbeitslos 56,8 70,5 70,6 69,4

im Ruhestand 15,0 18,0 17,5 18,7

sonstige Nichterwerbstätige 22,6 28,8 32,2 30,0

Erwerbsintensität im Haushalt

Personen² in Haushalten mit …

… sehr geringer Erwerbsintensität (weniger als 20 %) 64,2 66,8 68,5 68,5

… geringer Erwerbsintensität (20–44 %) 26,8 36,9 35,5 27,3

… mittlerer Erwerbsintensität (45–54 %) 11,9 12,8 14,8 14,6

… hoher Erwerbsintensität (55–84 %) 7,6 8,3 9,6 9,5

… sehr hoher Erwerbsintensität (85–100 %) 4,3 5,5 4,9 5,5

Bildungsstatus³

ISCED-Stufen 1 bis 2 – niedrig 22,8 30,9 30,6 30,5

ISCED-Stufen 3 bis 4 – mittel 13,7 16,1 15,9 16,2

ISCED-Stufen 5 bis 8 – hoch 8,6 9,3 10,8 9,6

u Info 5 
Erwerbsintensität (work intensity)

Die Erwerbsintensität ist ein Haushaltsmerk-
mal, bei dem jedes Haushaltsmitglied 
zwischen 18 und 59 Jahren als potenziell er-
werbsfähig betrachtet wird. Die Ergebnisse 
sollen sich nur auf Haushalte beziehen, in 
denen Personen wohnen, die sich noch in 
der Erwerbsphase befinden. Reine Rentner-
haushalte sind bei dieser Analyse ausge-
schlossen beziehungsweise werden hier nicht 
berücksichtigt. Ein Haushalt erzielt bei der 
Erwerbsintensität 100 %, wenn alle erwerbs-
fähigen Haushaltsmitglieder auch Vollzeit er-
werbstätig sind. Ist dagegen keines der poten-
ziell erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder im 
Haushalt erwerbstätig, beträgt die Erwerbs
intensität in diesem Haushalt 0 %. Auf diese 
Weise wird einem Zweipersonenhaushalt mit 
zwei vollzeiterwerbstätigen Personen eine 
Erwerbsintensität von 100 % zugewiesen, 
während ein Zweipersonenhaushalt mit einer 
Vollzeit erwerbstätigen Person und einer nicht 
erwerbstätigen, aber erwerbsfähigen Person 
eine Erwerbsintensität von insgesamt 50 % 
erhält. Arbeitet in einem Zweipersonenhaus-
halt die einzige erwerbstätige Person nur die 
Hälfte der Arbeitszeit, so sinkt die Erwerbs
intensität für diesen Haushalt auf 25 %.

1	 Personen ab 18 Jahren. Selbsteinschätzung.
2	 Personen unter 60 Jahren.
3	 Personen ab 18 Jahren. Bildungsstatus nach der Internationalen Standardklassifikation des Bildungswesens (ISCED 2011),  
siehe Kapitel 2.1, Seite 53, Info 2.
Datenbasis: EU-SILC

u Tab 2  Schwellenwert für Armutsgefährdung und Armutsgefährdungsquote
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Prozent der Bevölkerung 
Deutschlands lebten 2018  
unter der Armutsgefährdungs-
schwelle. Zehn Jahre zuvor  
waren es 15,2 Prozent. 

16,0



2008 2016 2017 2018

Zahlungsrückstände bei Hypotheken, Miete, Konsumenten
krediten, Rechnungen von Versorgungsbetrieben 5,6 4,2 4,4 4,6

Der Haushalt kann es sich finanziell nicht leisten, …

… die Wohnung angemessen warm zu halten. 5,9 3,7 3,3 2,7

… �unerwartet anfallende Ausgaben in Höhe von mindestens  
780 Euro (2008)/985 Euro (2016)/1 000 Euro (2017)/ 
1 050 Euro (2018) aus eigenen Mitteln zu bestreiten.

34,9 30,0 29,3 28,1

… �jeden zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit mit Fleisch,  
Geflügel oder Fisch oder eine entsprechende vegetarische 
Mahlzeit einzunehmen.

10,9 6,5 7,0 6,4

… �jedes Jahr eine Woche Urlaub woanders als zu Hause  
zu verbringen. 25,2 18,4 15,3 13,6

5. Quintil 0,3

4. Quintil 0,3

3. Quintil 1,1

2. Quintil

1. Quintil 11,3

insgesamt
3,1

2,7

potenziell erwerbsfähigen Haushaltsmit-
glieder und damit des Haushalts insge-
samt ist, desto geringer ist folglich auch 
das Armutsgefährdungsrisiko für die Per-
sonen in diesen Haushalten. 

Neben dem Erwerbsstatus werden die 
Personen auch zu ihrem erreichten Bil-
dungsabschluss befragt. Im Jahr 2018 
waren mit Blick auf das Armutsgefähr-
dungsrisiko 9,6 % der Personen mit einem 
hohen Bildungsstand, 16,2 % der Personen 
mit einem mittleren Bildungsstand und 

30,5 % der Personen mit einem niedrigen 
Bildungsstand armutsgefährdet (zum Bil-
dungsstand siehe Kapitel 2.1, Seite 53, 
Info 2).

6.2.3 Materielle Entbehrung

Messung der materiellen 
Entbehrung
Während für die Definition von Armuts-
gefährdung die finanziellen Ressourcen 
bei der Beschreibung der Lebenslage 

u Info 6 
Materielle Entbehrung

Die materielle Entbehrung umfasst einer-
seits verschiedene Formen wirtschaft
licher Belastung wie Hypotheken- oder 
Mietschulden, Zahlungsrückstände oder 
Probleme, die Rechnungen von Versor-
gungsbetrieben zu begleichen. Anderer-
seits umfasst sie einen aus finanziellen 
Gründen erzwungenen Mangel an 
Gebrauchsgütern, wobei der Mangel 
durch die unfreiwillige Unfähigkeit –  
im Unterschied zur Wahlfreiheit und zum 
freiwilligen Verzicht – bedingt ist, für 
gewisse Ausgaben aufkommen zu können. 
Materielle Entbehrung liegt nach der 
EU-Definition für EU-SILC dann vor, wenn 
aufgrund der Selbsteinschätzung des 
Haushalts mindestens drei der folgenden  
neun Kriterien erfüllt sind:

1. �Zahlungsrückstände (in den letzten 
zwölf Monaten) bei Hypotheken,  
Miete, Konsumentenkrediten oder 
Rechnungen von Versorgungsbetrie-
ben (zum Beispiel Stromrechnung, 
Gasrechnung);

2. �finanzielles Problem, die Wohnung 
angemessen heizen zu können;

3. �finanzielles Problem, unerwartete 
Ausgaben in einer bestimmten Höhe 
aus eigenen finanziellen Mitteln be-
streiten zu können;

4. �finanzielles Problem, jeden zweiten  
Tag Fleisch, Geflügel, Fisch oder eine 
vollwertige vegetarische Mahlzeit ein-
nehmen zu können;

5. �finanzielles Problem, jährlich eine 
Woche Urlaub woanders als zu Hause 
zu verbringen;

6. �Fehlen eines Personenkraftwagens  
im Haushalt aus finanziellen Gründen;

7. �Fehlen einer Waschmaschine im Haus-
halt aus finanziellen Gründen;

8. �Fehlen eines Farbfernsehgeräts im 
Haushalt aus finanziellen Gründen;

9. �Fehlen eines Telefons im Haushalt  
aus finanziellen Gründen.

In der europäischen Sozialbericht
erstattung wird zwischen materieller Ent-
behrung und erheblicher materieller 
Entbehrung unterschieden. Materielle 
Entbehrung liegt vor, wenn für einen 
Haushalt mindestens drei der neun auf-
geführten Kriterien zutreffen. Erhebliche 
materielle Entbehrung wird dagegen  
bei Haushalten angenommen, bei denen 
mindestens vier der neun Kriterien 
zutreffen.

Selbsteinschätzung der Haushalte.

u Tab 3  Materielle Entbehrung nach ausgewählten Einzelkriterien — in Prozent 
der Bevölkerung

u Abb 2  Erhebliche materielle Entbehrung nach  
Einkommensquintilen 2018 — in Prozent

226

6 /  Private Haushalte – Einkommen und Konsum  6.2 /  Armutsgefährdung und materielle Entbehrung

226



ausschlaggebend sind, geht es bei der 
Messung der materiellen Entbehrung 
vor allem um eine Bewertung (Selbst
einschätzung) der eigenen Situation in 
den verschiedenen Lebensbereichen. Die 
Messung der materiellen Entbehrung er-
folgt auf der Grundlage von neun soge-
nannten Deprivationskriterien. u Info 6 

Ähnlich wie bei der Armutsgefähr-
dungsmessung wird das ermittelte Ergeb-
nis allen Haushaltsmitgliedern in einem 
Haushalt zugeordnet und bei der Ergeb-
nisdarstellung als Ergebnis für die Ge-
samtbevölkerung ausgewiesen.

Materielle Entbehrung nach  
ausgewählten Einzelkriterien
Im Jahr 2018 gaben 4,6 % der Bevölkerung 
an, dass sie Zahlungsrückstände in den 
letzten zwölf Monaten bei Hypotheken, 
Mieten, Konsumentenkrediten oder 
Rechnungen von Versorgungsbetrieben 
(zum Beispiel Stromrechnung, Gasrech-
nung) haben. Etwa 2,7 % der Bevölkerung 
gaben an, ihre Wohnung aus finanziellen 
Gründen nicht angemessen heizen zu 
können. Im Jahr 2018 konnten 28,1 % der 
Bevölkerung unerwartet anfallende Aus-
gaben in Höhe von 1 050 Euro nicht aus 
eigenen Finanzmitteln bestreiten. Für 
6,4 % der Bevölkerung war es aus finanzi-
ellen Gründen nicht möglich, jeden zwei-
ten Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Geflü-
gel oder Fisch oder eine vollwertige vege-
tarische Mahlzeit zu essen. Jährlich eine 
Woche Urlaub woanders als zu Hause zu 
verbringen, war für 13,6 % der Bevölke-
rung aufgrund ihrer finanziellen Lage 
nicht möglich. Zehn Jahre zuvor hatten 
die Anteile bei diesen Kriterien teilweise 
noch erheblich höher gelegen. u Tab 3

Diese Ergebnisse zeigen einerseits, 
dass für eine deutliche Mehrheit der Be-
völkerung die erfragten Kriterien zum all-
gemeinen Lebensstandard dazugehören. 
Andererseits wird auch deutlich, dass das 
Bestreiten von unerwartet anfallenden 
Ausgaben (28,1 %) und die finanziellen 
Möglichkeiten für eine jährliche Fahrt in 
den Urlaub (13,6 %) auch im Jahr 2018 für 
einen relativ hohen Anteil in der Bevölke-
rung nicht selbstverständlich waren.

Materielle und erhebliche  
materielle Entbehrung
Wie in Info 6 erwähnt liegt materielle Ent-
behrung vor, wenn mindestens drei der 
neun Einzelkriterien zutreffen. Von mate-
rieller Entbehrung waren danach 7,8 % der 
Bevölkerung betroffen. Erhebliche mate
rielle Entbehrung (mindestens vier von 
neun Kriterien) traf auf 3,1 % zu. Der Anteil 
der von erheblicher materieller Entbeh-
rung betroffenen Bevölkerung schwankt 
im Zeitverlauf. Im Jahr 2008 lag er bei 
5,5 %, wies aber bereits in den Jahren 2010 
(4,5 %) und 2012 (4,9 %) Werte von unter 
5 % auf. Seit 2013 ging der Wert dann von 
5,4 % kontinuierlich bis auf 3,1 % im Jahr 
2018 zurück (siehe Abbildung 1).

Der enge Zusammenhang zwischen 
den finanziellen Ressourcen eines Haus-
halts und der Teilhabe am allgemeinen 
Lebensstandard wird deutlich, wenn die 
Einkommenssituation der Personen und 
das Vorhandensein von erheblicher mate-
rieller Entbehrung gemeinsam betrachtet 
werden. Hierfür wurde das Nettoäquiva-
lenzeinkommen der Personen der Höhe 
nach angeordnet und die Bevölkerung 
schließlich in fünf gleich große Teile 
(Quintile; siehe Info 4) unterteilt. Danach 
waren im Jahr 2018 bei den einkommens-
ärmsten 20 % der Bevölkerung (erstes 
Quintil) 11,3 % von erheblicher materieller 
Entbehrung betroffen. In der nächsthöhe-
ren Einkommensschicht (zweites Quintil) 
traf dies für 2,7 % zu. In den Einkom-
mensschichten des dritten, vierten und 
fünften Quintils kam erhebliche materielle 
Entbehrung kaum vor. u Abb 2

6.2.4 Armut oder soziale Aus
grenzung: der AROPE-Indikator
Das Merkmal der Erwerbsintensität spielt – 
wie bereits erwähnt – eine wichtige Rolle 
bei der Messung der Armutsgefährdungs-
quote. Personen aus Haushalten mit einer 
sehr geringen Erwerbsintensität weisen 
auch ein überdurchschnittlich hohes 
Armutsgefährdungsrisiko auf (2018: 
68,5 %). Im Jahr 2018 lebten 8,1 % der Be-
völkerung in einem Haushalt mit sehr ge-
ringer Erwerbsintensität. Dieser Anteil 
ist trotz geringfügiger Schwankungen seit 

2008 (11,7 %; siehe Abbildung 1) stetig 
leicht zurückgegangen. 

Basierend auf den bisher vorgestellten 
beiden Sozialindikatoren zur Armutsge-
fährdung und zur erheblichen materiellen 
Entbehrung wurde unter Einbeziehung 
des Merkmals der sehr niedrigen Er-
werbsintensität ein weiterer Indikator für 
die Sozialberichterstattung gebildet: der 
AROPE-Indikator (At Risk Of Poverty or 
social Exclusion). Er gilt heute als die 
zentrale statistische Kennziffer für die 
Messung von Armutsgefährdung oder so-
zialer Ausgrenzung. u Info 7 

u Info 7 
AROPE-Indikator

Die zentrale statistische Kennziffer für die 
Messung von Armutsgefährdung oder sozialer 
Ausgrenzung ist der AROPE-Indikator (At Risk 
Of Poverty or social Exclusion). Es handelt 
sich dabei um einen zusammengesetzten 
Indikator, in dem neben den Aspekten Armuts- 
gefährdung und materielle Entbehrung zu-
sätzlich die gemessene Erwerbsintensität im 
Haushalt berücksichtigt wird. Personen aus 
Haushalten mit einer sehr geringen Erwerbs
intensität weisen auch ein überdurchschnitt-
lich hohes Armutsgefährdungsrisiko auf. 
Insofern wird hier angenommen, dass Haus-
halte mit einer sehr geringen Erwerbsbeteili-
gung der Haushaltsmitglieder – ob freiwillig 
oder unfreiwillig (zum Beispiel aufgrund von 
Arbeitslosigkeit oder Krankheit) – sich in 
einer eher prekären Lebenslage befinden. 
Damit sind sie eher von sozialer Ausgren-
zung bedroht als Haushalte mit einer hohen 
Erwerbsbeteiligung. Rentnerhaushalte,  
für die eine Erwerbsbeteiligung in der Regel 
nicht mehr relevant ist, bleiben hier 
unberücksichtigt. 

Für den AROPE-Indikator werden alle Perso-
nen gezählt, für die mindestens eine der drei 
folgenden Bedingungen zutrifft:

	‧ 	Das Einkommen der Person liegt unter 
der Armutsgefährdungsgrenze.

	‧ 	Die Person lebt in einem Haushalt, auf 
den erhebliche materielle Entbehrung 
zutrifft.

	‧ 	Die Person lebt in einem Haushalt mit 
einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung 
(unter 20 %) der erwerbsfähigen Haus-
haltsmitglieder. 

Trifft mindestens einer dieser drei Aspekte 
auf eine Person zu, so gilt diese Person als 
»armutsgefährdet oder von sozialer Aus-
grenzung bedroht«.
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2008 2016 2017 2018

Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten 
Personen (AROPE-Indikator) 20,1 19,7 19,0 18,7

  Anteil der Personen mit Armutsgefährdung 15,2 16,5 16,1 16,0

  Anteil der Personen mit erheblicher materieller Entbehrung¹ 5,5 3,7 3,4 3,1

  �Anteil der Personen aus Haushalten mit sehr geringer  
Erwerbsintensität 11,7 9,6 8,7 8,1

2008 2016 2017 2018

Personen des …

… 1. Quintils 81,3 84,6 83,6 81,7

… 2. Quintils 9,8 10,1 6,5 8,0

… 3. Quintils 5,1 2,6 2,5 2,9

… 4. Quintils 2,7 1,1 1,4 1,1

… 5. Quintils 1,6 1,0 1,0 1,1

Auf der Grundlage des AROPE-Indi-
kators waren im Jahr 2018 in Deutschland 
18,7 % armutsgefährdet oder von sozialer 
Ausgrenzung bedroht. Bei den einkom-
mensärmsten 20 % (erstes Quintil) der 
Bevölkerung traf dies für die deutliche 
Mehrheit zu: Hier waren 81,7 % der Perso-
nen armutsgefährdet oder von sozialer 
Ausgrenzung bedroht. Im zweiten Quintil – 
also der nächsthöheren Einkommens-
schicht – waren dagegen nur noch 8,0 % 
der Personen armutsgefährdet oder von 
sozialer Ausgrenzung bedroht. In den hö-
heren Einkommensschichten war der An-
teil wesentlich geringer und verdeutlicht 
damit den engen Zusammenhang zwi-
schen Einkommenslage, Erwerbssituation 
und materieller Entbehrung. u Tab 4, Tab 5

Im Zeitverlauf ist der Anteil der von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung be-
drohten Bevölkerung leichten Schwan-
kungen unterworfen. Während er im Jahr 
2008 bei 20,1 % lag, wies er in den Jahren 
2010 bis 2012 Werte leicht unter 20 % auf. 
Nach einem Anstieg bis auf 20,6 % im 
Jahr 2014 liegen die Werte seit 2016 wieder 
unter der 20-Prozent-Marke. Das Jahr 
2018 wies mit 18,7 % den niedrigsten 
Wert seit 2008 auf (siehe Abbildung 1).

AROPE = At Risk Of Poverty or social Exclusion.
1	 Selbsteinschätzung der Haushalte.

u Tab 4  AROPE-Indikator und seine Teilaspekte  
— in Prozent der Bevölkerung

AROPE = At Risk Of Poverty or social Exclusion.

u Tab 5  Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung  
(AROPE-Indikator) nach Einkommensquintilen — in Prozent
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Die Einkommen privater Haushalte bilden 
die zentralen Ressourcen der Bevölke­
rung für die Sicherung des individuellen 
Lebensstandards und haben auch direk­
ten Einf luss auf die subjektiv wahrge­
nommene Lebensqualität. Die Verteilung 
der Einkommen in einer Gesellschaft gibt 
somit darüber Auskunft, ob und inwie­
weit einzelne Bevölkerungsgruppen von 
der gesellschaftlichen Teilhabe ausge­
schlossen oder von einem Ausschluss ge­
fährdet sind. Bei langjähriger Betrach­
tung sind wie in den vergangenen Jahren 
weiterhin Einkommenszugewinne in 
allen Einkommensgruppen zu verzeich­
nen. Die Ungleichheit in der Verteilung 
der verfügbaren Einkommen der priva­
ten Haushalte hat sich im Jahr 2018 in 
Deutschland nach der langfristigen Er­
höhung zwar ein wenig reduziert, der 
Abstand zwischen Armen und Reichen 
blieb aber weiterhin hoch.

In diesem Kapitel werden mit den 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) die langjährigen Einkommens­
entwicklungen in Deutschland für den 
Zeitraum 1995 bis 2018 beschrieben. Bei 
der Berechnung der Jahreseinkommen 
werden hier – soweit nicht anders aus­
gewiesen – nur rein monetäre Einkünfte 
betrachtet; Einkommensvorteile durch 
selbstgenutztes Wohneigentum (imputed 
rent) bleiben hierbei ebenso unberück­
sichtigt wie Unterhaltsleistungen und 
Ähnliches. Neben der allgemeinen Ein­
kommensentwicklung wird dabei auch 
der Verlauf der Angleichung der Einkom­
men zwischen Ost- und Westdeutschland 
sowie die Verteilung der Einkommen von 
Personen mit Migrations- und Fluchthin­
tergrund dokumentiert. Die Einkom­
mensungleichheit und die Betroffenheit 
von Niedrigeinkommen und Einkom­
mensarmut geben darüber hinaus Aus­
kunft über die relative Schichtung der 
Einkommen sowie über die Polarisierung 
zwischen Arm und Reich. Das Ausmaß 
der Einkommens- und Armutsdynamik 
in Deutschland, die hier ebenfalls im 
zeitlichen Verlauf dargestellt werden, gibt 
Hinweise auf die Chancen von Einkom­

mensaufstiegen und Risiken von Einkom­
mensverlusten und beschreibt so auch die 
Durchlässigkeit und Offenheit der Ein­
kommensschichtung. u Info 1

6.3.1 Einkommensentwicklung  
und -verteilung
Die verfügbaren durchschnittlichen Äqui­
valenzeinkommen (Median) der privaten 
Haushalte sind nach den Daten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) in Deutsch­
land nominal von monatlich 901 Euro im 
Jahr 1992 auf 1 733 Euro im Jahr 2018 ge­
stiegen, real (zu Preisen von 2018) haben 
sich die Monatseinkommen im selben 
Zeitraum von 1 349 auf 1 733 Euro erhöht. 
Die entsprechenden Vorjahreseinkom­
men lagen nominal im Jahr 2018 bei 
22 050 Euro und real – zu den an das Ein­
kommensjahr angepassten Preisen von 
2018 – bei 22 431 Euro. Den nachfolgen­
den Berechnungen liegen Realeinkommen 
zu Preisen von 2018 auf Basis der vom 
Statistischen Bundesamt ausgewiesenen 
Lebenshaltungskosten (nach dem Wä­
gungsschema von 2010) zugrunde.

Während die Nominaleinkommen 
durchgehend stiegen, zeigten sich bei den 
Realeinkommen seit Beginn der 1990er-
Jahre längere Phasen mit einem eher ge­
ringen Einkommenswachstum bei deut­
lichen konjunkturellen Schwankungen. 
Nach dem mit der deutschen Vereinigung 
eingetretenen Boom und den zunächst 
hohen Einkommenszuwächsen in Ost­
deutschland erhöhten sich die Einkom­
men in der zweiten Hälfte der 1990er-
Jahre nur wenig. Zur Jahrtausendwende 
erfolgte erneut ein Einkommensanstieg, 
gefolgt von einer längeren Phase wirt­
schaftlicher Rezession mit zum Teil sogar 
rückläufigen Einkommensentwicklungen. 
Die Darstellung der (realen) Einkom­
mensentwicklung wies zwischen 2010 
und 2015 mehrere methodische Anpas­
sungen auf (Zensusbruch, stufenweise 
Anpassung der Hochrechnungsrahmen 
an detailliertere Informationen zum 
Migrationshintergrund), sodass die dar­
gestellte Zunahme der Einkommen in 
diesem Zeitraum eher geringer ist als die 

6.3 
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entwicklung – 
Verteilung, 
Angleichung, 
Armut  
und Dynamik
Jan Goebel, Peter Krause  
Deutsches Institut für Wirtschafts
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tatsächliche. Von 2014 bis 2018 stiegen die 
Einkommen weiter an. u Abb 1

Die Betrachtung von mittleren Ein­
kommenswerten sagt allerdings noch 
nichts darüber aus, wie gleich oder un­
gleich die Einkommen in der Bevölke­
rung verteilt sind. Allgemeine Indikatoren 
zur Beschreibung der Einkommensun­
gleichheit sind die Anteile am Gesamt­
einkommen nach Einkommensschichten 
und deren Verhältnisse (Quintilsverhält­
nisse, Palma-Ratio), die Verhältnisse von 
Einkommensschwellen sowie zusammen­
fassende Ungleichheitsmaße wie der Gini-
Koeffizient. Hier zeigt sich, dass die 
ärmsten 20 % der Bevölkerung (das un­
terste Quintil) bis zum Jahr 2000 über 
knapp 10 % des monatlichen Gesamtein­
kommens verfügten. Nach dem Jahr 2000 
ging der Einkommensanteil des ärmsten 
Quintils bis 2016 stetig zurück und lag 
seitdem bei unter 9 %. Die reichsten 20 % 
(das oberste Quintil) hatten demgegen­
über bis 2000 etwa 35 % des monatlichen 
Gesamteinkommens zur Verfügung;  
ab Beginn der 2000er-Jahre bis zu den 
Jahren 2005 bis 2009 stieg der Anteil all­
mählich auf fast 37 % an; für das Jahr 
2018 lag der Wert weiterhin bei 36,3 %. 
Der Abstand zwischen Arm und Reich 
vergrößerte sich damit im langjährigen 
Verlauf und stagnierte seit 2010.

Dies geht auch aus dem Gini-Koeffi­
zienten, einem zusammenfassenden Un­
gleichheitsmaß (siehe Kapitel 6.2, Sei­
te 223, Info 4), hervor: Dieser stieg bezo­
gen auf die monatlich verfügbaren 
Einkommen von einem mittleren Wert 
von 0,24 in den Jahren 1995 bis 1999  
auf 0,27 in den Jahren 2005 bis 2009, er­
reichte mit 0,28 im Jahr 2016 einen Hoch­
punkt und zeigte bis zum Jahr 2018 einen 
leichten Rückgang auf 0,27. Die vorjahres­
bezogenen Einkommen der privaten 
Haushalte sind im Allgemeinen etwas 
ungleicher verteilt als die enger gefassten 
monatlichen, da sie auch unregelmäßige 
Einkünfte oder unterjährige Sonder­
zahlungen wie Boni beinhalten. Die Un­
gleichheit der verfügbaren Vorjahresein­
kommen stieg von einem mittleren Wert 
von 0,25 in den Jahren 1995 bis 1999 auf 

u Info 1 
Daten und Methoden

Die Einkommen werden im Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) im Rahmen der jährlichen Be
fragungen detailliert erfasst: Zum einen wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen erfragt, 
also die regelmäßigen Einkünfte nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben zuzüglich erhaltener 
Sozialtransfers. Zum anderen werden jeweils für das zurückliegende Jahr alle individuellen  
(Brutto-)Einkommen aller aktuell im Haushalt befragten Personen erhoben. Diese individuellen 
Einkommenskomponenten werden über den Haushalt aufsummiert und liefern so, mithilfe einer 
Schätzung der Steuer- und Sozialabgaben, die Jahresnettoeinkommen des Vorjahres. Bei den 
Jahreseinkommen sind neben einmaligen Sonderzahlungen (zum Beispiel 13., 14. Monatsgehalt, 
Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld) auf diese Weise auch Steuerrückzahlungen implizit berücksichtigt.

Die erhobenen Monatseinkommen bilden die zum Interviewmonat aktuell verfügbaren ökonomi-
schen Ressourcen für alle zu diesem Zeitpunkt im Haushalt lebenden Personen ab. Die Jahres
einkommen beschreiben demgegenüber die von jeder aktuell im Haushalt lebenden Person im Vor-
jahr erzielten Markt- und Nettoeinkünfte. Beide Einkommenskonzepte unterscheiden sich damit 
nicht nur hinsichtlich des zeitlichen Bezugsrahmens, sondern auch in ihrer Konzeption. Im Kapitel 
werden deshalb Daten zu beiden Konzepten präsentiert.

Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung ver-
gleichbar zu machen, werden alle Haushaltseinkommen entsprechend dem inzwischen EU-weit 
standardisierten Vorgehen unter Verwendung der neuen (revidierten) OECD-Skala in sogenannte 
»Äquivalenzeinkommen« (siehe Kapitel 2.1, Seite 59, Info 6)  – das sind unter Bedarfsgesichtspunkten 
modifizierte Pro-Kopf-Einkommen – umgerechnet. Alle Einkommensangaben werden in Euro aus-
gewiesen. Die Einkommen wurden für Ost und West bis 1997 jeweils getrennt an die entsprechende 
Preisentwicklung angepasst. Die Berechnung der Armutsgrenzen erfolgt auf Grundlage der gesamt-
deutschen Einkommensverteilung anhand der Realeinkommen zu Preisen von 2018. Die Analysen 
beziehen sich auf Personen und repräsentieren – soweit nicht anders ausgewiesen – die in privaten 
Haushalten lebende gesamte Bevölkerung in Deutschland. Die Anstaltsbevölkerung (zum Beispiel 
in Altersheimen) bleibt unberücksichtigt. Bei der Darstellung der Einkommensintegration von Schutz-
suchenden (Asylbewerberinnen und Asylbewerber und Geflüchtete) werden zudem auch Personen 
in Gemeinschaftsunterkünften berücksichtigt.
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1	 Zu Preisen von 2018. 
Datenbasis: SOEPv35

u Abb 1  Entwicklung der Äquivalenzeinkommen der privaten Haushalte  
in Deutschland 1992–2018 (Median) — in Euro
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Ungleichheitsziffern für die zugrunde 
liegenden Markteinkommen (brutto) be­
rechnen. Diese werden in den privaten 
Haushalten vor Eingriff des Staates er­
zielt, also ohne Berücksichtigung von 
direkten Steuern und Sozialtransfers. 
Hieran wird deutlich, dass die Ungleich­
heit der in den privaten Haushalten je­
weils erwirtschafteten Markteinkommen 
(mit und ohne Renten) noch erheblich 
stärker gestiegen ist als bei den daraus 
hervorgehenden Haushaltsnettoeinkom­

0,29 in den Jahren 2005 bis 2009 an und 
verharrte bis 2018 auf diesem hohen 
Niveau. Übereinstimmend weisen alle 
Ungleichheitsindizes nach einem Anstieg 
gegenüber den zurückliegenden Dekaden 
bis zu den Jahren 2016 bis 2017 einen 
stagnierenden Verlauf auf. Im Jahr 2018 
waren die Ungleichheitsziffern überein­
stimmend gegenüber dem Vorjahr seit 
1995 erstmals wieder eher rückläufig. u Tab 1

Anhand des jahresbezogenen Ein­
kommenskonzeptes lassen sich zudem 

men: Der Gini-Koeffizient der in den 
privaten Haushalten erzielten Markt­
einkommen hat sich seit der deutschen 
Vereinigung bis 2006 stetig erhöht und 
verharrte seitdem auf hohem Niveau. 
Diese erhebliche Zunahme an Ungleich­
heit der überwiegend aus Erwerbstätig­
keit erzielten Markteinkommen trug bis 
2005 maßgeblich zu einer zunehmend 
größeren Ungleichheit der daraus ab­
geleiteten Nettoeinkommen der privaten 
Haushalte bei. u Abb 2

Perioden Jahre

1995–1999 2000–2004 2005–2009 2010–2014 2015–2018 2016 2017 2018

Mittelwert (mean) des Äquivalenzeinkommens  
(real, zu Preisen von 2018, in Euro)

im Monat 1 588 1 678 1 671 1 755 1 871 1 855 1 877 1 925

im Vorjahr 21 605 23 036 23 435 23 900 24 792 24 475 25 253 25 437

Änderungsrate (in %)¹

im Monat . 5,7 – 0,4 5,0 6,6 . 1,2 2,6

im Vorjahr . 6,6 1,7 2,0 3,7 . 3,2 0,7

Median des Äquivalenzeinkommens  
(real zu Preisen von 2018, in Euro)

im Monat 1 426 1 500 1 469 1 547 1 667 1 653 1 696 1 733

im Vorjahr 19 335 20 527 20 401 20 828 21 746 21 458 22 046 22 431

Änderungsrate (in %)¹

im Monat . 5,2 – 2,1 5,3 7,8 . 2,6 2,2

im Vorjahr . 6,2 – 0,6 2,1 4,4 . 2,7 1,7

Einkommensanteile  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

der reichsten 10 % 20,9 21,6 22,5 22,3 22,1 22,2 22,1 21,9

der reichsten 20 % 34,8 35,6 36,7 36,7 36,6 36,7 36,6 36,3

der ärmsten 40 % 24,7 24,1 23,3 23,0 22,6 22,6 22,6 22,7

der ärmsten 20 % 9,9 9,7 9,3 9,2 8,8 8,8 8,8 8,8

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

Gini-Koeefizient 0,24 0,26 0,27 0,27 0,28 0,28 0,27 0,27

Verhältnis der Einkommensanteile (Q5 / Q1)² 3,51 3,69 3,93 4,00 4,15 4,18 4,16 4,14

Verhältnis der Dezilsschwellen (P90 / P10)³ 2,95 3,07 3,28 3,40 3,51 3,52 3,53 3,41

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Vorjahr)

Gini-Koeffizient 0,25 0,26 0,28 0,29 0,29 0,29 0,29 0,29

Palma-Ratio⁴ 0,88 0,92 1,04 1,04 1,06 1,07 1,08 1,06

Preisinidizes⁵

Westdeutschland 74,8 80,1 87,0 94,0 97,9 96,8 98,3 100,0

Ostdeutschland 74,9 80,1 87,0 94,0 97,9 96,8 98,3 100,0

1	 Prozentuale Steigerung gegenüber dem in der Vorspalte angegebenen Zeitraum beziehungsweise Zeitpunkt. 
2	 Verhältnis der Einkommenssumme im 5. Quintil zur Einkommenssumme im 1. Quintil. 
3	 Die jeweilige Dezilsschwelle teilt die nach steigendem Einkommen sortierten Beobachtungen, so ist P10 derjenige Einkommenswert, bei dem 10 % der Bevölkerung unterhalb dieses Wertes liegen und 90 % darüber. 
4	 Verhältnis der Einkommensanteile (Reichste 10 % / Ärmste 40 % ). 
5	 Die Preisindizes werden bis 1997 für Ost und West getrennt berechnet. Sie beziehen sich bei (Vor-)Jahresangaben jeweils auf das Einkommens(vor)jahr. 
.	 Zahlenwert nicht ausgewiesen.  
Datenbasis: SOEPv35

u Tab 1  Haushaltsnettoeinkommen der privaten Haushalte in Deutschland 1995 – 2018

231

Einkommensentwicklung – Verteilung, Angleichung, Armut und Dynamik  / 6.3  Private Haushalte – Einkommen und Konsum  / 6



15 

20 

30 

35

25 

40 

50

45

Umverteilungs-
raten in %

0,20 

0,25 

0,30

0,35 

0,40 

0,45 

0,55

0,50

Gini-
Koeffizient

1992 1995 2000 2005 2010 2015 2018

Umverteilungsraten 
(ohne Rente) 

Umverteilungsraten 
(mit Rente) 

Gini-Koeffizient 
Nettoeinkommen 
im Monat

Gini-Koeffizient 
Nettoeinkommen 
im Vorjahr

Gini-Koeffizient 
Markteinkommen 
und Rente im Vorjahr

Gini-Koeffizient 
Markteinkommen 
im Vorjahr

lung in den 1990er-Jahren stark an. Die 
durch staatliche Maßnahmen erfolgte Re­
duzierung an Ungleichheit verringerte 
sich seit 2006 wieder etwas. Sie lag auch 
nach Einschluss der Rentenleistungen zu­
letzt wieder auf dem Niveau der mittleren 
1990er-Jahre.

6.3.2 Einkommensschichtung  
und relative Armut
Die Zunahme der Ungleichheit geht mit 
einer Veränderung der Einkommens­
schichtung einher. Bei der Schichtung 
der Bevölkerung nach Einkommen wer­

Die Ungleichheit der haushaltsbezoge­
nen Markt- und Nettoeinkommen wird 
von den Entwicklungen am Arbeitsmarkt, 
von soziodemografischen Veränderungen 
sowie von Maßnahmen im Bereich der 
sozialstaatlichen Sicherung bestimmt. 
Die relative Differenz der beiden Un­
gleichheitskoeffizienten (Ungleichheit des 
Brutto- und Nettohaushaltseinkommens) 
illustriert, inwieweit sozialstaatliche Ein­
griffe in Form von direkten Steuern und 
Transfers die Ungleichheit reduzieren. Im 
Zuge der deutschen Vereinigung stieg der 
Einfluss der sozialstaatlichen Umvertei­

den verschiedene Einkommensklassen in 
prozentualer Relation zu einem Referenz­
wert, hier dem mittleren Wert der Ein­
kommensverteilung (Median), betrachtet. 
Die beiden untersten Einkommens­
schichten mit weniger als 60 beziehungs­
weise 50 % der mittleren bedarfsgewichte­
ten Medianeinkommen leben in relativer 
Einkommensarmut (unter 60 % des Medi­
aneinkommens) oder strenger Einkom­
mensarmut (unter 50 % des Medianein­
kommens). Die höchsten Einkommens­
klassen – ab dem Doppelten der mittleren 
bedarfsgewichteten Einkommen (also ab 

1	 Umverteilungsraten in %: (Gini Markteinkommen – Gini Haushaltsnettoeinkommen)/Gini Markteinkommen. 
Datenbasis: SOEPv35

u Abb 2  Entwicklung der Einkommensungleichheit bei Haushaltsnetto- und markteinkommen (Gini)  
und der Umverteilungsraten 1992–2018
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Armutskonzept und orientiert sich an  
der Definition der Europäischen Union. 
Gemäß den vom Statistischen Amt der 
EU (Eurostat) empfohlenen Schwellen­
werten gilt demnach als arm, wer in 
einem Haushalt lebt, dessen Nettoäqui­
valenzeinkommen weniger als 60 % des 
Medians der Einkommen in der gesam­
ten Bevölkerung beträgt. Genau genom­
men wird ab dieser Schwelle von einem 
deutlich erhöhten Armutsrisiko gespro­
chen, da das Einkommen nur einen in­
direkten Indikator für Armut darstellt. 
Deshalb wird im EU-Kontext eher der 
Begriff »Armutsrisikoquote« genutzt;  
in diesem Kapitel werden die Begriffe 
»Armutsquote« und »Armutsrisikoquo­
te« synonym verwendet.

Die auf dem Median basierenden Ar­
mutsquoten werden anhand des soge­
nannten FGT-Maßes (nach den Autoren 
Foster, Greer und Thorbecke) weiter 
differenziert: Neben der Armutsquote 
FGT(0), die den Umfang der Armuts­

200 % des Medianeinkommens) – kenn­
zeichnen den Bevölkerungsanteil mit 
ausgeprägtem materiellem Wohlstand. 
Anhand der relativen Einkommens­
schichtung lassen sich die bei der Ein­
kommensungleichheit beschriebenen 
Trends differenzierter abbilden. Es lässt 
sich ablesen, inwieweit alle Bevölke­
rungsteile in gleicher Weise an der Wohl­
standsentwicklung des Landes teilhaben. 
Die Bevölkerungsanteile am unteren 
Rand der Einkommensverteilung erhöh­
ten sich in den letzten Dekaden kontinu­
ierlich. Auch die Bevölkerungsanteile am 
oberen Rand erhöhten sich bis 2009, sind 
aber seit 2016 wieder leicht gesunken. 
Entsprechend gingen die Anteile in den 
dazwischenliegenden mittleren Einkom­
mensschichten insgesamt zurück. Der 
Rückgang der mittleren Einkommens­
gruppen erfolgte aber nicht linear für alle 
Teilgruppen gleichermaßen. 

Der hier verwendete Armutsbegriff 
beruht auf dem sogenannten relativen 

population in Prozent ausweist, werden 
dabei auch die Armutsintensität und  
die Armutsungleichheit berücksichtigt. 
Die Kennziffer FGT(1) entspricht der 
Armutslücke, das heißt dem relativen 
Einkommensbetrag (in Prozent des 
Schwellenwerts), der erforderlich wäre, 
um die Armutsgrenze zu überwinden. 
Die erweiterte Armutsintensität FGT(2) 
berücksichtigt zudem die Ungleichheit 
innerhalb der Armutspopulation und 
gewichtet Personen innerhalb der Ar­
mutspopulation stärker, je weiter sie  
von der Armutsgrenze entfernt sind; 
besonders niedrige Einkommen fallen 
also stärker ins Gewicht als Einkommen, 
die knapp unter der 60-Prozent-Schwelle 
liegen. u Tab 2

Im Jahr 2018 lebten auf Grundlage 
der monatlichen Haushaltsnettoeinkom­
men 15,8 % der gesamtdeutschen Bevöl­
kerung in relativer Einkommensarmut 
und bei Verwendung entsprechender 
Vorjahreseinkommen 15,1 %. Damit sank 

Datenbasis: SOEPv35

Perioden Jahre

1995–1999 2000–2004 2005–2009 2010–2014 2015–2018 2016 2017 2018

Äquivalenzeinkommen im Monat (real)

Bevölkerungsanteile nach Einkommensschichten 
(Median = 100 %)

≥ 300 % 1,0 1,3 1,7 1,6 1,3 1,4 1,2 1,2

200 bis < 300 % 4,5 5,0 5,8 5,8 5,3 5,8 4,5 5,2

150 bis < 200 % 10,8 10,8 11,6 11,5 12,4 12,2 12,1 11,9

125 bis < 150 % 12,6 12,6 11,8 12,6 12,6 13,3 12,3 12,3

100 bis < 125 % 21,8 21,4 19,7 19,1 18,8 18,6 20,1 19,4

75 bis < 100 % 26,3 25,4 24,5 22,4 22,3 22,0 20,7 23,5

60 bis < 75 % 12,1 11,8 12,2 12,9 11,2 11,1 11,8 10,5

50 bis < 60 % 5,3 6,0 6,2 6,9 7,5 7,4 7,8 7,3

< 50 % 5,5 5,8 6,5 7,1 8,6 8,3 9,5 8,7

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT(0) (Armutsquote) 10,7 11,7 12,7 14,1 16,0 15,6 17,3 15,8

FGT(1) (Armutslücke) 2,2 2,5 2,8 3,0 3,6 3,6 3,7 3,6

FGT(2) (Armutsintensität) 0,7 0,9 1,0 1,0 1,3 1,3 1,3 1,3

Äquivalenzeinkommen im Vorjahr (real)

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT(0) (Armutsquote) 11,1 12,0 13,9 14,4 15,4 15,8 15,7 15,1

FGT(1) (Armutslücke) 2,7 2,9 3,3 3,3 4,0 4,1 4,0 4,0

FGT(2) (Armutsintensität)¹ 1,1 1,2 1,3 1,3 1,6 1,7 1,6 1,7

u Tab 2  Einkommensschichtung und Einkommensarmut 1995 – 2018 — in Prozent
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die Armutsrisikoquote im Vergleich zum 
Vorjahr (17,3 % bei Monats- und 15,7 % 
bei Vorjahreseinkommen) seit 2017 je­
weils. Die Armutslücke FGT(1) betrug 
3,6 % gemessen am Monatseinkommen 
und 4,0 % bei Zugrundelegen des Jahres­
einkommens. Das heißt, im Durchschnitt 
wäre eine zusätzliche Steigerung der 
Äquivalenzeinkommen um etwa 4 % er­
forderlich gewesen, um die Armuts­
schwelle zu überwinden. Ungeachtet des 
rückläufigen Armutsrisikos im Jahr 2018 
belegt die längerfristige Entwicklung 
eine deutliche Zunahme des Armutsrisi­
kos gegenüber den zurückliegenden De­
kaden. Übereinstimmend weisen Monats- 
und Jahreseinkommen auch bei Betrach­
tung der Armutslücke FGT(1) und der 
erweiterten Armutsintensität FGT(2) in­
nerhalb der letzten 20 Jahre eine deut­
liche Erhöhung auf.

Alternative Armutsmessungen – zum 
Beispiel auf Basis der monatlichen Ein­
kommen nach Abzug von Wohnkosten 
oder auf Basis der Vorjahreseinkommen 
vor Steuern und Sozialabgaben oder mit 
Einkommenszuschlag für selbst genutz­
tes Wohneigentum – wiesen von 2012 bis 
2016 mäßige bis deutliche Anstiege auf. 
Seit 2016 stagnieren diese Indikatoren auf 
hohem Niveau oder waren leicht rückläu­
fig, blieben aber über dem Niveau von 
2012. Ein weiterer Indikator ist die zeit­
versetzte Armutsrisikoquote, bei der als 
Armutsschwelle die mittleren Werte der 
beiden vorausgehenden Armutsschwellen 
verwendet wurden. Diese zeitversetzten 
Armutsrisikoquoten stiegen seit 2016 an. 
Die zuletzt eher stagnierenden Armuts­
ziffern gingen demzufolge einher mit 
höheren Anteilen an Personen, die auch 
bereits zurückliegende Armutsschwellen 
schon nicht mehr erreichten. Der eben­
falls zu beobachtende (leichte) Anstieg an 
permanenter Armut deutet zudem darauf 
hin, dass derzeit – ungeachtet der zuletzt 
stagnierenden und in Teilen sogar eher 
rückläufigen Armutsziffern – noch keine 
Anzeichen für eine grundlegende Um­
kehrung des langfristigen Trends anhal­
tend hoher Armutsrisiken zu erkennen 
sind. u Abb 3

u Abb 3  Entwicklung der Bevölkerungsanteile in Armut nach 
unterschiedlichen Indikatoren 1992–2018 — in Prozent

1	� Die Armutsgefährdungsquote vor Sozialtransfers zählt zu den EU-Sekundärindikatoren. Hierbei wird dieselbe Schwelle wie 
bei den verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen (nach Sozialtransfers) verwendet.

2	� Die permanente Armutsquote wird entsprechend dem EU-Primärindikator (Quote der dauerhaften Armutsgefährdung 
[60-%-Median]) berechnet. Sie bezeichnet den Anteil der Personen mit einem Einkommen unter der Armutsgefährdungs-
schwelle im laufenden Jahr und in mindestens zwei der drei vorausgehenden Jahre.

3	� Die zeitversetzte Armutsrisikoquote zählt ebenfalls zu den EU-Sekundärindikatoren (Armutsgefährdungsquote bei zeitlicher 
Verankerung der Armutsgefährdungsschwelle). Als Armutsschwelle wurden hierbei jeweils die mittleren Werte (preisbereinigt) 
der beiden vorausgehenden Armutsschwellen (t-1 und t-2) verwendet.

4	� Bei dem Verfahren werden – ähnlich wie beim imputed-rent-Ansatz – für Haushalte mit unterschiedlicher Ausstattung und 
Zusammensetzung jeweils regionale Vergleichsmieten geschätzt. Die verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen werden dann bei 
Mieter /-innen und Eigentümer /-innen unter Berücksichtigung der Vergleichsmieten um die tatsächlichen Wohnkosten bereinigt.

Datenbasis: SOEPv35
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dung 4 stellt den jeweiligen Median dar, 
also den Einkommensschwellenwert,  
der von jeweils der Hälfte der Bevölke­
rung unter- beziehungsweise überschrit­
ten wird. In analoger Form geben die 
Ober- und Untergrenzen der Blöcke die 
Einkommensschwellen wieder, die zu­
sammen die mittleren 50 % der Ein­
kommen in der Bevölkerung umfassen. 
Die äußeren Linien veranschaulichen 
schließlich die sogenannten Dezils­
schwellen, die die jeweils reichsten bezie­
hungsweise ärmsten 10 % der Bevölke­
rung abgrenzen. Sie beschreiben also  
die Einkommensspanne, die das Wohl­
standsniveau von 80 % der jeweiligen Be­
völkerung ohne die jeweils reichsten und 
ärmsten 10 % umfasst, und kennzeichnen 
so auch das Ausmaß an Einkommensun­
gleichheit. u Abb 4

6.3.3 Angleichung der  
Einkommen zwischen  
Ost- und Westdeutschland
Bei der differenzierten Betrachtung der 
gesamtdeutschen Einkommensverteilung 
sind weiterhin Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland zu beobach­
ten. Die Angleichung der Einkommens­
verhältnisse zwischen Ost und West lässt 
sich anschaulich anhand der Entwick­
lung der verschiedenen Einkommens­
schwellen der verfügbaren Haushaltsein­
kommen dokumentieren. Die jährlichen 
Angaben werden dazu bis 2014 in Perio­
den zusammengefasst, für den jüngsten 
Zeitraum 2015 bis 2018 werden die Jahre 
einzeln ausgewiesen. Bei dieser Dar­
stellung werden Niveau und Verteilung 
der Einkommen gleichzeitig betrachtet: 
Die mittlere Linie der Blöcke in Abbil­

Die Einkommen in Ostdeutschland 
lagen in allen Jahren bei allen Einkom­
mensniveaus unter den vergleichbaren 
Schwellen in Westdeutschland. Im Zeit­
verlauf glich sich die Verteilung der Real­
einkommen in Ostdeutschland bei allen 
Einkommensgruppen schrittweise an  
die Entwicklung der Westeinkommen  
an. Die unteren Einkommensgruppen 
(10-Prozent-Schwelle und 25-Prozent-
Schwelle) schlossen unmittelbar nach der 
deutschen Vereinigung zunächst sehr 
schnell zu den höheren Westschwellen 
auf. Im Zuge der wirtschaftlichen Re­
zessionsphasen nach dem Jahrtausend­
wechsel vergrößerten sich die Ost-West-
Abstände hier aber bis zu den Jahren 
2005 bis 2009 zwischenzeitlich wieder 
und lagen in den Jahren 2010 bis 2014 
wiederum bei etwa 87 bis 88 %; im  
Jahr 2018 lagen die Abstände noch bei  
86 beziehungsweise 85 %. Die mittleren  
und höheren Einkommen (50-Prozent-
Schwelle und 75-Prozent-Schwelle) nä­
herten sich langsamer an die höheren 
Westeinkommen an: In den Jahren 2010 
bis 2014 erzielten sie 86 beziehungsweise 
82 % der jeweiligen Westeinkommen, im 
Jahr 2018 betrugen die entsprechenden 
Werte weiterhin 85 beziehungsweise 83 %. 
Bei den Topeinkommen (90-Prozent-
Schwelle) erhöhte sich die Einkommens­
relation von 65 % in den Jahren 1990 bis 
1994 kontinuierlich auf 82 % im Jahr 2017 
und wies lediglich im Jahr 2018 einen 
ersten Rückgang auf (79 %). Stellt man 
weiterhin bestehende Kaufkraftvorteile  
in Ostdeutschland (im Umfang von  
etwa 8 %) in Rechnung, so verringern 
sich bei fast allen Einkommensgruppen 
die Einkommensdiskrepanzen auf weni­
ger als 10 %. Von 2015 bis 2018 sind die 
Einkommensrelationen sowohl bei den 
Topeinkommen wie auch bei allen unte­
ren und mittleren Einkommen etwas 
zurückgegangen – lediglich bei den höhe­
ren Einkommen (75-Prozent-Schwelle) 
blieben die Einkommensunterschiede 
zwischen Ost und West erhalten – Ost­
deutsche waren weiterhin stärker von 
Niedrigeinkommen und Einkommensar­
mut betroffen.

u Abb 4  Entwicklung der monatlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen (real) 
in West- und Ostdeutschland 1990 – 2018 — in Euro

Zu Preisen von 2018. 
Datenbasis: SOEPv35
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Ebene der Bundesländer zeigt zwar weite­
re Variationen in der Einkommensver­
teilung und im Armutsrisiko. Es wird 
aber deutlich, dass in Ostdeutschland das 
Einkommensniveau und die Einkom­
mensungleichheit niedriger und das 
Armutsrisiko der Bevölkerung wesentlich 
höher waren als in den meisten westdeut­
schen Regionen – wobei sich die Armuts­
risiken innerhalb Ostdeutschlands zwi­
schen Stadt und Land in den Jahren 2015 
bis 2018 kaum unterschieden (siehe Ta­
belle 4a, Seite 238).

6.3.4 Einkommensunterschiede  
bei Personen mit 
Migrationshintergrund
Die Bevölkerung mit direktem (selbst 
eingewandert) oder indirektem (Eltern 
eingewandert) Migrationshintergrund 
variiert sehr stark hinsichtlich der Her­
kunftsländer und dem jeweiligen Ausbil­
dungsgrad (siehe Kapitel 8.3, Seite 286). 
Entsprechend breit streuen auch die Ein­
kommen. Im Jahr 2018 wiesen 75,6 % der 
Menschen in Deutschland keinen Migra­
tionshintergrund auf (2016: 76,6 %), 
knapp 10 % wiesen einen indirekten Mig­
rationshintergrund auf – diese Personen 
sind also in Deutschland geboren; gut 
10 % sind bereits vor mehr als fünf Jahren 
nach Deutschland zugewandert, weitere 
1,2 % innerhalb der vergangenen fünf 
Jahre. Der Bevölkerungsanteil an Schutz­
suchenden (Asylsuchende und Geflüch­
tete), die seit mehr als fünf Jahren in 
Deutschland leben, beträgt 1,4 %; knapp 

In Westdeutschland erhöhten sich die 
Abstände zwischen unteren und höheren 
Einkommen über einen langen Zeitraum 
stufenweise bis 2015. In Ostdeutschland 
waren die Einkommen von vornherein 
weit weniger ungleich verteilt. Die Un­
gleichheit der Osteinkommen erhöhte sich 
langfristig aber deutlich und glich sich 
zunehmend dem westdeutschen Niveau 
an. Die Dezil-Ratios – die Verhältnisse der 
Einkommensschwellen zur Abgrenzung 
der reichsten 10 % zu den ärmsten 10 % der 
Bevölkerung – überschritten in den Jah­
ren 2005 bis 2009 bereits das Westniveau 
zum Zeitpunkt der deutschen Vereini­
gung. Die hier betrachteten Haushalts­
nettoeinkommen sind in Ostdeutschland 
infolge der stärkeren sozialstaatlichen 
Umverteilung auch weiterhin noch weni­
ger ungleich verteilt, die Ungleichheit der 
zugrunde liegenden Haushaltsmarktein­
kommen war bereits seit Mitte der 1990er-
Jahre höher als in Westdeutschland. 

 Bei einer regional differenzierteren 
Betrachtung treten auch innerhalb West­
deutschlands Unterschiede zutage. Ins­
besondere bei den Stadtstaaten waren 
erhöhte Einkommensrisiken mit gestie­
genen Armutsquoten zu beobachten. 
Dazu wurden die westlichen Bundeslän­
der nach Nord (Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) 
und Süd (Bayern, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Saarland) unterteilt 
und die Stadtstaaten (Berlin, Bremen, 
Hamburg) als eigene Kategorie erfasst. 
Die regionale Differenzierung auf der 

1 % ist seit weniger als fünf Jahren in 
Deutschland und weitere 0,2 % leben 
(noch) in Gemeinschaftsunterkünften. 
Die Bevölkerungsanteile haben sich von 
2016 bis 2018 nur wenig verändert. Der 
Bevölkerungsanteil der in Deutschland 
ansässigen Personen mit indirektem  
oder direktem Migrationshintergrund ist 
von 2016 bis 2018 leicht gestiegen, der 
Bevölkerungsanteil an Schutzsuchenden 
in etwa gleich geblieben.

Nahezu alle Bevölkerungs- und Ein­
kommensgruppen partizipierten an der 
positiven Einkommensentwicklung von 
2016 bis 2018. Lediglich bei Menschen mit 
direktem Migrationshintergrund und 
kürzerer Aufenthaltsdauer (höchstens 
fünf Jahre) verringerten sich die unteren 
und mittleren Einkommen leicht. Die 
Einkommen der Bevölkerung ohne Mig­
rationshintergrund lagen im Jahr 2018 
bei den mittleren Einkommensschichten 
4,5 Prozentpunkte über den Vergleichs­
werten der Gesamtbevölkerung. Bereits 
länger in Deutschland lebende Personen 
mit direktem oder indirektem Migrati­
onshintergrund erreichten 2018 im Mit­
tel 85 beziehungsweise 88 % der mittle­
ren Einkommen der Gesamtbevölkerung. 
Bei Personen, die in den vergangenen 
fünf Jahren nach Deutschland gezogen 
sind, lagen die mittleren Einkommen nur 
bei 77 % des gesamtdeutschen Vergleichs­
wertes. Die Einkommen von Schutz­
suchenden fielen noch deutlich niedriger 
aus; bei längerer Aufenthaltsdauer lagen 
sie bei 58 %, bei kürzerer Aufenthaltsdau­
er (innerhalb der vergangenen fünf Jahre 
zugezogen) nur bei 38 % und bei Schutz­
suchenden in Gemeinschaftsunterkünf­
ten nur bei 26 % des gesamtdeutschen 
Vergleichswertes. u Tab 3

6.3.5 Armut in verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen
Die Armutsrisiken unterscheiden sich er­
heblich zwischen sozialen Gruppen und 
variieren im zeitlichen Verlauf, sowohl 
hinsichtlich der Armutsbetroffenheit als 
auch hinsichtlich des Bevölkerungsan­
teils spezifischer Risikogruppen. Um die 
Differenzierungen und Trends auch für 
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Prozent im Durchschnitt betrug die Armuts-
quote in der Gesamtbevölkerung 2015 bis 
2018 in Deutschland. Mit rund 22 Prozent 
lag die Armutsquote in Ostdeutschland in 
diesen Jahren deutlich über dem gesamt-
deutschen Wert. In strukturschwachen 
Regionen lag sie im Durchschnitt bei fast 
21 Prozent.

16



Förderungen zur Stärkung der regionalen 
Struktur und Wirtschaftskraft erhalten 
(Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
»Verbesserung der regionalen Wirtschafts­
struktur« im Zeitraum 2014–2020). Die 
Zuweisung nach Förderregionen erfolgt 
jeweils einheitlich anhand der davon 
ganz oder teilweise betroffenen Land­
kreise (basierend auf dem Gebietsstand 
Dezember 2017) ungeachtet weiterer in­
terner Differenzierungen (prädefinierte 
oder nicht prädefinierte C-Fördergebiete 
mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-
Fördergebiete). Die Bevölkerung in struk­
turschwachen Gebieten umfasst etwa 
40 % der Gesamtbevölkerung und verteilt 
sich im gesamten Bundesgebiet insbe­
sondere auf die Regionen Nord-West, die 
Stadtstaaten sowie nahezu die gesamte 
Region Ost (38 %) – die Region Süd-West 
ist indes weniger betroffen. Die nachfol­
gend beschriebenen Armutsquoten geben 
die Armutsrisiken innerhalb der jeweili­
gen Bevölkerungsgruppen wieder. Er­
gänzend werden in den Tabellen zudem 
die Bevölkerungsanteile der jeweiligen 
Gruppen in der Gesamtbevölkerung, in 
Ostdeutschland und den strukturschwa­
chen Gebieten ausgewiesen.

kleine Bevölkerungsgruppen, die von Ar­
mut betroffen sind, in robuster Weise ab­
zubilden, werden die Armutsquoten zu 
den ausdifferenzierten Personengruppen 
über verschiedene Jahre gemittelt – dazu 
wird neben der letzten Periode (2015–
2018) auch die eine Dekade zurückliegen­
de Periode (2005–2009) betrachtet. 

Im Folgenden wird gezeigt, welche 
Bevölkerungsgruppen, Familien- und 
Haushaltsformen über- oder unterdurch­
schnittlich von Armut betroffen sind. Die 
Armutskennziffern beziehen sich auf die 
Verteilung des monatlichen Haushalts­
nettoeinkommens innerhalb der gesam­
ten Bevölkerung. Neben der gesamtdeut­
schen Darstellung im zeitlichen Verlauf 
werden die Armutsrisiken der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen hier für die Pe­
riode 2015 bis 2018 auch in regionaler 
Differenzierung dargestellt. Dazu werden 
Bevölkerungsanteile und Armutsrisiken 
in Ostdeutschland jeweils separat ausge­
wiesen. Zudem werden die Armutsrisiko­
quoten in soziodemografischer Differen­
zierung für strukturschwache Gebiete 
dargestellt – also Gebiete, die nach euro­
päischen und nationalen Kriterien als 
Bund-Länder-Gemeinschaf tsaufgabe 

Die Armutsrisiken erhöhten sich in 
der Gesamtbevölkerung von knapp 13 % 
in den Jahren 2005 bis 2009 auf 16 % in 
den Jahren 2015 bis 2018. Die Armuts­
risikoquote in Ostdeutschland lag in den 
Jahren 2015 bis 2018 bei 22,1 % und da­
mit deutlich über dem gesamtdeutschen 
Wert. Die Armutsrisikoquote in struktur­
schwachen Gebieten betrug in diesem 
Zeitraum 20,6 % und lag damit ebenfalls 
deutlich über dem gesamtdeutschen Ver­
gleichswert. u Tab 4a

Frauen wiesen in Gesamtdeutschland 
in den Jahren 2015 bis 2018 geringfügig 
höhere Armutsrisiken auf als Männer.  
In Ostdeutschland wie auch in den 
strukturschwachen Gebieten lagen die 
Armutsrisiken bei den Männern etwas 
höher. Das Armutsrisiko von Kindern, 
Jugendlichen und mittleren Altersgrup­
pen erhöhte sich im Zeitverlauf. Zudem 
stiegen die Armutsrisiken beim Über­
gang in den Ruhestand (60–69 Jahre) 
stark an. In Ostdeutschland wiesen alle 
Altersgruppen mit Ausnahme der Älteren 
(ab 71  Jahre) überdurchschnittliche Ar­
mutsrisiken auf, insbesondere junge Er­
wachsene (20–29 Jahre) sowie auch Perso­
nen im jungen Erwerbsalter (30–39 Jahre). 

Bevölkerung Einkommensschwellen (in Euro)¹ Einkommensrelation

Anteil (in %) untere Einkommen 
[p20]

mittlere Einkommen 
[Median]

obere Einkommen 
[p80]

Median,  
Gesamt = 100

2016 2018 2016 2018 2016 2018 2016 2018 2016 2018

Gesamtbevölkerung 100,0 100,0 1 064 1 138 1 653 1 722 2 410 2 500 100,0 100,0

ohne Migrationshintergrund ² 76,6 75,6 1 170 1 250 1 722 1 800 2 541 2 600 104,2 104,5

mit indirektem Migrationshintergrund ² 9,3 9,9 885 957 1 377 1 467 2 116 2 222 83,3 85,2

mit direktem Migrationshintergrund ²,  
> 5 Jahre in Deutschland 10,1 10,7 964 1000 1 446 1 522 2 204 2 250 87,5 88,4

mit direktem Migrationshintergrund ²,  
≤ 5 Jahre in Deutschland 1,4 1,2 894 867 1 377 1 333 2 214 2 222 83,3 77,4

Schutzsuchende in Privathaushalten,  
> 5 Jahre in Deutschland 1,4 1,4 689 792 994 1 000 1 476 1 387 60,1 58,1

Schutzsuchende in Privathaushalten,  
≤ 5 Jahre in Deutschland 0,7 0,9 417 486 553 652 738 900 33,4 37,9

Schutzsuchende in Gemeinschafts
unterkünften, seit 2015 in Deutschland 0,3 0,2 331 362 384 440 465 820 23,3 25,6

1	 Schwellenwerte zur Abgrenzung der ärmsten [p20] beziehungsweise reichsten [p80] 20 % der Bevölkerung; der Median kennzeichnet die mittleren Einkommen [p50] in der Bevölkerung. 
2	 In Privathaushalten. 
Datenbasis: SOEPv35, Gewichtung unter Einschluss aller Erst-Samples, einschließlich Schutzsuchende in Gemeinschaftsunterkünften

u Tab 3  Verteilung der monatlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen bei Personen mit Migrationshintergrund  
und Schutzsuchenden 2016 und 2018
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote

2015–2018 2005–2009 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018

Bevölkerung insgesamt 100,0 12,7 16,0 100,0 22,1 100,0 20,6

17,3 der Gesamt
bevölkerung

40,5 der Gesamt
bevölkerung

Geschlecht

männlich 49,4 12,1 15,9 49,1 23,2 49,8 21,2

weiblich 50,7 13,4 16,1 50,9 21,1 50,2 20,0

Alter

Bevölkerung ab 18 Jahren 84,3 12,4 15,3 85,0 21,8 85,2 19,6

0 – 9 Jahre 8,3 12,7 19,1 7,7 25,6 7,6 26,5

10 – 19 Jahre 9,5 17,5 21,2 8,8 23,5 9,0 26,3

20 – 29 Jahre 11,5 19,2 24,4 10,3 35,8 11,8 31,7

30 – 39 Jahre 12,8 10,0 15,0 13,7 25,4 12,9 22,1

40 – 49 Jahre 13,3 12,0 12,7 12,1 16,2 12,7 17,2

50 – 59 Jahre 16,3 12,5 12,8 17,0 20,7 16,6 17,2

60 – 69 Jahre 12,4 9,4 16,1 14,6 26,0 13,6 20,5

70 – 79 Jahre 10,7 10,1 11,4 9,9 9,6 10,3 9,6

ab 80 Jahren 5,4 10,3 13,2 5,9 11,4 5,5 14,3

Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund 76,9 11,0 12,4 92,8 20,7 83,5 17,2

direkter Migrationshintergrund 13,6 21,8 29,2 4,2 45,7 9,6 38,2

indirekter Migrationshintergrund 9,5 18,2 26,1 3,0 33,1 6,8 36,9

Region³

Region Nord-West 42,7 11,6 16,4 X X 43,3 18,8

Region Süd-West 34,4 10,7 11,9 X X 5,7 15,9

Stadtstaaten 7,4 13,1 20,3 10,1 24,1 12,7 24,8

Region Ost 15,5 19,8 21,9 89,9 21,9 38,3 21,9

Regionstyp

städtisch 68,7 11,5 15,4 36,9 21,3 56,0 20,8

ländlich 31,3 15,4 17,5 63,2 22,6 44,0 20,3

Gemeindegrößenklasse

< 2 000 Einwohner /-innen 5,2 14,7 13,8 8,1 20,1 6,3 17,0

2 000 bis < 20 000 Einwohner /-innen 34,3 12,0 14,0 37,3 21,5 29,6 18,4

20 000 bis < 100 000 Einwohner / 
-innen 27,7 12,6 15,9 26,4 23,7 23,1 22,0

100 000 bis < 500 000 Einwohner / 
-innen 15,5 14,2 19,4 10,6 25,1 20,8 21,9

> 500 000 Einwohner /-innen 17,3 12,1 17,8 17,5 20,1 20,2 21,9

Mieterstatus

Eigentümerhaushalt 49,3 6,7 7,0 40,7 10,6 44,3 9,0

Mieterhaushalt 50,7 18,2 24,8 59,3 30,0 55,7 29,8

Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet. 
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost. 
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2014–2020. Die Zuweisung nach Förderregionen erfolgt jeweils 

einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2017) ungeachtet weiterer interner Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte 
C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

3	� Nord-West: Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein; Süd-West: Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland; Stadtstaaten: Berlin, Bremen, Hamburg; Ost: Brandenburg, 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern.

X	 Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEPv35

u Tab 4a  Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bevölkerungsgruppen 2005 – 2016, Mittelwert nach Perioden — in Prozent
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waren als in den anderen Landesteilen. 
Allerdings wiesen die Stadtstaaten zuletzt 
hohe Zuwächse bei den Armutsrisiko­
quoten auf, mit deutlich überdurch­
schnittlichen Werten. Auch in den nord­
westlichen Flächenländern stiegen die 
Armutsrisikoquoten. Die Bundesländer 
im Südwesten Deutschlands wiesen wei­
terhin die geringsten Armutsrisiken auf. 
Innerhalb der Region Ost lagen die Ar­
mutsrisiken in Stadtstaaten (Berlin-Ost) 
etwas über dem regionalen Mittel. Die 
Armutsrisiken in strukturschwachen Ge­
bieten fielen in den Stadtstaaten am höchs­
ten aus, gefolgt von der Region Ost.

Die Armutsrisiken stiegen zuletzt ins­
besondere in den mittleren und größeren 
Städten. Ländliche Gebiete wiesen in Ge­
samtdeutschland (auch in Ostdeutsch­
land) nur geringfügig höhere Armutsrisi­
ken auf als städtische Gebiete. In struk­
turschwachen Regionen waren hingegen 
die städtischen Armutsziffern gering­
fügig höher. Mieterhaushalte waren er­
wartungsgemäß weitaus stärker von Ar­
mutsrisiken betroffen als Eigentümer­
haushalte. Dies galt in gleicher Weise in 
Ostdeutschland wie auch in struktur­
schwachen Regionen. 

Verheiratet Zusammenlebende waren 
nach wie vor am geringsten von Armut 
betroffen. Getrenntlebende, Ledige und 
Geschiedene trugen ein deutlich erhöhtes 
Armutsrisiko insbesondere in Ostdeutsch­
land und den strukturschwachen Gebie­
ten. Verheiratet Zusammenlebende wiesen 
in Ostdeutschland sowie den struktur­
schwachen Gebieten nur geringfügig hö­
here Armutsquoten auf – bei Verwitweten 
lagen die Armutsziffern hier jeweils sogar 
unter dem gesamtdeutschen Mittel. u Tab 4b

Für Personen mit Hauptschulab­
schluss ohne beruflichen Abschluss oder 
mit sonstigem Bildungshintergrund 
erhöhten sich die Armutsrisiken im 
Zeitverlauf stark. Diese Personen wiesen 
in Deutschland insgesamt wie auch  
in Ostdeutschland oder den struktur­
schwachen Regionen jeweils eine weit 
überdurchschnittliche Betroffenheit von 
Armut auf. Die Armutsrisiken bei Absol­
ventinnen und Absolventen von Universi­

Zudem waren Ältere in Ostdeutschland 
beim Übergang in den Ruhestand (60–69 
Jahre) weit überdurchschnittlichen Ar­
mutsrisiken ausgesetzt. Die ältere ost­
deutsche Rentnergeneration profitierte 
dabei noch von systembedingten Unter­
schieden in der Arbeitsmarktbeteiligung 
mit durchgehenden Beschäftigungsver­
hältnissen bei Männern und Frauen aus 
der Zeit vor der Vereinigung. Bei der nach­
wachsenden Rentnergeneration kamen 
hingegen bereits die Anpassungsbrüche 
in den Erwerbskarrieren nach der deut­
schen Vereinigung mit erhöhter Alters­
armut zum Tragen. In strukturschwachen 
Gebieten waren ebenfalls insbesondere 
jüngere Altersgruppen sowie Personen 
beim Übergang in den Ruhestand stärker 
von Einkommensarmut betroffen.

Personen mit Migrationshintergrund 
waren in allen Zeitabschnitten einem 
höheren Armutsrisiko ausgesetzt als die 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. 
Personen mit direktem Migrationshinter­
grund, sprich mit eigener Migrations­
erfahrung, wiesen darunter etwas höhere 
Armutsrisiken auf als Personen mit in­
direktem Migrationshintergrund, die in 
Deutschland geboren wurden. Der starke 
Anstieg der ausgewiesenen Armutsrisi­
ken bei Personen mit indirektem Migra­
tionshintergrund geht auch einher mit 
der genaueren methodischen Erfassung 
dieser Personengruppen. In Ostdeutsch­
land war die Armutsbetroffenheit bei Mi­
grantinnen und Migranten – insbesondere 
mit direktem Migrationshintergrund − 
höher als in Deutschland insgesamt. Al­
lerdings ist ihr Bevölkerungsanteil hier 
weit geringer als in Westdeutschland. In 
strukturschwachen Gebieten lagen die 
Armutsrisiken bei Menschen mit direk­
tem oder indirektem Migrationshin­
tergrund in den Jahren 2015 bis 2018 
ebenfalls über den (hohen) Werten in 
Deutschland insgesamt, bei einem etwas 
geringeren Bevölkerungsanteil als in der 
Gesamtbevölkerung, aber einem höhe­
ren als in Ostdeutschland.

Die regionale Differenzierung ver­
deutlicht nochmals, dass die Armutsrisi­
ken in Ostdeutschland weiterhin höher 

täten und Fachhochschulen haben sich 
ebenfalls etwas erhöht, lagen aber erwar­
tungsgemäß deutlich unter dem gesamt­
deutschen Mittel – dies gilt auch für Ost­
deutschland sowie die strukturschwa­
chen Regionen.

Arbeitslose trugen nach wie vor ein 
sehr hohes Armutsrisiko, das sich im 
zeitlichen Verlauf (ungeachtet der zuletzt 
sinkenden Bevölkerungsanteile) noch 
weiter erhöht hat. Sie waren in den Jahren 
2015 bis 2018 mit 69 % in Gesamtdeutsch­
land, 83 % in Ostdeutschland und 77 %  
in den strukturschwachen Gebieten die 
Bevölkerungsgruppe mit der höchsten 
Armutsbetroffenheit. Auch in anderen 
Erwerbsgruppen, wie den Teilzeiter­
werbstätigen, den in Ausbildung Befind­
lichen sowie den Nichterwerbstätigen, 
partizipierten nicht alle in gleichem Um­
fang an der allgemeinen Wohlstandsent­
wicklung und die Armutsrisiken haben 
sich im Zeitverlauf etwas erhöht. Die Dif­
ferenzierung der Armutsrisiken nach der 
Erwerbsbeteiligung gilt in gleicher Weise 
für Ostdeutschland wie auch für die 
strukturschwachen Gebiete.

Innerhalb der beruflichen Statusgrup­
pen fanden sich, von den Auszubildenden 
sowie Volontärinnen und Volontären 
einmal abgesehen, die erwartungsgemäß 
erhöhten Armutsrisiken unterliegen,  
die höchsten Armutsquoten unter den  
un- und angelernten Arbeiterinnen und 
Arbeitern mit im Zeitverlauf steigender 
Tendenz. Insbesondere in Ostdeutsch­
land befanden sich un- und angelernte 
Arbeiterinnen und Arbeiter in erhebli­
chem Ausmaß in prekären Lebenslagen. 
Bei einfachen Angestellten stieg das 
Armutsrisiko im Vergleich zu den qualifi­
zierten Angestellten oder den Facharbei­
terinnen und Facharbeitern sowie Meis­
terinnen und Meistern im Zeitverlauf 
stärker an, wohingegen Beamtinnen und 
Beamte sowie hoch qualifizierte Ange­
stellte 2015 bis 2018 unverändert ein sehr 
geringes Armutsrisiko trugen. Selbst­
ständige wiesen insgesamt ein eher un­
terdurchschnittliches Armutsrisiko auf, 
mit allerdings höheren Armutsquoten in 
Ostdeutschland sowie mittleren Risiken 
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licher Anstieg der Armutsquoten bei Ein­
personenhaushalten und Mehrpersonen­
haushalten ab fünf Personen sowie bei 
jüngeren Haushalten. In Ostdeutschland 
waren die Armutsquoten zudem bei den 
jüngeren Haushalten sowie in Haushalten 
beim Eintritt in den Ruhestand (Haus­
haltsvorstand 55 bis 74 Jahre) überdurch­

in strukturschwachen Gebieten. Die im 
Zeitverlauf gestiegenen Armutsquoten 
betrafen innerhalb der erwerbstätigen 
Bevölkerung demzufolge insbesondere 
gering qualifizierte Arbeiterinnen und 
Arbeiter und einfache Angestellte. 

Bei der Betrachtung nach Haushalts­
typen zeigt sich im Zeitverlauf ein deut­

schnittlich hoch. In strukturschwachen 
Regionen zeigt sich ein deutliches Alters­
gefälle bei den Armutsrisiken zulasten 
der jüngeren Haushalte. u Tab 4c

Ein-Eltern-Haushalte (Alleinerziehen­
de) waren weit überdurchschnittlich von 
Armutsrisiken betroffen, Paarhaushalte 
ohne Kinder demgegenüber unterdurch­

Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote

2015–2018 2005–2009 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018

Bevölkerung ab 18 Jahren 100,0 12,4 15,3 100,0 21,8 100,0 19,6
17,4 der Bevölke-
rung ab 18 Jahren

40,9 der Bevölke-
rung ab 18 Jahren

Familienstand

verheiratet / zusammenlebend 49,9 8,3 10,0 45,9 13,3 47,0 12,6
verheiratet / getrennt lebend 2,5 21,2 21,9 2,5 24,0 2,5 26,5

ledig 29,8 17,6 21,2 32,2 33,0 31,6 28,0

geschieden 10,1 21,4 25,4 10,9 35,1 10,8 30,5
verwitwet 7,7 10,1 12,5 8,6 7,6 8,2 12,0

Bildungsabschluss

Hausptschule ohne beruflichen Abschluss 7,6 24,6 34,7 4,5 41,0 7,3 42,1
Realschule, Gymnasium ohne beruflichen 
Abschluss 2,8 13,8 18,8 1,8 30,0 2,7 26,1

Hauptschule mit beruflichem Abschluss 22,2 11,6 14,3 17,6 27,4 20,8 20,4

Realschule mit beruflichem Abschluss 24,3 10,4 12,4 39,3 21,4 29,8 16,7

Gymnasium mit beruflichem Abschluss 10,7 11,6 12,6 8,8 21,9 10,6 17,9

Fachhochschule, Universität 22,9 4,7 6,5 23,4 8,4 21,7 8,2

in Lehre, Schule, Studium 1,9 18,0 22,6 1,6 20,7 1,8 23,7
sonstige 7,6 25,2 30,1 3,0 52,5 5,3 40,0

Erwerbsstatus

erwerbstätig Vollzeit 38,9 4,4 4,7 39,6 7,5 37,9 6,3
erwerbstätig Teilzeit / gering 20,0 12,3 16,1 16,7 24,4 18,7 20,1

arbeitslos 5,8 51,5 68,8 8,9 82,8 8,1 77,0

in Ausbildung 3,6 22,7 29,6 3,0 35,3 3,6 36,8
nicht erwerbstätig 31,7 11,6 16,4 31,8 19,8 31,8 18,8

Berufliche Stellung

un- /angelernte Arbeiter /-innen 11,3 15,9 22,0 10,7 34,2 11,4 28,3
Facharbeiter /-innen, Meister /-innen 10,1 5,6 6,0 14,7 7,9 11,7 7,5

Selbstständige 9,4 8,8 10,6 10,4 20,5 9,3 16,2

Auszubildende, Volontärinnen / Volontäre 4,4 21,9 29,0 3,7 41,2 4,3 33,5

einfache Angestellte 16,5 10,0 16,0 17,7 19,8 17,6 18,3

qualifizierte Angestellte 25,9 2,5 4,2 24,1 7,3 24,8 5,8

leitende Angestellte 16,3 1,2 1,3 14,9 3,6 14,9 2,1

einfache / mittlere Beamtinnen / Beamte 1,4 0,8 2,0 1,3 3,1 1,8 1,7

gehobene / höhere Beamtinnen / Beamte 4,7 0,6 1,0 2,5 0,0 4,1 0,7

Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet.  
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost. 
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2014–2020. Die Zuweisung nach Förderregionen erfolgt jeweils 

einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2017) ungeachtet weiterer interner Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte 
C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

Datenbasis: SOEPv35

u Tab 4b   Betroffenheit von Armut in Deuschland nach Bildungs- und Beschäftigungsmerkmalen 2005–2018,  
Mittelwert nach Perioden — in Prozent
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u Tab 4c  Betroffenheit von Armut in Deuschland nach Haushaltsmerkmalen 2005–2018, Mittelwert nach Perioden — in Prozent

Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote

2015–2018 2005–2009 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018 2015–2018

Bevölkerung insgesamt 100,0 12,7 16,0 100,0 22,1 100,0 20,6
17,3 der Gesamt
bevölkerung

40,5 der Gesamt
bevölkerung

Haushaltsgröße
1-Personen-Haushalt 21,2 17,5 22,8 25,1 32,8 23,4 28,0
2-Personen-Haushalt 33,7 9,4 10,6 35,3 15,2 34,8 13,2
3-Personen-Haushalt 18,0 12,4 14,2 20,3 19,5 18,9 18,4
4-Personen-Haushalt 18,2 9,8 12,7 13,1 17,6 14,7 17,8
ab 5-Personen-Haushalt 9,0 21,7 30,4 6,2 36,3 8,2 40,7

Alter des Haushaltsvorstands
16–34 Jahre 15,4 17,0 24,8 16,5 36,5 16,1 31,7
35–54 Jahre 43,5 12,8 14,9 40,4 19,2 41,9 20,1
55–74 Jahre 29,0 10,9 14,7 30,9 23,0 30,2 18,8
ab 75 Jahren 12,0 10,8 11,9 12,2 10,2 11,8 12,0

Personengruppen
Haushaltsvorstand 54,5 13,3 16,5 57,1 24,0 56,1 20,9
(Ehe-)Partner /-innen 21,4 8,7 10,3 22,0 14,6 21,3 13,2
Kind(er) bis 17 Jahre 15,4 14,3 19,5 14,7 24,2 14,5 25,6
Kind(er) ab 18 Jahren 7,6 17,3 19,0 5,5 25,0 7,1 26,5
weitere Haushaltsmitglieder 1,1 / / 0,8 / 1,0 /

Haushaltstypen
Singlehaushalt 21,2 17,5 22,8 25,1 32,8 23,4 28,0
Paarhaushalt ohne Kind < 18 29,6 7,1 8,2 31,6 13,2 30,6 10,4
Paarhaushalt mit Kind(ern) < 18 29,9 11,3 14,7 26,4 18,2 26,8 19,8
Ein-Eltern-Haushalt mit Kind(ern) < 18 4,6 33,5 40,7 6,1 40,4 5,5 42,5
Post-Eltern-Haushalt mit Kind(ern) ≥ 18 13,5 14,2 15,0 10,1 21,0 12,4 21,0
anderer Haushalt 1,3 / / 0,7 / 1,2 /

Haushalts- / Lebenszyklus
Haushaltsvorstand 16–34 Jahre

Singlehaushalt 4,1 25,0 34,9 5,9 47,3 4,8 42,3
Paarhaushalt (ohne Kind < 18) 4,3 9,0 7,6 3,4 17,4 4,1 11,6

Haushaltsvorstand 35–54 Jahre
Singlehaushalt 5,1 16,8 20,4 6,0 31,5 5,9 29,3
Paarhaushalt (ohne Kind) 5,5 6,0 5,4 5,0 14,7 5,5 8,8

Haushalt mit Kind(ern) < 18
Paarhaushalt mit 1 Kind 12,4 10,8 11,3 12,3 13,6 11,8 15,0
Paarhaushalt mit 2 Kindern 12,4 9,5 12,3 9,7 16,4 10,2 16,7
Paarhaushalt ab 3 Kindern 5,1 17,5 28,6 4,3 35,0 4,8 38,0
Ein-Eltern-Haushalt mit 1 Kind 2,6 35,6 38,7 3,0 33,3 2,9 38,9
Ein-Eltern-Haushalt ab 2 Kindern 2,0 31,0 43,5 3,1 47,3 2,6 46,6
Haushalt mit Kind(ern) ab 18 Jahren 13,5 14,2 15,0 10,1 21,0 12,4 21,0

Haushaltsvorstand 55–74 Jahre
Paarhaushalt ohne Kind 13,7 6,9 9,3 17,0 14,7 15,2 11,0
Singlehaushalt 6,7 15,9 23,1 7,7 37,1 7,4 28,0

Haushaltsvorstand ab 75 Jahren
Paarhaushalt (ohne Kind) 6,1 7,7 8,7 6,2 6,0 5,9 9,6
Singlehaushalt 5,2 13,7 15,1 5,6 13,2 5,3 13,8
sonstige Haushalte³ 1,3 / / 0,7 / 1,2 /

Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet. 
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost. 
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2014–2020. Die Zuweisung nach Förderregionen erfolgt jeweils 

einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2017) ungeachtet weiterer interner Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte 
C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

3	 Haushalte, in denen weitere Personen (zum Beispiel Großeltern, Freunde) leben.
/	 Keine Angabe, da Zellenbesetzung gering. 
Datenbasis: SOEPv35
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allem in Ostdeutschland überdurch­
schnittlich ausgeprägt. Ungeachtet der 
insgesamt noch weiterhin eher niedrigen 
Altersarmut gab es offenkundig unter  
den Älteren vermehrt Gruppen mit er­
höhten Armutsrisiken. Die niedrigsten 
Armutsquoten hatten Paarhaushalte ohne 
Kinder. 

6.3.6 Dynamik von Einkommen  
und Armut
Die Stabilität oder Dynamik von Ein­
kommen und Armut gibt Auskunft über 
die Chancen und Risiken zur Verbesse­
rung beziehungsweise Verschlechterung 
der materiellen Grundlagen in einer Ge­
sellschaft. Die Veränderung von Einkom­
menspositionen im Zeitverlauf ist des­
halb auch ein entscheidender Hinweis 
dafür, inwieweit es Personen und Haus­
halten gelingt, defizitäre Positionen zu 
überwinden, und welchem Risiko sie aus­
gesetzt sind, in unzureichende Einkom­
menslagen zu gelangen. Diese Mobilität 

schnittlich. Die hohen Armutsrisiken 
von Alleinerziehenden unterscheiden sich 
indes in Ostdeutschland oder struktur­
schwachen Gebieten kaum vom gesamt­
deutschen Mittel.

Ordnet man die unterschiedlichen 
Haushaltstypen nach dem Ablauf im 
Lebenszyklus, so fällt zuerst der starke 
Anstieg der Armutsquoten bei jungen 
Alleinlebenden ins Auge. In den Jahren 
2015 bis 2018 war mehr als ein Drittel 
aller jungen Einpersonenhaushalte von 
Einkommensarmut (35 %) betroffen. 
Noch höher lag der Anteil in Ostdeutsch­
land (47 %) und in strukturschwachen 
Gebieten (42 %). Damit waren jüngere 
Alleinlebende inzwischen nahezu ähnlich 
stark von Armut betroffen wie Alleiner­
ziehende. Auch Paarhaushalte mit drei 
und mehr Kindern waren überdurch­
schnittlich stark von Armut betroffen. 
Bei Singlehaushalten im Alter von 55 bis 
74 Jahren war das Armutsrisiko in den 
Jahren 2015 bis 2018 gestiegen und vor 

zwischen verschiedenen Einkommenspo­
sitionen im zeitlichen Verlauf kann unter 
anderem durch sogenannte Mobilitäts­
matrizen berechnet und dargestellt wer­
den. Hierbei wird berechnet, welcher 
Bevölkerungsanteil zu zwei Zeitpunkten 
in denselben Einkommensklassen (Quin­
tilen) geblieben beziehungsweise in höhe­
re oder niedrigere Einkommensschichten 
gewechselt ist.

Um die Mobilitätsmuster über länge­
re Zeitabstände vergleichend darzustel­
len, wurden Verbleib und Übergänge in 
und aus Einkommensquintilen in einem 
vierjährigen Abstand zu drei verschiede­
nen Perioden betrachtet: 1994 bis 1998, 
2004 bis 2008 sowie 2014 bis 2018. Das 
Risiko, während der vier Folgejahre im 
untersten (ersten) Quintil zu verbleiben, 
erhöhte sich deutlich von 54 % in den 
1990er-Jahren auf 62 % in den Jahren 
2004 bis 2008 und verharrte von 2014 bis 
2018 auf ähnlichem Niveau (63 %). Der 
Anteil an Aufstiegen von der untersten in 
höhere Einkommenslagen verringerte 
sich entsprechend. In allen anderen Ein­
kommensquintilen (oberhalb des unters­
ten Quintils) erhöhte sich der Verbleib in 
der Periode 2014 bis 2018 im Vergleich zu 
den Jahren davor. Das gilt auch für die 
mittleren und höheren Einkommens­
quintile. Die Risiken des Abstiegs in 
untere Einkommenslagen sanken. Insge­
samt verringerte sich somit die Mobilität 
zwischen den Einkommensschichten im 
Zeitverlauf. u Tab 5

Im Folgenden wird der Frage nachge­
gangen, in welchem Umfang die Bevöl­
kerung in verschiedenen Einkommens­
schichten eines Jahres in den zurück­
liegenden vier Jahren Einkommensarmut 
erfahren hat. Dabei bleibt unbeachtet,  
ob diese individuellen Armutserfahrun­
gen zuvor im selben oder in einem an­
deren Haushalt gemacht wurden. Abbil­
dung  5 weist die zurückliegenden indi­
viduellen Armutserfahrungen für die 
Ausgangsjahre 1998, 2008 und 2018 aus. 
Für das Jahr 2018 werden diese zudem für 
die jüngste Altersgruppe bis 30 Jahre und 
für die Älteren ab 60 Jahren getrennt dar­
gestellt. u Abb 5

Ausgangsquintil Periode Verbleib Aufstiege Abstiege

1. Quintil 2014–2018 62,8 37,3 X

2004–2008 62,0 38,0 X

1994–1998 53,7 46,3 X

2. Quintil 2014–2018 48,9 29,7 21,4

2004–2008 42,4 32,2 25,4

1994–1998 40,8 40,6 18,6

3. Quintil 2014–2018 43,0 26,9 30,1

2004–2008 38,9 35,2 25,9

1994–1998 37,3 32,1 30,6

4. Quintil 2014–2018 44,2 18,9 37,0

2004–2008 42,6 17,2 40,3

1994–1998 40,6 22,9 36,6

5. Quintil 2014–2018 67,6 X 32,4

2004–2008 63,9 X 36,1

1994–1998 64,1 X 35,9

Lesehilfe: Von der Bevölkerung im Ausgangsquintil im Jahr A waren vier Jahre später, im Jahr B, X % der Bevölkerung im  
selben Quintil (Verbleib), sind auf- oder abgestiegen (Auf-, Abstiege). 
Quintil = 20 % der nach der Höhe des Einkommens geschichteten Bevölkerung. 1. Quintil = unterstes (ärmstes) Quintil;  
5. Quintil = oberstes (reichstes Quintil). 
Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet. 
X	 Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll. 
Datenbasis: SOEPv35

u Tab 5  Einkommensdynamik: Quintilsmatrizen im Zeitverlauf, stabiler / mobiler 
Bevölkerungsanteil gegenüber Ausgangszeitpunkt — in Prozent
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Von den Personen, die im Jahr 2018 in 
der untersten Einkommensschicht und 
damit in relativer Einkommensarmut 
lebten, waren 88 % bereits in den vier 
Vorjahren (2014 bis 2017) zumindest ein­
mal von Armut betroffen. Darunter war 
weit mehr als die Hälfte (60 %) in diesem 
Zeitraum dauerhaft arm mit Armuts­
episoden von mindestens drei Jahren. 
Die Bevölkerung in relativer Einkom­
mensarmut setzte sich im Jahr 2018 dem­
nach in folgender Weise zusammen: 44 % 
aller Personen in dieser Einkommens­
schicht waren auch in allen vier Jahren 
zuvor sowie weitere 17 % in drei der vier 
vorausgehenden Jahre permanent arm. 
Insgesamt 28 % erlebten in den zurücklie­
genden vier Jahren transitorische Verläu­
fe mit Ein- und Ausstiegen in und aus 
Armut, darunter 15 % mit zweimaliger 
und 13 % mit einmaliger Armutserfah­
rung in den zurückliegenden vier Jahren; 
weitere 12 % waren Neuzugänge bei der 
Armutspopulation.

Im Vergleich dazu setzte sich die Ein­
kommensschichtung im Jahr 2008 noch 
in folgender Weise zusammen: Nur 25 % 
aller Personen in dieser Einkommens­
schicht waren dauerhaft (in allen vier 
vorausgegangenen Jahren) arm, 21 % wa­
ren in drei Jahren arm, 37 % hatten einen 
transitorischen Armutsverlauf mit ein 
oder zwei Armutsepisoden in den zu­
rückliegenden vier Jahren und weitere 
17 % hatten zuvor keinerlei Armutserfah­
rung. Im Ausgangsjahr 1998 war der An­
teil mit permanenter Armutserfahrung 
noch geringer und der Anteil mit transi­
torischen Armutserfahrungen sowie die 
Neuzugänge in Armut höher. Der Anteil 
an Personen, die im zurückliegenden 
Zeitraum von vier Jahren mindestens 
einmal unter der Armutsgrenze lagen, 
nahm innerhalb der letzten Dekade stark 
zu, wobei insbesondere dauerhafte Ar­
mutsepisoden weiter anstiegen.

Mit zunehmender Höhe der Einkom­
men nahm der Personenkreis mit Armuts­
erfahrungen erwartungsgemäß ab. Im Be­
reich des prekären Wohlstands unmittel­
bar oberhalb der Armutsschwelle (60 bis 
75 % des Medianeinkommens) lebten 2018 

u Abb 5  Armutsdynamik verschiedener Einkommensschichten  
im zeitlichen Verlauf — in Prozent

Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet. 
Datenbasis: SOEPv35

4-mal arm 3-mal arm 2-mal arm 1-mal arm 0-mal arm

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2014 – 2017? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2018

43,8 16,5 15,0 12,5 12,3

4,1 6,8 17,310,9 61,0

8,83,4 83,9

7,1 89,6

96,6

96,9

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2014 – 2017? (bis 30 Jahre)
relative Position in % des Medianeinkommens 2018

41,2 17,615,8 14,1 11,4

5,9 15,09,7 19,5 50,0

4,6 5,1 76,012,5

3,5 82,113,6

93,02,83,1

93,34,2

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2014 – 2017? (ab 60 Jahren) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2018

46,0 15,8 12,810,7 14,8

5,2 7,7 14,9 69,8

90,65,6

93,63,5

98,9

97,3

<60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 1994 – 1997? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 1998 

19,9 17,8 17,5 21,1 23,7

7,5 13,1 22,3 56,1

3,2 11,4 83,1

4,3 93,4

93,95,1

2,0 97,5

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2004 – 2007? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2008  

25,2 20,8 18,1 19,1 16,7

4,2 5,9 11,6 20,4 57,8

4,0 83,710,3

5,4 92,5

5,1 94,0

97,6

243

Einkommensentwicklung – Verteilung, Angleichung, Armut und Dynamik  / 6.3  Private Haushalte – Einkommen und Konsum  / 6



Die Muster der Armutsdauer variier­
ten mit dem Lebensalter. Kinder, Jugend­
liche und junge Erwachsene (im Alter bis 
30 Jahre) wiesen im Vergleich zur Ge­
samtbevölkerung höhere Anteile an tran­
sitorischen Armutserfahrungen auf. Dies 
galt auch für die mittleren und höheren 
Einkommensschichten. Möglicherweise 
haben diese nach Abschluss der für diese 
Altersgruppe typischen Ausbildungspha­
sen temporäre Armutsphasen überwin­
den können. Ältere im untersten Ein­
kommensbereich trugen indes ein beson­
ders hohes Risiko, länger im prekären 
Einkommensbereich zu verbleiben.

knapp 40 % der Personen zumindest ein­
mal innerhalb der zurückliegenden 
vier Jahre unterhalb der Armutsgrenze − 
mit im Vergleich zu 2008 leicht rückläufi­
ger Tendenz bei den permanenten Armuts­
erfahrungen. Kurzfristige Armutserfah­
rungen reichten bis in die mittleren 
Einkommenslagen hinein. Selbst im Be­
reich höherer Einkommen haben noch 
zwischen 2 und 3 % der Personen zumin­
dest kurzfristige Armutserfahrungen ge­
macht. Insgesamt erhöhten sich insbe­
sondere die Risiken anhaltender Armuts­
episoden. Folglich verringerten sich die 
Chancen, Armutsepisoden zu überwinden. 
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Mit Vermögen und Einkommen werden 
grundlegende Konzepte zur Beschrei­
bung des Wirtschaftsgeschehens einer 
Volkswirtschaft und der sozioökonomi­
schen Struktur einer Gesellschaft bezeich­
net. Das Vermögen ist eine Bestands­
größe, die zu einem Zeitpunkt (zum Bei­
spiel am Jahresende) bestimmt wird; 
Einkommen stellt dagegen eine Strom­
größe dar, die je Periode (zum Beispiel 
Jahr oder Monat) gemessen wird. 

Das aggregierte Volksvermögen einer 
Gesellschaft kann von verschiedenen 
Sektoren einer Volkswirtschaft gehalten 
werden, die auch Letzteigentümersekto­
ren genannt werden. Dies sind der Staat, 
das Ausland und die privaten Haushalte 
inklusive der privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck wie Kirchen, Ge­
werkschaften oder Stiftungen. Im Folgen­
den wird eine Beschreibung der Höhe, 
Entwicklung und Verteilung der Vermö­
gen der privaten Haushalte präsentiert; 
detaillierte Informationen zu den priva­
ten Organisationen ohne Erwerbszweck 
liegen in Deutschland nicht vor. 

Aus Sicht der privaten Haushalte 
spricht man von sieben Funktionen, die 
private Vermögen erfüllen können: Aus 
Vermögen kann Einkommen in Form von 
Zinsen, Dividenden, Mieten, Pachten und 
ausgeschütteten Gewinnen erzielt werden 
(Einkommenserzielungsfunktion); Sach­
vermögen kann selbst genutzt werden,  
zum Beispiel eine Immobilie (Nutzungs­
funktion); durch Auf brauchen von 
Vermögen kann der Konsum bei Ein­
kommensausfällen stabilisiert werden 
(Sicherungsfunktion); Vermögen kann 
verschenkt und vererbt werden (Ver­
erbungsfunktion); Vermögen spielt auch 
bei der Erziehung und Ausbildung von 
Kindern oft eine wichtige Rolle (Sozia­
lisationsfunktion). Der Besitz von ins­
besondere höherem Vermögen gewährt 
gesellschaftliches Prestige und damit 
einen höheren Rang in der gesellschaft­
lichen Hierarchie (Prestigefunktion);  
und schließlich verleiht Vermögen, ins­
besondere der Besitz von größerem Pro­
duktivvermögen, wirtschaftliche und 

gegebenenfalls auch politische Macht 
(Machtfunktion). Aus dieser Vielzahl an 
Einzelfunktionen, die weit über jene des 
laufenden Einkommens hinausgehen, 
lässt sich das besondere ökonomische 
und gesellschaftliche Interesse an Ver­
mögen und dessen Verteilung ableiten.

6.4.1 Höhe des Nettovermögens
Das im Folgenden präsentierte Nettover­
mögen setzt sich aus dem Bruttover­
mögen abzüglich sämtlicher Verbind­
lichkeiten zusammen. Die Komponenten 
des Bruttovermögens sind (1) das selbst­
genutzte Wohneigentum, (2) sonstiger 
Immobilienbesitz (unter anderem un­
bebaute Grundstücke, Ferien- und Wo­
chenendwohnungen), (3) Geldvermögen 
(Sparguthaben, Spar- und Pfandbriefe, 
Aktien und Investmentanteile), (4) Ver­
mögen aus privaten Versicherungen 
(Lebens- und private Rentenversicherun­
gen einschließlich sogenannter Riester­
verträge), (5) Bausparverträge, (6) Betriebs­
vermögen (Besitz von Einzelunterneh­
men und Beteiligung an Personen- oder 
Kapitalgesellschaften; nach Abzug von 
betrieblichen Verbindlichkeiten), (7) 
Sachvermögen in Form wertvoller Samm­
lungen wie Gold, Schmuck, Münzen oder 
Kunstgegenstände sowie (8) der Wert von 
Fahrzeugen. Die gesamten Verbindlich­
keiten bestehen aus (9) den Hypotheken­
krediten auf selbst genutzte Immobilien, 
(10) Hypothekenkrediten auf sonstige 
Immobilien, (11) Konsumentenkrediten 
sowie (12) Studienkrediten. 

In dem hier verwendeten Nettover­
mögen werden Teile des Realvermögens 
nicht berücksichtigt. Dies betrifft unter 
anderem den Wert des Hausrats sowie 
Bargeld und den Wert von Eigentums­
rechten an Patenten. Darüber hinaus sind 
Anwartschaften an Alterssicherungs­
systeme aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung, Beamtenpensionen, berufs­
ständischen Versorgungswerken oder Be­
triebsrenten nicht enthalten, obwohl 
diese für die Mehrheit der Bevölkerung 
den grundlegenden Pfeiler der Altersvor­
sorge darstellen. Diese Anwartschaften 

6.4 
Private Vermögen – 
Höhe, Entwicklung 
und Verteilung
Markus M. Grabka,  
Christoph Halbmeier 
Deutsches Institut für Wirtschafts
forschung (DIW Berlin)

WZB / SOEP
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werden aber üblicherweise nicht zum rea­
len Geld- und Sachvermögen gezählt, da 
diese die üblichen Vermögensfunktionen – 
abgesehen von der Sicherungsfunktion – 
nicht erfüllen. Insbesondere sind An­
wartschaften nicht beleihbar und können 
nicht veräußert werden. Die Datenbasis, 
die für die folgende Analyse verwendet 
wird, ist das Sozio-oekonomische Panel 
(SOEP), eine seit 1984 jährlich durch­
geführte repräsentative Befragung von 
Personen in Privathaushalten. Das SOEP 
erfasst das Vermögen auf individueller 
Ebene, das bedeutet, dass jede Person  
ab 17 Jahren Auskunft zu den zwölf 
verschiedenen Vermögenskomponenten 
gibt. Zuletzt wurde das Vermögen im 
SOEP im Jahr 2017 erfragt.

Im Jahr 2017 hatten die privaten 
Haushalte in Deutschland (ohne die An­
staltsbevölkerung zum Beispiel in Alters- 
oder Studentenheimen) ein aggregiertes 
Bruttovermögen von rund 9,4 Billionen 
Euro, wobei Grund- und Immobilien­
besitz mit 6,4 Billionen Euro den über­
wiegenden Anteil ausmachte. Die Ver­
bindlichkeiten der privaten Haushalte 
beliefen sich nach dieser Abgrenzung  
auf rund 1,2 Billionen Euro, vorrangig 
bestehend aus Hypothekenkrediten in 
Höhe von rund 1 Billion Euro. Das Net­
tovermögen der privaten Haushalte in 
Deutschland betrug damit im Jahr 2017 
rund 8,2 Billionen Euro.

Das durchschnittliche Nettovermö­
gen je Erwachsenen (Personen ab 17 Jah­
ren) lag 2017 bei gut 111 000 Euro. Der 
Median der Vermögensverteilung, also 
der Wert, der die reichsten 50 % der Be­
völkerung von der ärmeren Hälfte trennt, 
lag bei einem Vermögen von 27 000 Euro. 
Dieser Wert ist wesentlich niedriger als 
der Durchschnitt – ein Indiz für die un­
gleiche Verteilung des Vermögens. Gut 
ein Fünftel aller Erwachsenen verfügte 
über kein nennenswertes Vermögen –  
bei 6 % aller Erwachsenen waren die 
Verbindlichkeiten sogar höher als das 
Bruttovermögen. Das reichste Prozent 
der Bevölkerung (dies entspricht dem 
99. Perzentil) ab 17 Jahren besaß ein Netto­
vermögen von mindestens einer Million 

Euro. Dieser Wert dürfte aber unterschätzt 
sein, da in freiwilligen Bevölkerungs­
befragungen typischerweise Multimillio­
näre kaum und Milliardäre nicht erfasst 
werden. Zieht man den Wert der Fahr­
zeuge ab und schließt auch die Verbind­
lichkeiten aus Studienkrediten aus, die 
beide in den Vorjahren nicht erhoben 
wurden, so zeigt sich, dass gegenüber 
dem Jahr 2012 – der vorherigen Erfra­
gung der privaten Vermögen – deutliche 
Zuwächse über nahezu die gesamte Be­
völkerung vorliegen. Insgesamt hat das 
Nettovermögen der Personen ab 17  Jah­
ren (siehe vorletzte Spalte in Tabelle 1) 
im Vergleich zu 2012 um etwa ein Viertel 
zugelegt. Die Zuwächse fielen über die 
Vermögensverteilung hinweg nahezu 
gleich groß aus, mit Ausnahme derjeni­
gen, die keinerlei Vermögen besaßen. 
Der Zuwachs erklärt sich vor allem aus 
Wertsteigerungen bei Immobilien, aber 
auch beim Geldvermögen, dabei vor 
allem durch den gestiegenen von Wert­
papieren. u Tab 1

6.4.2 Vermögensungleichheit
Ein Standardmaß zur Messung von Ver­
mögensungleichheit ist der Gini-Koeffi­
zient. Dieser ist auf den Wertebereich 
zwischen 0 (vollkommene Gleichver­
teilung) und 1 (vollkommene Ungleich­
verteilung) normiert, das heißt, je höher 
der Wert ist, desto stärker ausgeprägt ist 
die gemessene Ungleichheit. Für 2017 er­
gab sich ein Koeffizient von 0,76 (siehe 
letzte Spalte in Tabelle 1). In Deutsch­
land ist die Ungleichheit der Vermögens­
verteilung damit im Vergleich zur Ver­
teilung der verfügbaren Haushaltsein­
kommen mehr als doppelt so hoch (siehe 
Kapitel 6.3, Seite 229). 

Im Zeitraum von 2002 bis 2012 wur­
den der Wert der Fahrzeuge und die 
Schulden aufgrund von Studienkrediten 
nicht erfragt. Zieht man das Nettover­
mögen ohne diese beiden Komponenten 
heran und betrachtet die Veränderung 
über die Zeit, so ist erkennbar, dass die 
Vermögensungleichheit zunächst von 
2002 auf 2007 leicht zunahm, um dann 

2002 2007 2012 2017
2017 inklusive dem 

Wert von Fahrzeugen 
und abzüglich von 
Studienkrediten

Mittelwert (in Euro) 80 476 82 182 84 319 105 655 111 284

Perzentile¹ (in Euro)

p99 767 952 813 943 839 308 1 071 825 1 091 262

p90 211 867 209 694 218 760 269 516 280 390

p75 99 568 92 482 100 006 125 050 133 100

Median 15 000 14 520 17 000 21 500 27 462

p25 0 0 0 0 2 000

p10 0 0 0 0 0

p1 – 20 305 – 30 000 – 24 374 – 22 987 – 20 000

Anteil der Personen 
mit einem Nettover-
mögen <0 Euro (in %)

5,7 7,7 7,6 6,8 6,3

Anteil der Personen 
mit einem Nettover
mögen = 0 Euro (in %)

21,9 20,3 19,7 21,8 14,3

Gini-Koeffizient 0,776 0,799 0,780 0,777 0,758

90:50-Perzentils
verhältnis 14,1 14,5 12,9 12,5 10,2

2002 bis 2012 wurde der Wert von Fahrzeugen und Studienkrediten nicht erhoben. 
1	 Perzentile unterteilen einen geordneten Datensatz in hundert Teile.
Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, mit 0,1% Top-Coding, individuelle Nettovermögen

u Tab 1  Höhe der Nettovermögen und deren Verteilung 2002 – 2017
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zile. Das zehnte Dezil beschreibt demnach 
den Anteil der reichsten 10 % der Bevölke­
rung am Gesamtvermögen. Tabelle 2 zeigt, 
welchen Anteil jedes Dezil am gesamten 
Nettovermögen hält. Im ersten Dezil war 
dieser Wert im Jahr 2017 negativ. Das 
bedeutet, dass diese Gruppe im Durch­
schnitt überschuldet war, sprich über ne­
gative Nettovermögen verfügte. Fasst man 
die ärmere Hälfte der Bevölkerung zu­
sammen, so belief sich deren Anteil am 
gesamten Nettovermögen nur auf 1,4 %. 
Die unteren sieben Dezile der Bevölke­
rung kamen zusammen auf einen Anteil 
am Gesamtvermögen von knapp 12,5 %. 
Im Gegensatz dazu hielten die Personen 
des obersten Dezils allein einen Anteil von 
rund 56 %. Fokussiert man auf das reichs­
te Prozent der Bevölkerung, so erhält 
man einen Anteil von allein rund 18 %. 
Das bedeutet, dass das reichste Prozent 
der Bevölkerung in etwa einen so großen 
Anteil am Gesamtvermögen hielt wie drei 
Viertel der gesamten Bevölkerung. u Tab 2

6.4.3 Zusammensetzung  
des Vermögens 
Die Betrachtung reiner Nettogrößen ver­
deckt im Allgemeinen wichtige Unter­
schiede bezüglich der Zusammensetzung 
des Vermögens und eventueller Schulden. 
So kann ein niedriges Nettovermögen 
schlicht ein niedriges Geldvermögen aus­
drücken, es kann aber auch das Ergebnis 
eines hohen Bruttovermögens bei gleich­
zeitig hohem Schuldenstand sein (zum 
Beispiel bei jungen Familien kurz nach 
dem Erwerb eines mit Hypotheken belas­
teten Eigenheims). 

Zunächst wird die Verbreitung der ver­
schiedenen Vermögens- und Schulden­
komponenten in der erwachsenen Bevöl­
kerung betrachtet. Knapp die Hälfte besaß 
im Jahr 2017 Geldvermögen (45 %), über 
Vermögen in Form von privaten Versiche­
rungen verfügte ein Drittel (34 %), Bau­
sparverträge wurden von 28 % der erwach­
senen Bevölkerung gehalten. Knapp 40 % 
waren Besitzer beziehungsweise Miteigen­
tümerinnen einer selbst genutzten Immo­
bilie. Sonstige Immobilien wurden hinge­
gen nur von 11 % der erwachsenen Bevöl­

kerung gehalten. Wenig verbreitet waren 
auch Wertsachen und Betriebsvermögen 
mit einem Anteil von jeweils deutlich 
weniger als 10 %. Zwar stellen Fahrzeuge 
keine klassische Geldanlage dar, dennoch 
können Fahrzeuge im Einzelfall einen 
hohen Wert aufweisen. Der Verbreitungs­
grad von Fahrzeugen lag unter der er­
wachsenen Bevölkerung bei 60 %. u Tab 3

Schulden waren geringer verbreitet 
als das Bruttovermögen, denn 75 % der 
Bevölkerung hatten Bruttovermögen, 
aber nur 33 % wiesen Schulden auf. In­
nerhalb der Gruppe mit Schulden, stellten 
Hypotheken auf selbst genutzte Immobi­
lien die häufigste Verbindlichkeit dar 
(18 %), gefolgt von Konsumentenkrediten 
(14 %). Aufgrund der generell geringen 
Verbreitung von sonstigen Immobilien 
wiesen nur 4 % der erwachsenen Bevölke­
rung Hypotheken auf sonstige Immobili­
en auf. Studienkredite hatten mit einem 
Anteil von 3 % an der Bevölkerung eine 
untergeordnete Bedeutung. 

Welchen Anteil haben die skizzierten 
Vermögens- und Schuldenkomponenten 
am gesamten Nettovermögen? Die quan­
titativ bedeutendste Vermögensform ist 
mit einem Anteil von 58 % des gesamten 
Nettovermögens das selbst genutzte 
Wohneigentum. Geldvermögen wiesen 
zwar eine hohe Verbreitung in der Bevöl­
kerung auf, gemessen am Nettovermögen 
kam dieser Vermögenskomponente aber 
nur ein Anteil von 14 % im Jahr 2017 zu. 
Von etwas größerer quantitativer Rele­
vanz war dagegen der sonstige Immobili­
enbesitz mit einem Anteil von 19 %. Alle 
Schulden standen mit 16 % in Relation 
zum Nettovermögen. Alle weiteren Kom­
ponenten hatten einen Anteil am Netto­
vermögen von jeweils weniger als 10 %. 

Betrachtet man nur die Population 
derjenigen, die eine bestimmte Vermö­
genskomponente halten, so waren im Jahr 
2017 die höchsten Werte beim Betriebs­
vermögen zu beobachten: Bei Personen 
mit Betriebsvermögen betrug dieses Ver­
mögen im Durchschnitt 267 000  Euro 
pro Kopf. Der entsprechende Anteilswert 
selbst genutzter Immobilien belief sich 
auf rund 172 000 Euro. Bei Ehepaaren 

bis 2012 leicht zurückzugehen und bis 
2017 auf diesem Niveau zu verharren. 

Ein alternatives Verteilungsmaß ist 
das 90:50-Perzentilsverhältnis. Perzentile 
erhält man, indem man die Bevölkerung 
nach der Höhe des Vermögens sortiert 
und in hundert Gruppen einteilt. Das 
90. Perzentil gibt dann beispielsweise den 
Wert des Nettovermögens an, der mindes­
tens erreicht sein muss, um zu den reichs­
ten 10 % der Bevölkerung zu gehören. Das 
90:50-Perzentilsverhältnis zeigt an, wie 
viel reicher die ärmste Person des  
90. Perzentils im Verhältnis zur reichsten 
Person des 50. Perzentils ist. Im Jahr 2017 
lag dieser Faktor bei 10. Mit anderen Wor­
ten: Die reichsten 10 % der Bevölkerung 
verfügten über mehr als das Zehnfache 
des Nettovermögens der Personen, die 
sich in der Mitte der Vermögensverteilung 
befanden. Ohne den Wert von Fahrzeugen 
und ohne Studienkredite lag der Wert im 
Jahr 2017 sogar bei 12,5 (vorletzte Spalte 
in Tabelle 1). Für die Zeit seit 2002 weist 
dieses Ungleichheitsmaß auf eine leichte 
Abnahme der Vermögensungleichheit 
zwischen diesen Gruppen hin.

Alternativ lässt sich die Ungleichheit 
der Vermögensverteilung auch durch An­
teile am Gesamtvermögen darstellen. Sor­
tiert man die Bevölkerung nach der Höhe 
der Nettovermögen und teilt sie in zehn 
gleich große Gruppen ein, erhält man De­

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaus-
halten, mit 0,1 % Top-Coding, individuelle Nettovermögen

u Tab 2  Anteil am gesamten Nettover
mögen nach Dezilen 2017 — in Prozent

Anteil je Dezil kumulierter 
Anteil

1. Dezil – 1,2 – 1,2

2. Dezil 0,0 – 1,2

3. Dezil 0,2 – 1,0

4. Dezil 0,7 – 0,3

5. Dezil 1,7 1,4

6. Dezil 3,9 5,3

7. Dezil 7,2 12,5

8. Dezil 12,0 24,5

9. Dezil 19,4 43,9

10. Dezil 56,1 100,0
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wird dies typischerweise von beiden Part­
nern zu gleichen Teilen gehalten, sodass 
bei diesen mit durchschnittlichen Ver­
kehrswerten von selbst genutzten Immo­
bilien in Höhe von 344 000 Euro zu rech­
nen ist. Das Portfolio des sonstigen Im­
mobilienbesitzes wurde im Durchschnitt 
mit rund 200 000 Euro bewertet. Diejeni­
gen, die auch Verbindlichkeiten auf ihren 
Immobilien haben, wiesen bei selbst ge­
nutzten Immobilien Restschulden auf­
grund von Hypotheken in Höhe von 
60 000 Euro, bei sonstigen Immobilien in 
Höhe von 111 000 Euro auf. Das Geldver­
mögen belief sich bei denjenigen mit 
einer solchen Vermögensart auf rund 
37 000 Euro; private Versicherungen ka­
men auf einen Wert in Höhe von rund 
22 000 Euro, Wertsachen immerhin noch 
auf 15 000 Euro, gefolgt vom Bauspargut­
haben in Höhe von knapp 11 000 Euro. 
Der Wert der Fahrzeuge belief sich bei 
den Fahrzeugbesitzern im Schnitt auf 
knapp 10 000 Euro. Aufseiten der weiteren 

Verbindlichkeiten summierte sich die 
Restschuld aus Konsumentenkrediten auf 
knapp 19 000 Euro je Person. Personen mit 
Studienkrediten waren im Durchschnitt 
mit rund 8 000 Euro verschuldet. 

Die Zusammensetzung der Vermö­
gensportfolios ist aber über die Vermö­
gensverteilung hinweg sehr unterschied­
lich. Daher wird im Folgenden die Zu­
sammensetzung des Vermögens nach 
Dezilen des Nettovermögens betrachtet. 
Im ersten Dezil war das Nettovermögen 
negativ, da diese Personen insbesondere 
Restschulden aus Konsumentenkrediten 
in einer Höhe von im Schnitt 13 000 Euro 
aufwiesen; Bruttovermögen lagen im ers­
ten Dezil vor allem in Form von Immobi­
lien mit einem Wert von insgesamt rund 
5 500  Euro vor. Im zweiten und dritten 
Dezil lagen nahezu keine Bruttovermögen, 
aber auch kaum Schulden vor. Im vierten 
Dezil hatten Fahrzeuge mit rund 4 000 
Euro den höchsten Wert. Ab dem fünften 
Dezil gewann der selbst genutzte Immobi­

lienbesitz an Bedeutung und stellte je­
weils die quantitativ wichtigste Vermö­
genskomponente dar. Parallel dazu nahm 
die relative Bedeutung von Hypotheken­
restschulden ab; ab dem sechsten Dezil 
machten diese jeweils Werte in Höhe von 
rund 14 000 bis 21 000 Euro aus. Das 
oberste (zehnte) Dezil unterschied sich 
nicht nur in der absoluten Vermögens­
höhe von den anderen Dezilen, sondern 
auch in der Zusammensetzung des Ver­
mögens. Bei dieser Personengruppe verlor 
die selbst genutzte Immobilie an Relevanz 
und drei andere Komponenten gewannen 
an Gewicht. Dies waren der sonstige Im­
mobilienbesitz, das Geldvermögen und 
das Betriebsvermögen. Auf der anderen 
Seite fielen Hypothekenrestschulden auf 
eine eigene Immobilie geringer aus. Rest­
schulden auf sonstige Immobilien (zum 
Beispiel Mietshäuser, Ferienwohnungen) 
waren im Vergleich zu den anderen Dezi­
len hingegen höher. u Abb 1

6.4.4 Unterschiede nach Alter  
und Region 
Zwischen Ost- und Westdeutschland be­
stehen markante Unterschiede in der 
Höhe des Nettovermögens. Während in 
Westdeutschland im Jahr 2017 Personen 
ab 17 Jahren im Durchschnitt über ein 
Vermögen von knapp 125 000 Euro pro 
Kopf verfügten, betrug der Wert in Ost­
deutschland mit nur etwa 55 000 Euro pro 
Kopf weniger als die Hälfte. Gemessen am 
Median – also dem Wert, der die obere 
von der unteren Hälfte der Bevölkerung 
trennt – war das Gefälle noch größer: Im 
Westen lag er bei knapp 35 000 Euro, im 
Osten bei nur rund 13 000 Euro. 

Ein Vergleich des Nettovermögens 
nach Altersklassen zeigt für Westdeutsch­
land ein deutliches Lebenszyklusmuster: 
Bis zu einem Alter von 25 Jahren verfüg­
ten junge Erwachsene im Jahr 2017 über 
ein durchschnittliches Nettovermögen 
von weniger als 10 000 Euro. Mit Ab­
schluss der Ausbildungsphase und dem 
Eintritt in das Erwerbsleben besteht die 
Möglichkeit des Sparens und des Aufbaus 
von Vermögen, gleichzeitig steigt die 
Wahrscheinlichkeit von Erbschaften oder 

Anteil der  
Besitzer /-innen in  
der erwachsenen 

Bevölkerung 

Anteil der jeweiligen 
Vermögens-/

Schulden- 
komponente

Je erwachsener 
vermögens

besitzender Person

in % in % des 
Nettovermögens Mittelwert in Euro

Bruttovermögen 75 116 160 043

Selbst genutztes 
Wohneigentum 39 58 171 997

Sonstige Immobilien 11 19 199 600

Geldvermögen 45 14 36 805

Betriebsvermögen 4 9 266 816

Wertsachen 8 1 15 136

Versicherungen 34 6 21 691

Bausparvermögen 28 3 10 620

Fahrzeuge 60 5 9 808

Schulden 33 16 54 950

Hypotheken auf selbst  
genutzte Immobilien 18 9 60 372

Hypotheken auf sonstige 
Immobilien 4 4 111 422

Konsumentenkredite 14 2 18 920

Studienkredite 3 0,2 7 911

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten

u Tab 3  Vermögenskomponenten des individuellen Nettovermögens 2017
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1. Dezil 3. Dezil 4. Dezil 5. Dezil 6. Dezil 7. Dezil 8. Dezil 9. Dezil 10. Dezil2. Dezil

Studienkredite Konsumentenkredite 

Hypotheken auf 
sonstigen Immobilien 

Hypotheken auf selbst 
genutzte Immobilien 

Fahrzeuge Bausparvermögen 
Versicherungen Wertsachen 
Betriebsvermögen Geldvermögen 
sonstige Immobilien selbst genutztes Wohneigentum 
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Schenkungen. Im Ergebnis steigt das 
durchschnittliche Nettovermögen ab ei­
nem Alter von 26 Jahren deutlich. Das 
höchste durchschnittliche individuelle 
Nettovermögen besaß die Gruppe der 71- 
bis 75-Jährigen mit etwa 205 000 Euro. 
Hierbei kommt dem Aufbau von Netto­
vermögen in Form von Immobilien be­
sondere Bedeutung zu, da zum einen bis 
zum Rentenbeginn Hypotheken auf Im­
mobilien häufig vollständig zurückge­
zahlt werden, zum anderen Wertsteige­
rungen dieser Vermögensart stärker ins 
Gewicht fallen. Im höheren Lebensalter 
erfolgt typischerweise ein Vermögensver­
zehr. Ältere Kohorten weisen eher niedri­
gere Nettovermögen auf, da bereits Teile 
des Vermögens an nachgelagerte Genera­
tionen in Form von Schenkungen über­
tragen oder aufgrund von gesundheitli­
chen Bedarfen teilweise aufgebraucht 
wurden. Die gesetzliche Pflegeversiche­
rung bietet beispielsweise nur einen 
Teilkaskoschutz bei Pflegebedürftigkeit. 
Nicht alle Kosten werden übernommen 
und restliche Ausgaben müssen selbst ge­
tragen werden. u Abb 2

Das in Westdeutschland klar erkenn­
bare Lebenszyklusmuster war in Ost­
deutschland weniger stark ausgeprägt. Bei 
einem Vergleich zwischen beiden Landes­
teilen wird erkennbar, dass in allen Al­
tersgruppen das individuelle Nettover­
mögen in Ostdeutschland geringer aus­
fiel als in Westdeutschland. Bei Personen  
im erwerbsfähigen Alter erklärt sich das 
vor allem durch das weiterhin niedrigere 
Lohnniveau in Ostdeutschland, das die 
Möglichkeiten des Sparens negativ beein­
flusst, wenngleich die Mietpreise in Ost­
deutschland insgesamt geringer ausfallen 
als in Westdeutschland. Ein weiterer zen­
traler Faktor besteht in den deutlich 
niedrigeren Immobilienpreisen in Ost­
deutschland, da in vielen Landkreisen  
in Ostdeutschland die Bevölkerungszahl 
stagniert oder sogar schrumpft und in 
der Folge die Nachfrage nach Immobilien 
und damit ihr Preis gering ausfällt. 

Besonders ausgeprägt war der Vermö­
gensunterschied in den beiden Landes­
teilen in den Altersgruppen ab 55 Jahren. 

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, individuelle Nettovermögen

u Abb 1  Zusammensetzung des Vermögens nach Dezilen  
des Nettovermögens 2017 — in Tausend Euro
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Die höchste Differenz zeigt sich in der 
Altersgruppe der 76- bis 80-Jährigen mit 
einem Unterschied von rund 135 000 Euro. 
In dieser Altersgruppe hielten Menschen 
aus den neuen Bundesländern mit 46 000 
Euro erheblich geringere Nettovermögen 
als solche in Westdeutschland mit 
182 000 Euro. Ältere Erwachsene in Ost­
deutschland sind mehrheitlich in der DDR 
aufgewachsen. Der große Vermögensun­
terschied bei dieser Gruppe erklärt sich 
damit, dass in der DDR systembedingt 
kaum die Möglichkeit bestand, Vermö­
gen aufzubauen. Aber auch in der Zeit 
nach der deutschen Vereinigung war der 
Vermögensauf bau vor allem aufgrund  
der weitaus höheren Arbeitslosigkeit als 
in Westdeutschland nur eingeschränkt 
möglich. Auch mittelfristig werden Ver­
mögensunterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland bestehen bleiben, da 
sich diese in Form von Erbschaften und 
Schenkungen auf die folgenden Generati­
onen fortschreiben. 

6.4.5 Einkommen und Vermögen
Eine der Funktionen, die Vermögen er­
füllen kann, ist die Einkommenserzie­
lungsfunktion, da durch Kapitalerträge, 
zum Beispiel durch Zinsen, Dividenden 
oder auch Mieteinahmen, zusätzliches 
Vermögen generiert werden kann. Zudem 
gilt, dass Personen mit einem hohen Net­
toeinkommen auch eher in der Lage sind, 
Geld zu sparen, und somit schneller Ver­
mögen akkumulieren. Somit bedingen 
sich Einkommen und Vermögen gegen­
seitig. Es ist daher davon auszugehen, 
dass mit einer höheren Einkommensposi­
tion auch ein höheres Nettovermögen 
einhergeht. 

Der Vergleich der Jahre 2012 und 2017 
bestätigt diesen Zusammenhang. Im ers­
ten Einkommensdezil war das durch­
schnittliche Nettovermögen mit Werten 
von jeweils rund 24 000 Euro am gerings­
ten. In beiden Jahren nahm die Höhe des 
Nettovermögens über die Einkommens­
verteilung hinweg deutlich zu und erreich­

te im höchsten Einkommensdezil – also 
den 10 % der Bevölkerung mit den höchs­
ten Nettoeinkommen – Werte von knapp 
250 000 Euro im Jahr 2012 und rund 
350 000 Euro im Jahr 2017. Die absolute 
Veränderung zwischen beiden Jahren  
fiel im obersten Einkommensdezil mit 
100 000 Euro mit Abstand am höchsten 
aus. Relativ gesehen waren die Zuwächse 
aber deutlich gleichmäßiger verteilt, mit 
knapp 40 % in der Mitte wie auch an der 
Spitze der Verteilung. Am untersten 
Rand der Einkommensverteilung stag­
nierte dagegen das Nettovermögen. Dies 
erklärt sich auch aus dem Vermögens­
portfolio, da im unteren Einkommens- 
und Vermögensbereich vor allem Vermö­
genskomponenten vorliegen, die in dem 
betrachteten Zeitraum ihren Wert nur 
wenig verändert haben, zum Beispiel 
Fahrzeuge. u Abb 3

6.4.6 Die Relevanz von Erbschaften 
und Schenkungen
Vermögensaufbau kann auf unterschied­
liche Weise geschehen. Eine Möglichkeit 
ist das regelmäßige Sparen. Je höher  
das Haushaltsnettoeinkommen ist, desto 
eher kann Geld zur Seite gelegt werden, 
um Vermögen aufzubauen. Dabei nimmt 
nicht nur der Anteil der Sparerinnen und 
Sparer mit der Höhe des Einkommens zu, 
sondern auch die Höhe des Sparbetrags. 
Vermögensveränderungen ergeben sich 
aber auch durch Wertsteigerungen. Hier­
bei ist nicht nur an kurzfristige Verände­
rungen bei den Aktienkursen zu denken. 
Auch andere Vermögensarten können 
ihren Wert über die Zeit hinweg deutlich 
ändern. Dies gilt zum Beispiel für Wert­
sachen wie Kunstgegenstände oder 
Sammlungen, aber auch für das Betriebs­
vermögen oder den Wert von Immobilien. 
Letztere haben in weiten Teilen Deutsch­
lands vor allem seit 2010 erhebliche Wert­
steigerungen erfahren, die sich primär 
aus einer veränderten Nachfrage ergaben, 
die besonders in den städtischen Regio­
nen Deutschlands hoch war. Neben dem 
Vermögensauf bau durch regelmäßiges 
Sparen oder Wertsteigerungen spielen 
auch intergenerationale Transfers eine 

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, mit 0,1% Top-Coding

u Abb 2  Individuelles Nettovermögen nach Altersgruppen und Region 2017  
— in Tausend Euro
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Alter in Jahren

wichtige Rolle. Solche Transfers können 
sowohl inter vivos in Form von Schen­
kungen stattfinden als auch post mortem, 
das heißt in Form von Erbschaften nach 
dem Tod einer Person. 

In Deutschland gab im Jahr 2017 jeder 
zehnte Erwachsene an, in den vergange­
nen 15 Jahren eine Erbschaft oder größere 
Schenkung erhalten zu haben. Dabei 
haben vornehmlich Personen im mittle­
ren Erwachsenenalter (zwischen 25 und 
54 Jahren) größere Schenkungen erhalten. 
Erbschaften wurden vorwiegend von älte­
ren Personen (über 55 Jahre) bezogen. Die 
durchschnittliche Höhe dieser Erbschaf­
ten und größeren Schenkungen belief sich 
auf rund 84 000 Euro. Vergleicht man die 
Höhe des Nettovermögens der Personen, 
die angaben, eine Erbschaft oder größere 
Schenkung erhalten zu haben, mit den 
Personen, bei denen es keinen solchen 
Transfer gab, so ist erkennbar, dass das 
Nettovermögen der Ersteren in allen Al­
tersgruppen höher ausfällt. Über alle Er­
wachsenen hinweg machte diese Differenz 
etwa 140 000 Euro aus. Auch hier gilt, 
dass Personen, die selbst bereits ein über­
durchschnittliches Vermögen ansparen 
konnten, häufig auch höhere Erbschafts- 
beziehungsweise Schenkungsbeträge er­
halten. Hier spielt die familiäre Herkunft 
eine relevante Rolle, da die eigene soziale 
Stellung über intergenerationale Transfers 
an die nachfolgende Generation übertra­
gen werden kann. u Abb 4

6.4.7 Vermögen und  
Wohneigentum 
Deutschland ist im europäischen Ver­
gleich eines der Länder mit dem gerings­
ten Anteil von Eigentümerinnen und 
Eigentümern einer selbst genutzten Im­
mobilie. Immobilien stellen gleichzeitig 
die quantitativ wichtigste Anlageform 
dar, bei der es zudem in den vergangenen 
Jahren deutliche Wertsteigerungen gab. 
Daher lohnt eine Analyse des Vermögens 
nach Wohneigentum. Zu berücksichtigen 
ist dabei, ob eine Immobilie mit Hypo­
theken belastet ist, die das Nettover­
mögen der Eigentümerin oder des Eigen­
tümers verringern. 

Ohne den Wert von Fahrzeugen und ohne Studienkredite. 
Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, mit 0,1% Top-Coding, individuelle Nettovermögen

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten

u Abb 3  Nettovermögen nach Dezilen des Haushaltsnettoeinkommens 2012 und 2017 
— in Tausend Euro

u Abb 4  Durchschnittliches Nettovermögen nach Altersgruppen und nach Erhalt 
einer Erbschaft oder Schenkung 2017 — in Tausend Euro
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Der Anteil der Eigentümerinnen und 
Eigentümer einer selbst genutzten Im­
mobilie lag im Jahr 2017 bei knapp 39 %. 
Bei etwas mehr als der Hälfte dieser Per­
sonen war die Immobilie voll entschul­
det. Ihr Nettovermögen fiel 2017 mit 
rund 280 000 Euro überdurchschnittlich 
aus. War die Immobilie noch mit Hypo­
theken belastet, so verfügten die Eigen­
tümerinnen und Eigentümer über ein 
durchschnittliches Nettovermögen von 
169 000 Euro. Personen, die zur Miete 
wohnen – immerhin in Deutschland die 
Hälfte der gesamten erwachsenen Bevöl­
kerung –, hatten durchschnittlich ein 
Nettovermögen von nur etwa 25 000 Euro. 
In einem Zeitraum von zehn Jahren 
(2007–2017) hat sich das nominale Net­
tovermögen im Schnitt um etwa 23 000 
Euro für die Gesamtpopulation erhöht. 
Überdurchschnittlich fiel der Zuwachs 
bei Eigentümerinnen und Eigentümern 
einer selbst genutzten Immobilie mit 
39 000 Euro im Vergleich zu nur knapp 
5 000 Euro bei den Mieterinnen und 
Mietern aus. u Abb 5

Der hohe Wert des Nettovermögens 
bei Eigentümerinnen und Eigentümern ei­
ner selbst genutzten Immobilie ergibt sich 
primär aus Wertsteigerungen der Immo­
bilie. Zudem verpf lichten sich Eigen­
tümerinnen und Eigentümer mit einer 
Hypothek zu einer langfristigen Vermö­
gensbildung, da sie über lange Zeiträume – 
häufig 20 bis 25 Jahre – regelmäßige Zins- 
und Tilgungsleistungen tätigen. Von 
Bedeutung ist schließlich auch ein Selekti­
onsmechanismus auf dem Immobilien­
markt, der bewirkt, dass Personen mit 
einem eher überdurchschnittlichen Ein­
kommen eine höhere Kreditwürdigkeit 
aufweisen und somit eher in der Lage sind, 
eine Immobilie zu erwerben. 

6.4.8 Vermögen nach  
sozialer Position
Das Ausbildungsniveau und der ausgeüb­
te Beruf haben einen maßgeblichen Ein­
fluss auf die Höhe des Einkommens einer 
Person und damit auch auf ihre Spar­
möglichkeiten. Somit lassen sich Unter­
schiede in der Höhe des Nettovermögens 

u Abb 5   Individuelle Nettovermögen nach Wohneigentum  
— in Tausend Euro

Ohne den Wert von Fahrzeugen und ohne Studienkredite. 
Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, mit 0,1 % Top-Coding

Mittelwert Median Bevölkerungs-
struktur

in Euro in Euro in %
In Ausbildung, Praktikanten / Praktikantinnen 8 011 130 6,4

Un-, angelernte Arbeiter /-innen, Angestellte 
ohne Ausbildungsabschluss 44 027 9 520 11,4

Gelernte Facharbeiter /-innen, Angestellte mit 
einfacher Tätigkeit 70 243 31 000 9,5

Vorarbeiter /-innen, Meister /-innen, Poliere / 
Polierinnen, Angestellte mit qualifizierter Tätigkeit 122 966 94 840 25,9

Angestellte mit umfassenden Führungsaufgaben 306 891 171 668 0,8

Beamte / Beamtinnen einfacher, mittlerer Dienst 80 801 39 590 0,8

Beamte / Beamtinnen gehobener, höherer Dienst 181 009 130 230 2,8

Selbstständige ohne Mitarbeiter /-innen 215 538 78 370 3,4

Selbstständige mit 1 bis 9 Mitarbeitern / 
Mitarbeiterinnen 334 814 208 700 1,7

Selbstständige mit 10 oder mehr Mitarbeitern /
Mitarbeiterinnen 1 431 351 998 172 0,4

Nicht erwerbstätig 76 622 7 400 5,9

Arbeitslos 14 097 0 4,6

Rentner /-innen, Pensionäre / Pensionärinnen 150 243 67 180 26,3

Insgesamt 111 284 27 462 100,0

Datenbasis: SOEPv35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten, mit 0,1 % Top-Coding

u Tab 4  Individuelles Nettovermögen nach sozialer Stellung 2017
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Bei diesen dürfte vorhandenes Vermögen 
auch zur Glättung des Konsums herange­
zogen worden sein, um den Ausfall des Er­
werbseinkommens zu kompensieren. Zu­
dem gilt, dass bei Bezieherinnen und Be­
ziehern von Arbeitslosengeld II zunächst 
privates Vermögen zum Teil aufgebraucht 

werden muss, bevor staatliche Transfer­
leistungen bewilligt werden. Nichterwerbs­
tätige hielten ein Nettovermögen von 
etwa 76 000 Euro. Letztlich ist noch die 
Gruppe der Rentnerinnen und Pensionäre 
zu nennen, deren Nettovermögen bei im 
Schnitt 150 000 Euro im Jahr 2017 lag. 

zwischen Personen mit unterschiedlicher 
sozialer Position erwarten. 

Generell gilt, dass mit steigender be­
ruflicher Position auch das Nettovermö­
gen zunimmt. Altersbedingt stehen Aus­
zubildende oder Praktikantinnen und 
Praktikanten erst am Anfang ihrer beruf­
lichen Karriere. Entsprechend niedrig 
fällt das Nettovermögen mit im Schnitt 
8 000 Euro aus. Un- oder angelernte 
Arbeiterinnen und Arbeiter sowie Ange­
stellte wiesen im Jahr 2017 ein durch­
schnittliches Nettovermögen von rund 
44 000  Euro auf, bei Facharbeiterinnen 
und Facharbeitern waren es 70 000 Euro. 
Vorarbeiter, Meisterinnen und Angestell­
te mit qualifizierten Tätigkeiten besaßen 
im Schnitt 123 000 Euro, während Ange­
stellte mit umfassenden Führungsaufga­
ben ein durchschnittliches individuelles 
Nettovermögen von knapp 307 000 Euro 
erreichten. Untergliedert nach Dienst­
graden zeigt sich, dass Beamtinnen und 
Beamte im einfachen oder mittleren 
Dienst ein Nettovermögen von gut 
81 000 Euro und damit etwa so viel auf­
wiesen wie Facharbeiterinnen und Fach­
arbeiter. Beamtinnen und Beamte des 
gehobenen oder höheren Dienstes hin­
gegen hielten ein Nettovermögen von 
etwa 181 000 Euro und damit deutlich 
mehr als Angestellte mit qualifizierten 
Tätigkeiten. u Tab 4

Am höchsten fällt das Vermögen von 
Selbstständigen aus. Zum einen sind 
Selbstständige zumeist nicht gesetzlich 
rentenversichert und betreiben stärker 
private Altersvorsorge in Form von priva­
ten Versicherungen oder Immobilien, 
zum anderen ist dies dem Betriebsver­
mögen selbst geschuldet. Bei Selbststän­
digen ohne Mitarbeiterinnen beziehungs­
weise Mitarbeiter lag das Nettovermögen 
bei etwa 216 000 Euro; es stieg auf knapp 
335 000 Euro bei Selbstständigen mit bis 
zu neun Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern und nahm den höchsten Wert von 
etwa 1,4 Millionen Euro bei Selbstständi­
gen mit mehr als zehn Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern an. 

Über ein geringes Nettovermögen ver­
fügten Arbeitslose mit rund 14 000 Euro. 
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Euro betrug 2017 das durchschnittliche 
Nettovermögen eines Erwachsenen in 
Ostdeutschland. In Westdeutschland 
war es mit 125 000 Euro pro Kopf mehr 
als doppelt so hoch. 

55 000

Euro Nettovermögen im Schnitt 
besaßen im Jahr 2017 Angestellte 
mit qualifizierten Tätigkeiten,  
Vorarbeiter und Meisterinnen.

123 000

Euro Nettovermögen im Schnitt besaßen 
im Jahr 2017 Selbstständige mit mehr als 
zehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

1 400 000



Median Mittelwert

Lettland

Ungarn

Litauen

Estland

Griechenland

Polen

Kroatien

Niederlande

Slowakei

Deutschland

Portugal

Österreich

Slowenien

Finnland

Frankreich

Spanien

Italien

Irland

Zypern

Belgien

Malta

Luxemburg

20,5

35,9

45,9

47,7

60,0

60,5

61,5

67,4

70,3

70,8

74,8

82,7

91,6

99,4

107,2

117,6

119,1

132,3

185,0

195,9

212,5

236,1

498,5

43,0

71,8

84,3

111,9

93,9

95,6

106,6

186,0

103,5

232,8

162,3

250,3

144,3

229,2

206,6

242,0

258,6

214,3

367,8

499,7

366,2

400,7

897,9

  Länder gesamt

6.4.9 Vermögen im  
europäischen Vergleich
Für einen Vergleich der Höhe des Netto­
vermögens innerhalb europäischer Län­
der stellt die Europäische Zentralbank 
(EZB) seit dem Beginn des vergangenen 
Jahrzehnts harmonisierte Mikrodaten 
zur Verfügung. Mittels eines standardi­
sierten Fragebogens werden alle relevan­
ten Vermögenskomponenten erfasst, um 
das Nettovermögen der Privathaushalte 
zu beschreiben. Im Folgenden wird das 
Nettohaushaltsvermögen ausgewiesen. 
Dabei ist zu beachten, dass die Haushalts­
größe je nach Land unterschiedlich groß 
ausfällt. Insbesondere in südeuropäi­
schen Ländern leben mehr Personen in 
einem Haushalt als in Ländern Mittel­
europas. Bei einer Pro-Kopf-Betrachtung, 
würden damit die Unterschiede zwischen 
den Ländern etwas geringer ausfallen  
im Vergleich zu der im Folgenden ver­
wendeten Analyse des Haushaltsnetto­
vermögens.

Zieht man zunächst den Median des 
Nettohaushaltsvermögens heran, also den 
Wert, der die reichsten 50 % der Haushal­
te von der ärmeren Hälfte trennt, so lag 
dieser für die betrachteten europäischen 
Länder im Jahr 2017 bei 99 000 Euro. Das 
höchste Median-Nettohaushaltsvermögen 
fand sich in Luxemburg mit knapp 
500 000 Euro, gefolgt von Malta mit rund 
236 000 Euro und Belgien mit 213 000 
Euro. Aber auch die von der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise 2008/2009 schwer 
getroffenen Staaten Spanien und Italien 
wiesen mit gut 120 000 Euro beziehungs­
weise 132 000 Euro ein relativ hohes mitt­
leres Nettohaushaltsvermögen auf. Am 
anderen Ende hatte Lettland mit 20 000 
Euro das geringste Nettohaushaltsver­
mögen. Nur wenig mehr wies Ungarn mit 
36 000 Euro auf. Für Griechenland, das 
durch die Finanzmarkt- und die sich dar­
an anschließende Eurokrise ab 2008 be­
sonders stark getroffen wurde, lag ein 
Wert von 60 000 Euro vor. Für Deutsch­
land betrug der Median des Nettohaus­
haltsvermögens rund 71 000 Euro. Dieser 
Wert liegt etwas unterhalb des mittleren 
Bereichs der betrachteten Länder und fällt 

Quelle: Europäische Zentralbank (EZB) 2020, Household Finance and Consumption Survey (HFCS); eigene Darstellung

u Abb 6  Nettohaushaltsvermögen in europäischen Ländern 2017  
— in Tausend Euro
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Zypern

Estland

Niederlande

Österreich

Portugal

Spanien

Lettland

Ungarn

Luxemburg

Irland

Frankreich

Litauen

Malta

Belgien

Finnland

Kroatien

Slowenien

Italien

Polen

Griechenland

Slowakei

Länder gesamt

Deutschland

40,6

41,3

41,3

43,4

44,0

46,6

46,8

47,2

47,7

47,9

49,2

50,0

50,2

51,4

51,9

52,1

52,7

53,9

55,4

56,4

56,6

58,1

62,1

sortiert man die Länder nach der Höhe 
dieses Werts, so ändert sich die Reihung 
der Länder am unteren und oberen Rand 
kaum. Zwei Länder verbessern aber ihre 
Position in dieser Reihung um jeweils 
fünf Ränge. Dies sind Deutschland und 
Österreich, die beide ein relativ geringes 
Median-, aber ein deutlich höheres 

Durchschnittsvermögen aufweisen. So 
lag der Wert des Durchschnitts des Net­
tohaushaltsvermögens in Deutschland 
bei 233 000 Euro und damit etwa im 
Schnitt aller betrachteten europäischen 
Länder mit 229 000 Euro. Die unter­
schiedliche Positionierung bei der Rei­
hung der Länder, je nachdem ob der Me­
dian oder der Mittelwert herangezogen 
wird, ergibt sich aus dem Ausmaß an Un­
gleichheit des Vermögens. Deutschland 
und Österreich sind zwei Länder mit ei­
nem überdurchschnittlichen Ausmaß an 
Vermögensungleichheit, bei dem wenige 
Personen sehr hohe Vermögen besitzen. 
Nach Angaben von Capgemini Financial 
Service Analysis (2019) lebten im Jahr 
2018 in Deutschland 1,35 Millionen Ver­
mögensmillionäre und in Österreich 
145 000. Der Anteil dieser Vermögensmil­
lionäre an der gesamten Bevölkerung lag 
in beiden Ländern bei 1,6 %. Im Vergleich 
dazu betrug in Spanien der entsprechen­
de Anteil der Vermögensmillionäre an 
der Gesamtbevölkerung nur 0,5 %. 

Ein weiteres Maß zur Messung der 
Ungleichheit der Haushaltsnettover­
mögen ist neben dem Bevölkerungsanteil 
der Vermögensmillionäre der Anteil der 
reichsten 10 % aller Haushalte am Ge­
samtvermögen. Je höher der Wert ausfällt, 
desto größer ist die beschriebene Un­
gleichheit. Innerhalb der von der EZB be­
trachteten europäischen Länder lag dieser 
Anteil im Jahr 2017 bei knapp 52 %. Mit 
anderen Worten: Die reichsten 10 % der 
Haushalte besaßen rund die Hälfte des 
Nettovermögens. Ein ähnlicher Wert lag 
für Länder wie Luxemburg oder Spanien 
vor. Eine geringe Vermögensungleichheit 
wiesen vor allem osteuropäische Länder 
wie die Slowakei und Polen, aber auch 
Griechenland mit Werten von etwa 41 % 
auf. Im Gegensatz dazu ist die Vermögens­
ungleichheit besonders hoch in Ländern 
wie Zypern, Estland, den Niederlanden, 
aber auch in Deutschland und Österreich. 
In den beiden letztgenannten Ländern 
hatten die reichsten 10 % aller Haushalte 
einen Anteil am Nettogesamtvermögen 
von rund 56 %. An der Spitze stand Zy­
pern mit einem Anteil von 62 %. u Abb 7

damit in etwa so hoch aus wie in Portugal 
mit 75 000 Euro oder der Slowakei mit 
70 000 Euro. u Abb 6

Wird alternativ der Mittelwert anstel­
le des Medians herangezogen – der Mit­
telwert kann stark von einzelnen Aus­
reißern wie Milliardären beeinflusst sein, 
was beim Median nicht der Fall ist – und 

Quelle: Europäische Zentralbank (EZB) 2020, Household Finance and Consumption Survey (HFCS); eigene Darstellung

u Abb 7  Anteil der reichsten 10 % aller Haushalte am Gesamtvermögen  
in europäischen Ländern 2017 — in Prozent
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Zypern
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Frankreich

Litauen
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Kroatien

Slowenien

Italien
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Deutschland 43,9

45,9

57,5

57,9

60,3

66,3

68,2

68,5

69,0

69,3

69,5
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72,7

74,5

75,3

75,9

76,3

79,3

81,4

84,0

85,3

88,8

93,2

halten mit selbst genutzten Immobilien 
ist die Vermögensungleichheit dagegen 
eher gering. Dies trifft beispielsweis  
auf Länder wie Kroatien oder die Slo­
wakei zu, die einen Anteil von mehr als 
85 % selbst nutzender Eigentümerinnen 
und Eigentümer von Immobilien auf­
wiesen. u Abb 8

Dass der Immobilienbesitz in Deutsch­
land so gering ausfällt, hat auch histori­
sche Gründe. So wurden durch den Zwei­
ten Weltkrieg große Teile des Immobili­
enbestands stark beschädigt oder zerstört. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg stieg zudem 
aufgrund der Vertreibung von deutsch­
stämmigen Personen vornehmlich aus 
den ehemaligen Ostgebieten wie Ost­
preußen, Pommern und Schlesien die 
Bevölkerungszahl stark an, sodass Wohn­
raum fehlte. Im Ergebnis herrschte lange 
Jahre nach dem Krieg Wohnungsmangel 
in Deutschland. Diesem Mangel wurde 
unter anderem durch den öffentlich ge­
förderten Mietwohnungsbau begegnet. In 
der DDR lag die Quote selbst nutzender 
Immobilienbesitzerinnen und -besitzer 
nochmals deutlich niedriger als in 
Westdeutschland. Hier machte sich die 
Wohnungspolitik der DDR bemerkbar, 
die eine Nivellierung der Lebensformen 
zugunsten eines sozialistischen Familien­
bilds anstrebte, bei der privater Immobili­
enbesitz verpönt war. Zudem zeichnet 
sich Deutschland im internationalen Ver­
gleich durch einen hohen Mieterschutz 
aus, der einen Verbleib in einer Mietwoh­
nung attraktiv macht. 

6.4.10 Ausblick
Dem privaten Vermögen kommt für die 
private Altersvorsorge eine wachsende 
Bedeutung zu, da mit den zu Beginn der 
2000er-Jahre beschlossenen Reformen 
der Alterssicherung das Sicherungsni­
veau in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung abgesenkt wurde und private Vor­
sorge zum Beispiel in Form von privaten 
Versicherungen wie Riesterrenten an Be­
deutung gewinnt. Der durchschnittliche 
Vermögenswert von privaten Versiche­
rungen belief sich 2017 aber nur auf 
knapp 22 000 Euro. Ob damit die Lücken 

Quelle: Europäische Zentralbank (EZB) 2020, Household Finance and Consumption Survey (HFCS); eigene Darstellung

u Abb 8  Anteil der Haushalte mit selbst genutztem Immobilienbesitz  
in europäischen Ländern 2017 — in Prozent

Eine der Ursachen für das unter­
schiedliche Ausmaß an Vermögensun­
gleichheit zwischen den europäischen 
Ländern besteht in Unterschieden im Be­
sitz selbst genutzter Immobilien. Diese 
Vermögensart bildet die quantitativ wich­
tigste Vermögensform in faktisch allen 
europäischen Ländern. Dabei findet sich 
typischerweise folgendes Muster: Länder 

mit einem geringen Anteil von Eigen­
tümerinnen und Eigentümern selbst 
genutzter Immobilien weisen typischer­
weise auch ein höheres Maß an Vermögen­
sungleichheit auf. So hatten in Deutsch­
land und Österreich nur 44 beziehungs­
weise 46 % aller Haushalte auch eine 
eigene selbst genutzte Immobilie. In Län­
dern mit einem hohen Anteil an Haus­
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Zuge der Coronapandemie Aktien welt­
weit stark gefallen, doch finden sich auch 
schnelle Erholungstendenzen, die je nach 
Dauer und Intensität einer Krise unter­
schiedlich schnell wieder das Ausgangs­
niveau erreichen lassen. Zwischenzeitlich 
können aus Buchverlusten aber reale 
Verluste werden, wenn Personen gezwun­
gen sind, Vermögen zu veräußern. Dies 
dürfte über alle Teile der Vermögensver­
teilung vorkommen, da zum einen Be­
schäftigte in Kurzarbeit wechseln oder 
ihnen gekündigt wird, zum anderen 
Selbstständige krisenbedingt Umsatz- 
und damit Einkommensausfälle erleiden. 
Die betroffenen Personen sind dann häufig 
gezwungen, Einkommenslücken durch 
Verkauf von liquiden Vermögen wie Wert­
papieren, dem Abzug von Geld von Giro­
konten oder durch Aufnahme von Krediten 
zu schließen. 

Letztlich kann eine Krise einen dämp­
fenden Effekt auf die Vermögensungleich­
heit haben, da insbesondere Personen aus 
dem obersten Dezil in der kurzen Frist 
Buchverluste durch sinkende Werte von 
Geldvermögen und Betriebsvermögen 
erleiden können. Mittelfristig werden 
diese Personen aber auch wieder stärkere 
Zuwächse bei diesen Anlagen erfahren, 
da nach einer Krise diese Vermögens­
arten in der Vergangenheit immer über­
durchschnittliche Wertsteigerungen auf­
wiesen. Eine wichtige Rolle spielen 
schließlich Maßnahmen der Bundes­
regierung, etwa im Rahmen möglicher 
Konjunkturpakete oder der Unterstüt­
zung bestimmter Gruppen durch spezifi­
sche Hilfsprogramme.

in der Absicherung der gesetzlichen 
Rentenversicherung geschlossen werden 
können, bleibt fraglich. Ungewiss ist 
auch, ob die zusätzliche private Alters­
vorsorge zu einem zusätzlichen Vermö­
gensauf bau führt oder ob die privaten 
Haushalte bisherige Sparformen zuguns­
ten der Riesterrenten umschichten. In 
letzterem Fall werden sich Lücken in der 
Altersversorgung kommender Rentner­
kohorten in Deutschland auftun und zu 
einem Anstieg der Altersarmut führen. 

Die hier beschriebenen Vermögens­
werte beziehen sich auf das Jahr 2017 und 
damit auf die Zeit vor der Coronapande­
mie. Zwar sind derzeit die Auswirkungen 
dieser Krise auf die Vermögen der Privat­
haushalte nur eingeschränkt abzuschät­
zen. Dennoch können aufgrund der Zu­
sammensetzung des Vermögens grobe 
Tendenzen einer weiteren Entwicklung 
beschrieben werden. Zunächst gilt, dass 
Verbindlichkeiten im Rahmen einer Krise 
nicht ihren betragsmäßigen Wert ändern. 
Damit bleibt dieser Teil des Vermögens­
portfolios abgesehen von zwischenzeitlich 
geleisteten Tilgungen unverändert. Auf 
kurze bis mittlere Sicht dürfte sich auch 
der Wert von Immobilien nur gering­
fügig ändern, da der Wert stark von demo­
grafischen Prozessen wie Zu- und Weg­
zug aus einer Region geprägt wird und 
sich Angebot und Nachfrage nach Immo­
bilien kurzfristig nur wenig ändern.

Im Gegensatz dazu wirkt sich eine 
wirtschaftliche Krise generell schnell und 
direkt auf das Geld- und Betriebsver­
mögen und hier insbesondere auf Wert­
anlagen wie Aktien aus. Zwar sind im 
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